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Kernfrage des Gesundheitssystems Großdemo in Wien 

„Wir reden hier über die Frage, ob wir verhindern 
können, dass dieser Bereich völlig der Profitlogik 
untergeordnet wird.“ 


Am 30. Juni demonstrierten in Wien 100 000 Be¬ 
schäftigte gegen den 12-Stunden-Tag und die 
60-Stunden-Woche. 
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Thema der Woche 


Drohende Gefahr 

Die Bundesländer wollen nacheinander ihre 
Polizeigesetze verschärfen, zu Lasten der Bür¬ 
ger- und Freiheitsrechte. Nordrhein-Westfalen 
(NRW) und Niedersachsen wollen nach Bayern 
und Baden-Württemberg diesen antidemokra¬ 
tischen Schritt gehen. Die UZ sprach mit Nils 
Jansen, Sprecher der Initiative „Grundrechte 
verteidigen!“, über das geplante Polizeigesetz 
in NRW. Frank Darguß schildert, was in Nieder¬ 
sachsen droht und Bernd Müller schreibt über 
den Zwist der Landtagsparteien über das Poli¬ 
zeigesetz in Brandenburg. 
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Wo geht es hier zum Lager? 

Selbstgemachte Krisen als Grundlage reaktionärer Politik 



A m Ende ist alles doch nicht so 
schlimm gewesen: Das Kapital 
war erleichtert, Börsenindex 
und Eurokurs stiegen wieder. Bun¬ 
deskanzlerin Angela Merkel feierte 
einen „wirklich guten Kompromiss“ 
der das umsetze, was sie eh immer 
wollte. Innenminister Horst Seehofer 
trat vom Rücktritt zurück und sieht 
im Ergebnis der Verhandlungen zwi¬ 
schen CDU und CSU eine „sehr, sehr 
haltbare Übereinkunft“ die SPD freut 
sich auf die „Sacharbeit“ die jetzt vor 
ihnen liege. 

Auch wenn SPD-Generalsekretär 
Lars Klingbeil in einer ersten Reakti¬ 
on nach der Einigung unter den Uni¬ 
onsparteien die Einrichtung von ge¬ 
schlossenen Lagern ablehnte, wäre es 
doch gelacht, wenn sich CDU, CSU 
und SPD noch nicht einmal mehr 
dann einigen könnten, wenn es gegen 
Flüchtlinge geht. 

Aber was wurde eigentlich ver¬ 
einbart? Die Unionsparteien wollen 
nahe der deutschen Grenze Internie¬ 
rungslager für Flüchtlinge einrichten 
(„Transitzentren“). Ein kleiner recht¬ 
licher Kniff findet hier Anwendung. 
Mit ihm soll erreicht werden, dass 
Menschen, die um Asyl ersuchen und 
nach Deutschland wollen, nicht ein¬ 
fach an der Grenze abgewiesen, son¬ 
dern interniert werden in Lagern, die 
als „exterritoriale Gebiete“ zwar auf 
deutschem Boden liegen, aber eben 
nicht Deutschland sind: Diese Kon¬ 
strukt nennen sie dann „Fiktion der 
Nichteinreise“. 

Vor allem an der Grenze zu Ös¬ 
terreich soll es solche Lager zukünf¬ 
tig geben. Auch wenn Merkel betont, 
dies sei eine europäische Lösung: Ös¬ 
terreichs Kanzler Sebastian Kurz, der 
am vergangenen Sonntag den EU- 
Ratsvorsitz übernommen hatte, kün¬ 
digte als Reaktion auf das Vorhaben 
der Unionsparteien, Internierungsla¬ 
ger zu errichten, in einer Stellungnah¬ 
me an, „Maßnahmen zum Schutz der 
Südgrenze“ zu ergreifen. Das betrifft 
in erster Linie die Grenzen zu Ungarn, 
Slowenien und Italien, womit wir wie- 


Europäische Lösung 

der bei der Sicherung der EU-Außen¬ 
grenzen wären. Aber auch dafür gibt 
es ja bereits eine Lösung: Internie¬ 
rungslager in Libyen. 

Es ist eine Abkehr von der bishe¬ 
rigen Linie der Bundeskanzlerin, die 
nicht human oder christlich gemeint 
war, sondern dem Bedürfnis des deut¬ 
schen Kapital nach billigen Arbeits¬ 
kräften Rechnung trug. Aber diese 
Politik war liberal im Sinne des freien 
Warenverkehrs, der ohne Grenzkon¬ 
trollen doch viel reibungsloser läuft. 


Es wird vermutet, dass die CSU die 
aktuelle Debatte und die „Regierungs¬ 
krise“ vom Zaun gebrochen hat, weil 
sie Angst vor dem Volk hat, das bei der 
Landtagswahl am 14. Oktober ja auch 
AfD wählen könnte. Ob die aktuellen 
Manöver dazu führen, dass die CSU 
rechts-außen Stimmen einfährt, ist kei¬ 
neswegs ausgemacht. Vor allem hat die 
CSU wieder einmal erreicht, dass die 
Debatte sich nach rechts verschiebt. 

Die „Flüchtlingskrise“ als Aus¬ 
gangspunkt des jetzigen CSU-Aktio¬ 


nismus jedenfalls ist politisch gewollt 
und gemacht. Das Chaos, das von 
staatlicher Seite in den letzten Jahren 
organisiert wurde, als Hunderttausen¬ 
de in Deutschland Asyl beantragten, 
wurde nur abgemildert durch den en¬ 
gagierten Einsatz von Freiwilligen, die 
häufig selbst das Nötigste für die An¬ 
kommenden bereitstellen mussten. 

Auch nach Jahren scheint der deut¬ 
sche Staat z.B. nicht in der Lage, trau- 
matisierten Kriegsflüchtlingen eine 
angemessene Behandlung zukommen 
zu lassen. Auch dies ist offenbar po¬ 
litisch so gewollt, denn die Beschwö¬ 
rer der Terrorgefahr sehen sich gerne 
bestätigt, wenn ein psychisch kranker 
Mensch ausrastet. Aber Polizeigeset¬ 
ze helfen nicht gegen posttraumatische 
Belastungsstörung. Im Gegenteil. 

Ein UZ-Leser schrieb uns vor kur¬ 
zem, dass er nicht mehr gern aus dem 
Haus gehe, weil er permanent auf „il¬ 
legale Einwanderung“ angesprochen 
werde und ein „wir können doch nicht 
alle aufnehmen“ zu hören kriege. Die 
Kommunisten und ihre UZ gäben zu 
wenig Hilfestellung, um solchen Phra¬ 
sen entgegnen zu können. Das ist lei¬ 
der vollkommen richtig. 

Unser Ansatz ist grundsätzlich und 
für manche schwer zugänglich. Es ist 
ehrenwert und nötig darauf hinzuwei¬ 
sen, dass die Fluchtursachen bekämpft 
werden müssen und nicht die Flücht¬ 
linge, aber mehr als ein resigniertes 
Achselzucken bekommen wir als Re¬ 
aktion dafür selten. 

Im Sofortprogramm der DKP heißt 
es: Eine Million zusätzliche Sozialwoh¬ 
nungen, 100 000 gute Jobs, Verbesse¬ 
rung sozialer Leistungen - das ist alles 
machbar und wäre tausendmal besser, 
als Kraft und Geld auf das Errichten 
von Internierungslagern in Deutsch¬ 
land und Nordafrika zu verschwenden. 

Das derzeitige Kräfteverhältnis 
weist in eine andere Richtung. Der 
von der CSU inszenierte „Asylstreit“ 
sollte dazu dienen, es noch einmal zu 
verschlechtern. 

Lars Mörking 


Notstandsgesetze ersetzen Grundrechte 

Die Herrschenden setzen auf Militarisierung, Bespitzelung und Radikalenerlässe 


Die Bewegung gegen die beschöni¬ 
gend nur „Novellierung des Polizei¬ 
gesetzes“ in Nordrhein-Westfalen 
genannte Verschärfung nimmt zu¬ 
nehmend an Fahrt auf. Über 200 Or¬ 
ganisationen und Persönlichkeiten ru¬ 
fen für kommenden Samstag zu einer 
Großdemonstration in Düsseldorf auf. 
Neben DKP, SDAJ, Linkspar¬ 
tei, Antifagruppen und Bür¬ 
gerrechtsorganisationen ma¬ 
chen auch die Rote Hilfe, das 
Komitee für Grundrechte 
und Demokratie sowie ver¬ 
schiedene Juristenverbände gegen die 
repressiven Pläne mobil. Bemerkens¬ 
werterweise räumte Landesinnenmi¬ 
nister Herbert Reul (CDU) selbst in 
einem Ende der letzten Woche ver¬ 
öffentlichten Interview der „Rhei¬ 
nischen Post“ ein, dass der von ihm 
eingeführte Begriff der „drohenden 
Gefahr“ „verfassungsgerichtlich noch 


nicht durchgecheckt“ sei. Dies, obwohl 
mit genau dieser äußerst fragwürdi¬ 
gen Begrifflichkeit schwerst wiegen¬ 
de Grundrechtseingriffe begründet 
werden. 

„Durch die ,drohende Gefahr 4 , also 
die bloße Vermutung über eine ver¬ 
mutliche Gefahr, wird die Polizeitätig¬ 


keit vorverlagert in einen Bereich, in 
dem noch nichts droht, schon gar nicht 
eine ,konkrete Gefahr 4 “, urteilte hin¬ 
gegen der Republikanische Anwältin- 
nen- und Anwälteverein (RAV). Der 
Verein warnt entschieden vor den 
Plänen der Landesregierung. Die ge¬ 
plante Verschärfung des Polizeigeset¬ 
zes hebele „grundlegende rechtsstaat¬ 


liche Prinzipien wie die UnschuldsVer¬ 
mutung und Gewaltenteilung aus“, so 
der Verband. „Das neue Polizeigesetz 
will Menschen auch ohne konkreten 
Verdacht anhalten und durchsuchen 
können, bis zu einen Monat in Prä¬ 
ventivgewahrsam nehmen oder mit 
Hausarrest belegen. Die Polizei soll 
Smartphones hacken dürfen, 
um Kommunikationsdienste 
wie ,WhatsApp’ mitzulesen 
- nicht nur von vermeintlich 
verdächtigen Personen, son¬ 
dern auch in deren sozialem 
Umfeld. Zudem wird auch die Video¬ 
überwachung des öffentlichen Raums 
ausgeweitet 44 

„Die Verschärfung des Polizeige¬ 
setzes ist Teil einer reaktionären Dy¬ 
namik: Hart erkämpfte Grundrechte 
und bürgerliche Freiheiten werden 
uns wieder genommen - in Nord¬ 
rhein-Westfalen und ganz Deutsch¬ 


land“, konstatiert auch Sabine Las- 
sauer, Attac-Vertreterin im Bünd¬ 
nis „Nein zum neuen Polizeigesetz 
NRW“. 

„Offensichtlich sind manche Per¬ 
sonenkreise in Polizei- und Geheim¬ 
dienstbehörden mittlerweile der 
Überzeugung, sich für einen Krieg 
gegen die eigene Bevölkerung rüs¬ 
ten zu müssen“, warnte kürzlich die 
Linkspartei-Innenpolitikerin Ulla 
Jelpke. Militärische Aufrüstung und 
Überwachung hätten „ein äußerst be¬ 
drohliches Ausmaß erreicht“. In Hes¬ 
sen plant das Justizministerium unter¬ 
dessen eine Neuauflage des Radika¬ 
lenerlasses. Gegnerinnen und Gegner 
eines totalitären Polizei- und Über¬ 
wachungsstaat sollten sich für weite¬ 
re Proteste rüsten. In 15 der 16 deut¬ 
schen Bundesländer sind Verschärfun¬ 
gen der Polizeigesetze geplant oder 
bereits beschlossen. Markus Bernhardt 


Großdemonstration am 7. Juli 
in Düsseldorf:Treffpunkt 13.00 Uhr, 
DGB-Haus, Friedrich-Ebert-Straße 34-38 


1818 Marx 2018 



Die Bourgeoisie reißt durch 
die rasche Verbesserung al¬ 
ler Produktionsinstrumente, 
durch die unendlich erleich¬ 
terten Kommunikationen 
alle, auch die barbarischsten 
Nationen in die Zivilisation 
... Sie zwingt alle Nationen, 
die Produktionsweise der 
Bourgeoisie sich anzueig¬ 
nen, wenn sie nicht zugrun¬ 
de gehen wollen; sie zwingt 
sie, die so genannte Zivilisa¬ 
tion bei sich selbst einzufüh¬ 
ren, d. h. Bourgeois zu wer¬ 
den. Mit einem Wort, sie 
schafft sich eine Welt nach 
ihrem eigenen Bilde. 

Marx/Engels, Kommunistisches Mani¬ 
fest, MEW Band 4, Seite 466 


Büchel dichtmachen! 

Stopp der nuklearen 
Aufrüstung in Deutschland! 

Abzug der US-Atom- 
bomben aus Büchel! 

Christinnen und Christen aus 
mehreren Landeskirchen und 
aus der Deutschen Sektion von 
pax christi laden ein, nach Bü¬ 
chel (bei Cochem/Mosel) zu 
kommen. Am Samstag, den 7. 
Juli gestalten sie ihren Akti¬ 
onstag am Fliegerhorst. Dort la¬ 
gern US-amerikanische Atom¬ 
bomben. Diese sollen moderni¬ 
siert werden. Das macht ihren 
Einsatz - sie werden dann von 
deutschen Flugzeugen zum Ziel 
geflogen-wahrscheinlicher. Es 
droht ein millionenfacher Tod. 
Erinnert sei an Hiroshima und 
Nagasaki. Büchel dichtmachen! 

Die Sozialistische Deutsche Ar¬ 
beiterjugend (SDAJ) und die 
Deutsche Kommunistische 
Partei (DKP) beteiligen sich 
seit 2016 an der jährlich statt¬ 
findenden 20-wöchigen Ak¬ 
tionspräsenz der Kampagne 
„Büchel - atomwaffenfrei“. 
Von März bis Oktober finden 
Aktionen der unterschiedlichs¬ 
ten Art gegen das Atomwaffen¬ 
lager statt. 

Die Aktionstage der Kommu¬ 
nistinnen und Kommunisten 
sind vom 19. - 22. Juli 2018. 
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Kein Freudentag für Stahlwerker 

Thyssenkrupp besiegelt Fusion mit Tata Steel 


M it der Unterzeichnung der 
Stahlfusion von Thyssen¬ 
krupp (TKS) und Tata am 
29. Juni wird das neue Gemeinschafts¬ 
unternehmen neben ArcelorMittal Eu- 
rope zum zweitgrößten Stahlproduzen¬ 
ten Europas. Der Konzern zählt 48 000 
Arbeiter und Angestellte, 27 000 bei 
TKS und 21 000 bei Tata. 

Als ihnen Mitte Juni dieses Jahres 
ein internes Schreiben des Konzern¬ 
chefs Heinrich Hiesinger ins Haus flat¬ 
terte, war es eine große Überraschung 
für die Stahlwerker von Thyssenkrupp. 
Hiesinger drängt auf Zustimmung der 
Belegschaft für die mit dem indischen 
Großkonzern Tata Steel vereinbar¬ 
te Stahlfusion. „Mit unserer strategi¬ 
schen Weiterentwicklung verfolgen wir 
das Ziel, unser Unternehmen zu einem 
leistungsstarken Industriekonzern um¬ 
zubauen“, lautet seine Botschaft. Das 
bedeutet die Aufgabe der Stahlspar¬ 
te bei TKS. Der Konzern will sich von 
dem schwankungsanfälligen Stahlge¬ 
schäft trennen und stärker auf Indus¬ 
triegütergeschäfte wie Aufzüge oder 
Bestandteile für die Autoindustrie set¬ 
zen, nicht zuletzt auf profitablere Rüs¬ 
tungsgeschäfte. 

Hatte Hiesinger bislang mit der Be¬ 
legschaft Katz und Maus gespielt und 


sie über ihre Zukunft bewusst im Un¬ 
gewissen gehalten, so wählte er nun die 
direkte Ansprache. Die Gründe liegen 
auf der Hand: Verschiedene Großak¬ 
tionäre und Finanzinvestoren fordern 
seit geraumer Zeit die Zerschlagung 
des Konzerns, um die wertvollen Ein¬ 
zelteile schneller zu Geld machen zu 
können, bei geringerer Belegschafts¬ 
stärke versteht sich. 

Besonders hoch ist der Druck, den 
der US-Hedgefonds Elliott mit seinem 
Begründer Paul Singer erzeugt. Singer 
hat weithin den Ruf eines besonders 
gierigen Ausbeuters. Vor einem Jahr 
erwarb er ein größeres Aktienpaket an 
Thyssenkrupp. Singer gibt vor, Fürspre¬ 
cher allgemeiner Aktionärsinteressen 
zu sein, in Wahrheit setzt er auf Eigen¬ 
nutz und prall gefüllte Taschen. 

Vorbehaltlose Unterstützung be¬ 
kommt Elliot vom schwedischen Fi¬ 
nanzinvestor Cevian, der mit rund 18 
Prozent der nach der Krupp-Stiftung 
zweitgrößte Einzelaktionär ist. In ei¬ 
nem Interview im Januar 2018 mit der 
„Frankfurter Allgemeinen Sonntags¬ 
zeitung“ forderte Cevian-Chef Lars 
Förberg die Aufspaltung des Kon¬ 
zerns. Die Stahlhochzeit mit Tata soll 
demnach nur der Anfang sein. „Thys¬ 
sen entwickelt sich noch nicht so, wie 


wir uns das vorstellen“ sagte er damals. 
„Die gesamte Struktur des Unterneh¬ 
mens ist zu komplex.“ Cevian macht 
sich seit längerem für eine Aufspal¬ 
tung stark und fordert vorzugsweise 
eine höhere Gewinnspanne. Elliot wie 
Cevian werden weiterhin dieses Ziel 
verfolgen. 

Noch auf der am 21. Juni erfolgten 
Betriebsversammlung in Duisburg, an 
der 3 500 Kolleginnen und Kollegen 
teilnahmen, wurden Bedenken laut. 
Die Zugeständnisse der Konzernlei¬ 
tung für eine Absegnung seitens der 
Stahlkocher und deren Interessen¬ 
vertreter wurden als unzulänglich be¬ 
zeichnet. Der neu gewählte Gesamtbe¬ 
triebsratsvorsitzender Tekin Nasikkol 
warnte vor Schnellschüssen: „Wir be¬ 
nötigen kein Angebot fünf Minuten vor 
Toresschluss“, mahnte er und legte dem 
Vorstandvorsitzenden Heinrich Hiesin¬ 
ger nahe, lieber auf Sorgfalt statt auf 
Schnelligkeit zu setzen. Die wirtschaft¬ 
liche Tragfähigkeit des Joint Ventures 
sei erst zu 50 bis 60 Prozent gesichert. 

Umso erstaunlicher, dass binnen 
14 Tagen große Übereinstimmung zu¬ 
stande kam. Vom Betriebsrat Nasikkol 
heißt es nun: „Ich bin froh, dass die Be¬ 
schäftigten nach einer ewig langen Zeit 
der Unsicherheit nun wissen, wohin die 


Reise geht.“ Ruhrbischof Franz-Josef 
Overbeck wird deutlicher: „Die Sozi¬ 
alpartnerschaft von Arbeitgeber- und 
Arbeitnehmerseite hat sich am Ende 
wieder einmal bewährt.“ Konzernchef 
Hiesinger war dann auch guter Din¬ 
ge: „Mit dem Joint Venture sichern wir 
uns langfristig eine wettbewerbsfähige 
Position in der europäischen Stahlin¬ 
dustrie.“ 

Kapital und Klerus wie stets im 
Geiste vereint. Entgegen besseren 
Wissens verstieg Duisburgs Oberbür¬ 
germeister Sören Link (SPD) sich zu 
der kühnen Behauptung: „Das ist ein 
guter Tag für den Stahl in Duisburg, die 
Kollegen von Thyssenkrupp und ihre 
Familien.“ 

Diese aber sind weniger begeistert 
als der OB. Einer Umfrage am 2. Juli 
vor dem Werkstor 1 von Thyssenkrupp 
in Duisburg Bruckhausen zufolge sind 
längst nicht alle Kollegen mit dem Er¬ 
gebnis zufrieden. Sie sind misstrau¬ 
isch gegenüber Zusagen des Konzerns. 
„Die Ängste sind auf jeden Fall nach 
wie vor da“, bestätigte z. B. der Stahl¬ 
werker Kirstein, der seit 48 Jahren bei 
TKS beschäftigt ist. Einige Kollegen 
machen sich Sorgen, dass die Jüngeren 
„auf lange Sicht“ Probleme bekommen 
werden, viele andere winken resigniert 


ab, sie enthalten sich jedes Kommen¬ 
tars. Andere wiederum sind überzeugt, 
dass die Verlagerung der Firmenzen¬ 
trale von Duisburg in die Niederlande 
eher Nachteile bringt. 

Sicher ist dagegen, dass die Mon¬ 
tanmitbestimmung mit der Ansied¬ 
lung des Gemeinschaftsunternehmens 
im Nachbarland ausgehöhlt wird, weil 
sie dort keine Gültigkeit hat. Und ob 
die Beschäftigungsgarantie bis zum 
30. September 2026 Bestand haben 
wird, ist fraglich. 

Bereits angekündigt ist, dass Thys¬ 
senkrupp den neuen Stahlkonzern ge¬ 
meinsam mit Tata an die Börse bringen 
will. Kein gutes Zeichen für die Beibe¬ 
haltung aller Arbeitsplätze. Der Thys- 
senkrupp-Vorstand sagte unterdessen 
zu, sechs Jahre beteiligt zu bleiben. 
Zwar wollen beide Partner gemein¬ 
sam die Mehrheit halten, aber es wird 
jetzt schon darauf hingewiesen, dass 
die Gewichte sich verschieben könn¬ 
ten. Die Ungewissheit für die Stahlko¬ 
cher bleibt ein Dauerzustand. Darüber 
hinaus entfallen bis 2026 etliche Stahl¬ 
standorte im Lande. Bestätigt ist der 
Abbau von 2000 Arbeitsplätzen bei 
Thyssenkrupp, ebenso so viele sollen 
es bei Tata Steel sein. 

Willi Hendricks 


Karstadt greift Kaufhof 

Nach dem Kahlschlag wieder Verkauf? Immobilien im Visier 


Eindeutiges Votum 
für Streiks 


Geschäftsleitungen an den Unikliniken 
Essen und Düsseldorf mauern 



Die Zitterpartie der Beschäftigten 
im Handel geht weiter. Der jetzige 
Karstadt-Eigentümer Rene Benko 
macht einen neuen Versuch, sich den 
Kaufhof einzuverleiben. Der Österrei¬ 
cher Benko hatte dazu schon mehrmals 
Anlauf genommen. Doch im Oktober 
2015 gab es erst einmal den Zuschlag 
für den Kanadier Hudson’s Bay (HBC). 
Personal und einige Betriebsräte atme¬ 
ten durch. Doch dies war, wie so oft, ein 
Trugschluss. Schon kurz nach dem Kauf 
zeigte HBC, worauf es beim schnellen 
Geldmachen ankommt: Kahlschlag 
beim Personal, Fremdvermietung von 
Verkaufsflächen, Lohnverzicht durch 
erzwungene Teilzeit - das waren auch 
bei HBC die Spielregeln in den Filialen. 

Damit machte der Kanadier von 
Anfang an eine ähnliche Geschäfts¬ 
politik, wie sie auch Benko praktiziert. 
Regelrecht von Karstadt kopiert wurde 
die Vorgehensweise, wie Höchstprofi¬ 
te erreicht werden sollten. Das immer 
gleiche Drehbuch, wie sich am schnells¬ 
tens Profit für die Aktionäre machen 


lässt, liest sich so: Die Mieten in den 
Filialen explodierten, beim Kaufhof 
wie beim Karstadt-Kahlschlag. Die Fi¬ 
letstücke wurden verkauft und durch 
die viel zu hohen Mieten in 41 Filialen 
rutschte der Kaufhof in die roten Zah¬ 
len. Statt auf mehr Beratung und Perso¬ 
nal zu setzen, drehte HBC unaufhörlich 
an der Schraube der Angst, Arbeitsver¬ 
dichtung und die Vernichtung von Ar¬ 
beitsplätzen folgten. Doch nun reicht 
auch das nicht mehr. Die kanadische 
Heuschrecke und der Investor Simon 
Property wollen mehr Geld sehen. Die 
Aktionäre drängen auf einen Verkauf. 

Zwischen HBC, Karstadt und der 
österreichischen Signa des Immobilien¬ 
investors Rene Benko gibt es Insidern 
zufolge deshalb Gespräche über einen 
neuen Handelskonzern. Man verhan¬ 
delt darüber, dass Karstadt bei Kauf¬ 
hof mit 51 Prozent einsteigen soll. Um 
den jetzigen Verkaufspreis nach oben 
zu puschen, will das Kaufhof-Manage- 
ment vor dem Verkauf noch einen Sa¬ 
nierungstarifvertrag für die rund 17 000 


Beschäftigten der Galeria Kaufhof mit 
Hilfe der Gewerkschaft ver.di verein¬ 
baren. 

Vor gut einer Woche wurde be¬ 
kannt, dass Benko, wie nicht anders zu 
erwarten, als Immobilienspekulant die 
großen Warenhausfilialen des Kauf¬ 
hof Konzerns im Visier hat. Diese be¬ 
finden sich ähnlich wie bei Karstadt 
in den besten Lagen der Innenstädte. 
Die Fusion der beiden Warenhausket¬ 
ten dürfte zu zahlreichen Schließungen 
und weiterer Vernichtung von Arbeits¬ 
plätzen führen. In München, Hamburg, 
Essen, Leipzig und Düsseldorf findet 
man Kaufhof und Karstadt in unmittel¬ 
barer Nähe zueinander. Hinzu kommt, 
dass mit einer neuen Warenhausgesell- 
schaft die Verwaltung und der Einkauf 
ausgedünnt würde - was weitere Ar¬ 
beitsplätze kostet. 

Eine ver.di-Sprecherin war auf UZ- 
Nachfrage, wie auf die Situation von 
gewerkschaftlicher Seite reagiert wer¬ 
de, nicht erreichbar. 

Herbert Schedlbauer 


An der Uniklinik Essen haben in der 
vergangenen Woche am Donnerstag 
rund 450 Streikende gemeinsam ent¬ 
schieden, in dieser Woche von Mon¬ 
tag bis Mittwoch (nach Redaktions¬ 
schluss dieser UZ) weiter zu streiken. 
Zur Stimmung unter den Streikenden 
sagte Uschi Gerster, Vertrauensleu¬ 
tesprecherin von ver.di am Uniklini- 
kum Essen: „Ich komme gerade aus 
dem Streiklokal. Die Kolleginnen 
und Kollegen sind zornig über ihre 
Arbeitsbedingungen. Aber noch zor¬ 
niger macht sie die Ignoranz der Kli¬ 
nikleitung.“ 

Sowohl in der Uniklinik Essen als 
auch in der Uniklinik Düsseldorf sei 
ver.di laut Verhandlungsführer Jan 
von Hagen gut aufgestellt: „Wir haben 
heute in Essen ein klares Mandat der 
streikenden Kolleginnen und Kollegen 
für weitere Streiktage bekommen.“ Die 
Strategie des „einfach weiter so“ der 
Klinikleitungen in Essen und Düssel¬ 
dorf werde nicht aufgehen. „Sie sollten 
endlich ernsthaft mit uns über Entlas¬ 
tung verhandeln - auch und vor allem 
im Interesse der Patientinnen und Pa¬ 
tienten.“ 

Am Sonntag lag das Ergebnis der 
einwöchigen Urabstimmung an der 
Uniklinik Düsseldorf vor. Es ist ein¬ 
deutig: 96 Prozent der Kolleginnen und 
Kollegen votierten für einen unbefris¬ 
teten Streik, um einen Tarifvertrag für 


Entlastung und mehr Personal durch¬ 
zusetzen. 

„Das ist ein sehr eindeutiges Signal 
an den Arbeitgeber“, kommentierte 
Wolf gang Cremer, Leiter des Bereichs 
Gesundheitswesen bei ver.di NRW. 

Anlass für diesen nächsten Schritt 
in der Tarifauseinandersetzung war die 
beharrliche Weigerung des Vorstandes 
der Uniklinik, mit ver.di in Verhand¬ 
lungen zu treten. „Nach etlichen Warn¬ 
streiks und vielen Appellen, die unge- 
hört verhallt sind, war diese Entschei¬ 
dung unvermeidbar“, sagte Cremer 
und führt weiter aus: „Die Arbeitsbe¬ 
dingungen sind unerträglich geworden. 
Die Bereitschaft, in einen unbefristeten 
Streik zu treten, beweist das. Beschäf¬ 
tigte in Krankenhäusern wollen nicht 
streiken, sie wollen Patientinnen und 
Patienten gut versorgen und pflegen. 
Das können sie aber nicht mehr. Die 
Zustände sind nicht mehr verantwort¬ 
bar.“ 

Nach der Urabstimmung kann der 
Streik unmittelbar fortgesetzt werden. 
„Der Vorstand der Uniklinik Düssel¬ 
dorf kann die weitere Eskalation ver¬ 
hindern“, betont Cremer. „Wenn wir 
überzeugende und glaubhafte Ver¬ 
handlungsangebote bekommen, wer¬ 
den wir angemessen und verantwort¬ 
lich darauf reagieren.“ Das Zeitfenster 
dafür sei aber „sehr eng bemessen“. 

ver.di/WSK 



Plegekräfte protestieren gegen unzumutbare Arbeitsbedingungen: Die große 
ver.di-Demonstration am 20. Juni in Düsseldorf 
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Countdown für Entlastung 

Pflegekräfte der Uniklinik Homburg bereiten Erzwingungsstreik vor 


UZ: Die starke Abordnung der saarlän¬ 
dischen Kolleginnen und Kollegen ist 
am 20. Juni mit großem Beifall der an¬ 
deren Demonstranten gegrüßt worden. 
Was hat dieser Tag bewirkt, wie schätzt 
du ihn ein? 

Michael Quetting: Die streikenden 
Kolleginnen und Kollegen von der 
Uniklinik Homburg waren am 20. Juni 
in Düsseldorf ja während ihres Streiks 
nach Düsseldorf gefahren. Wir sind in 
einer eigenen Demo von den Rhein¬ 
wiesen auf die Streikenden von Düssel¬ 
dorf und Essen gestoßen. Allein schon 
das war ein tolles Erlebnis, der Rhein 
ist halt ein wenig breiter als die Saar. 

Wir kennen ja vom Saarland schon 
große Demonstrationen, so letztes Jahr 
mit 5 000 Krankenhausbeschäftigten 
und davor schon einmal mit 4 500. Aber 
trotzdem war das jetzt etwas anders. 
„Da haben wir endlich gespürt, dass 
wir mit unserem Anliegen nicht allein 
sind.“ So eine Kollegin von der Inten¬ 
sivstation im begeisterten Gespräch mit 
mir. Zwei Kolleginnen haben die Gele¬ 
genheit der Anwesenheit der saarlän¬ 
dischen Ministerin Bachmann genutzt, 
um sie an die versprochenen 1000 Pfle¬ 
gestellen zu erinnern. Eine hat für die 
Uniklinik gleich mal 250 eingefordert 
und sie gefragt, warum man uns den 
Streik verbieten wollte, indem man in 
Berlin vor ein Arbeitsgericht zog. Eine 
andere Kollegin brachte ihren Unmut 
direkt auch gegenüber dem Bundesge¬ 
sundheitsminister zum Ausdruck und 
ließ sich von ihm nicht einschüchtern. 

Unsere Kolleginnen hatten wenig 
Illusionen, was den Auftritt der Minis¬ 
ter anbelangt, für uns war wichtig, sich 
mit den Streikenden aus Düsseldorf 
zu treffen, wir haben dann auch Strei¬ 
kende aus Essen eingeladen, die dann 
auf unserer Mitternachtskundgebung 
am 22. Juni in Homburg zum Ende des 
Ultimatums sprachen, wir hatten mit 
den Kolleginnen der Charite eine kur¬ 
ze Verständigung und wir lernten die 
Kolleginnen aus Jena kennen, die jetzt 
auch ein Ultimatum gestellt haben. Das 
finden wir erheiternd, weil der Perso¬ 
nalchef von Jena vorher in Homburg 
Personalchef war und da durch uns 
schon zweimal ein Ultimatum erleben 
durfte. Wo er auch hinkommt, ver.di ist 
schon da. 

UZ: Erlebst du im Kampf um Entlas¬ 
tung in der Pflege Zustimmung und So¬ 
lidarität aus anderen gesellschaftlichen 


Gruppen und aus anderen DGB-Ge¬ 
werkschaften? Überlastung wirkt sich 
im Pflegebereich ja besonders drama¬ 
tisch aus, aber in vielen anderen Bran¬ 
chen erleben die Kolleginnen und Kolle¬ 
gen ebenfalls eine unzumutbare Arbeits¬ 
verdichtung. 

Michael Quetting: Wir haben ein brei¬ 
tes Bündnis, den Saarbrücker Appell. 
Die setzen sich für die Akzeptanz in 
der Zivilgesellschaft ein. Die DGB- 
Gewerkschaften haben mit den Pfle¬ 
gekräften schon im Herbst 2016 einen 
Pflegepakt gegründet und jetzt sind 
wir gerade in der Phase einer speziel¬ 
len Initiative für mehr Personal an den 
Unikliniken in Homburg. Verschie¬ 
dene gesellschaftliche Gruppen, ins¬ 
besondere auch aus der SPD, aus der 
Partei „Die Linke“, aus der DKP, aus 
katholischen Kreisen haben ihre Un¬ 
terstützung zugesagt. Wir haben jetzt 



Michael Quetting ist verantwortlicher 
ver.di-Sekretär in der Region Saar Trier. 


ein Plakat hergestellt, um die Solidari¬ 
tät im gesamten Kreis sichtbar werden 
zu lassen. 

Nach dem Bekanntwerden des Ver¬ 
suchs der Uniklinik, unseren Streik zu 
verbieten, haben wir eine Protestkund¬ 
gebung im Unigelände durchgeführt. 
Da haben die Kolleginnen mit großer 
Genugtuung wahrgenommen, dass 
auch andere gesellschaftliche Kräfte 
ihre Solidarität bekundeten. Beson¬ 
ders viel Beifall erhielten die Redner 
von der IG Metall und vom DGB. 

UZ: Die Beschäftigten der Uniklinik 
Homburg haben am 19. und 20. Juni ei¬ 
nen befristeten zweitägigen Warnstreik 
erfolgreich durchgeführt. Die Klinik¬ 
leitung hat es auch weiterhin versäumt, 


Maßnahmen zur Entlastung des Perso¬ 
nals einzuleiten. Warum bewegen sich 
die Arbeitgeber deiner Meinung nach 
nicht? 

Michael Quetting: Diesen Warnstreik 
führten wir kurz vor dem Ende des Ul¬ 
timatums durch. Im Vorfeld galt es eine 
Notdienstvereinbarung durchzusetzen, 
die uns den Streik überhaupt erst er¬ 
möglicht. Wir können ja nicht einfach 
das Gelände verlassen und die Patien¬ 
ten allein lassen. Streikwillige schrie¬ 
ben Briefe an Aufsichtsrat, Leitungen, 
Gewerkschaft und an die Parteien im 
Landtag. Sie besuchten die Abgeord¬ 
neten im saarländischen Landtag. „Die 
Linke“ bot ihnen Gelegenheit in der 
Fraktionssitzung zu sprechen, es kam zu 
Begegnungen mit der SPD und auch der 
CDU. Alle setzten sich dafür ein, dass 
es zu einer Notdienstvereinbarung kam. 

Die Ministerin versprach öffentlich 
in der Landtagsdebatte, dass sie sich 
für die Notdienstvereinbarung einset¬ 
ze. Sie beendete ihre Rede im Land¬ 
tag mit einem Schröderschen Basta. 
Wir verhandelten acht Stunden, dann 
hatten wir eine Vereinbarung, die Sta- 
tionsschließungen und Bettenschlie- 
ßungen ermöglichte. Wir konnten 152 
Betten abmelden, das sind 12 Prozent 
der Gesamtbettenzahl, wir haben eine 
ganze Station in der Frauenklinik ge¬ 
schlossen. Das ist ein schöner Anfang. 
Deswegen konnten zwei Mal 200 Pfle¬ 
gekräfte streiken. Die OP-Kapazität 
war zu 50 Prozent eingeschränkt. Ins¬ 
gesamt verfügen jetzt ca. 50 Prozent al¬ 
ler Bereiche über Teamdelegierte. 

Unsere Klinikleitung bewegt sich 
nicht, weil sie dazu keine Erlaubnis der 
Staatskanzlei erhält. Wir reden hier ja 
auch nicht über irgendein harmlo¬ 
ses Tarifproblemchen. Wir reden hier 
über eine Kernfrage des Gesundheits¬ 
systems und der Frage, ob wir verhin¬ 
dern können, dass dieser Bereich völ¬ 
lig der Profitlogik untergeordnet wird. 
Letztlich geht der Kampf darum, ob 
es gelingen kann, unter den aktuellen 
Bedingungen einen Erfolg zu erringen, 
der es uns ermöglicht, nicht nur aus der 
Defensive heraus zu handeln. 

UZ: Wie geht die Auseinandersetzung 
um die Verbesserung der Personalsitu¬ 
ation an der Uniklink Homburg nun 
weiter? 

Michael Quetting: Pünktlich um 24 Uhr 
am 22. Juni endete das Ultimatum der 


ver.di an die Uniklinik des Saarlandes 
mit einer Kundgebung auf dem Sport¬ 
platz des SC Union in Homburg. Vor¬ 
her waren etwa 200 Beschäftigte der 
Uniklinik mit einer Lichterprozession 
durch die Nacht gezogen. Unter dem 
Motto: „Wir leuchten für unser Kran¬ 
kenhaus“ zog man mit verschiedenen 
Lichtquellen durch die Uniklinikstadt. 

Die Teamdelegierten der Unikli- 
nik des Saarlandes beschlossen am 
26. Juni, nach den Sommerferien die 
Urabstimmung einzuleiten und an¬ 
schließend bei entsprechendem Votum 
in einen Erzwingungsstreik für einen 
Tarifvertrag Entlastung zu treten. 

Die Sommerzeit soll für den wei¬ 
teren Ausbau der Teamdelegierten¬ 
struktur genutzt werden, ein weiteres 
Treffen wurde für Juli geplant. Insbe¬ 
sondere möchte man die Erfahrungen 
des zweitägigen Warnstreiks auswerten 
und mit den Kolleginnen und Kollegen 
diskutieren. Die Uniklinikleitung wur¬ 
de aufgefordert, ihre ablehnende Hal¬ 
tung aufzugeben, nachdem ihr Plan ge¬ 
scheitert ist, per Gericht in Berlin den 
Streik zu verbieten. Auch solle man 
jetzt die Chance nutzen, da der Bun¬ 
desgesundheitsminister ankündigte, 
jede neue Pflegestelle zu finanzieren. 

Der Countdown zum Streik ist un¬ 
widerruflich in Gang gesetzt. Ledig¬ 
lich ein Tarifvertrag mit tatsächlicher 
Entlastung und Konsequenzenmana¬ 
gement kann diesen Prozess stoppen. 
Die Abstimmung unter den Delegier¬ 
ten erfolgte mit einer Gegenstimme. 
Die Gegenstimme hatte sich für den 
sofortigen Streik ausgesprochen. 

Seit heute tragen Beschäftigte wö¬ 
chentlich neue Anstecker, die den 
Countdown bis zum Streik sichtbar 
machen. Der unbefristete Erzwin¬ 
gungsstreik beginnt in 80 Tagen, sofern 
die Urabstimmung das nötige Quorum 
von 75 Prozent erreicht. 

Das Gespräch führte Werner Sarbok 


Auf dem UZ-Pres- 
sefest wird eine 
Diskussionsrun¬ 
de zum Thema 
„Tarifvertrag Ent¬ 
lastung“ im Zelt 
der DKP-Rheinland- 
Pfalz/Saarland stattfinden. 

Bei der DKP Ruhr-Westfalen ist ein 
DKP-Branchentreffen Gesundheit 
geplant. 



Starkes Votum der 
Journalisten 

Auch in der siebten Verhandlungs¬ 
runde für die rund 13 000 Tageszei- 
tungsjournalistinnen und -journalis- 
ten haben die Verleger nicht die Be¬ 
reitschaft gezeigt, ein Tarifergebnis 
mit echten Reallohnsteigerungen zu 
vereinbaren. Für die dju in ver.di galt 
das Ziel, bestärkt durch das starke 
Votum von 89,2 Prozent aus der zu¬ 
vor in den Streikbetrieben durchge¬ 
führten Urabstimmung, mehr als ei¬ 
nen Inflationsausgleich zu erreichen. 

Die dju in ver.di wird die an der 
Urabstimmung beteiligten Journa¬ 
listinnen und Journalisten zu einer 
Mitgliederbefragung aufrufen und 
zur Abstimmung stellen, ob das Er¬ 
gebnis der Verhandlung vom Morgen 
des 2. Juli angenommen oder abge¬ 
lehnt werden soll. Die Verhandlungs¬ 
kommission der dju in ver.di hat sich 
mit acht Ja-Stimmen und einer Ent¬ 
haltung dafür ausgesprochen, dieses 
Ergebnis ausdrücklich nicht zur Zu¬ 
stimmung zu empfehlen. 



Bis 2030 kann jeder zweite Arbeits¬ 
platz in der Antriebstechnik von 
PKW direkt oder indirekt von der 
Elektromobilität betroffen sein. Wie 
die IG Metall mitteilte, kommt die 
Studie „Wirkungen der Fahrzeu¬ 
gelektrifizierung auf die Beschäf¬ 
tigung am Standort Deutschland 
(ELAB)“ des Fraunhofer-Instituts 
für ArbeitsWirtschaft und Organisa¬ 
tion (IAO) zu diesem Ergebnis. Da¬ 
nach werden in Deutschland durch 
Elektrifizierung und Produktivität 
per Saldo - bei als wahrscheinlich 
angenommenen Entwicklungen - 
rund 75 000 Arbeitsplätze in der 
Antriebstechnik wegfallen. Darin ist 
schon eingerechnet, dass rund 25 000 
neue Stellen für Komponenten wie 
Batterien oder Leistungselektronik 
entstehen werden. 

Mehrheit für Sanktionen 

Am 28.06.2018 entschied der Bun¬ 
destag über den Antrag „Sanktio¬ 
nen bei Hartz IV und Leistungsein¬ 
schränkungen bei der Sozialhilfe ab¬ 
schaffen“. Die Beschlussempfehlung 
mit den Stimmen der CDU/CSU, 
SPD, FDP und AfD gegen die Stim¬ 
men der Partei „Die Linke“ und den 
Grünen lautete: Ablehnung des An¬ 
trags der Fraktion „Die Linke“. 534 
Abgeordnete stimmten für die Ab¬ 
lehnung, dagegen standen 126 Nein¬ 
stimmen und eine Enthaltung. 

Kuhle Wampe 
bei Hallberg Guss 

Von unterschiedlichen Solidari¬ 
tätsbeweisen berichtet die aktuel¬ 
le Streikzeitung der IG Metall für 
die Streikenden bei Haiberg Guss 
in Leipzig. Am vergangenen Sams¬ 
tag unternahm der Leipziger Motor¬ 
radclub „MC Kuhle Wampe Pleis- 
senburg“ eine solidarische Ausfahrt 
zu den Haibergern. Die Maschinen 
parkten vor dem Werktor und mit 
Kutte mischten sich die Clubmitglie- 
der unter die Streikenden. 

„Wir sind links und wo wir kön¬ 
nen, unterstützen wir soziale Kämpfe 
gegen Ungerechtigkeit. Deshalb sind 
wir hier“, wird Clubmitglied Silvio zi¬ 
tiert. 


TdL kappt Verhandlungen 

Die Gewerkschaft Erziehung und 
Wissenschaft (GEW) übt scharfe Kri¬ 
tik an dem Abbruch aller laufenden 
Tarifverhandlungen durch die Ta¬ 
rifgemeinschaft der Länder (TdL). 
Die TdL hatte kurzfristig die bereits 
vereinbarten Verhandlungstermine 
zur Weiterentwicklung der Entgeh¬ 
ordnung für Lehrkräfte und zur Ta¬ 
rifierung der betrieblich-schulischen 
Ausbildungsverhältnisse in Gesund¬ 
heitsberufen abgesagt. Begründet 
hatte die TdL die Absage damit, dass 
ver.di in zwei Universitätskliniken in 
Nordrhein-Westfalen im Rahmen 
von Haustarifverhandlungen über 
die Entlastung der Beschäftigten zum 
Streik aufgerufen hat. 
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Auf dem Rücken der Geflüchteten 

CSU und CDU einigen sich im Asylstreit auf Transitzentren 



Auch wenn sie viel Lärm machen, bleiben Politiker Marionetten des Kapitals. 


S eehofer bleibt Bundesinnen¬ 
minister. Noch. CDU und CSU 
bleiben zusammen. Vorerst. Die 
CSU-Oberen feiern jetzt, wie CSU- 
Generalsekretär Markus Blume am 
späten Montagabend in Berlin verkün¬ 
dete, die von ihnen angeblich erreichte 
„Asylwende“ Dabei ist das Jahr 2015 
lange vorbei. Und Merkels „Willkom¬ 
menskultur“ - wie auch der EU-Gip- 
fel in der vorigen Woche wieder einmal 
zeigte - ist schon lange Geschichte. Im¬ 
mer wieder wurde in den letzten Jah¬ 
ren auch hierzulande und mit ihrer Zu¬ 
stimmung die Asylgesetzgebung weiter 
verschärft. 

Am Montag einigten sich die Füh¬ 
rungsgremien der Unionsparteien 
nach heftigen medialen Auseinander¬ 
setzungen doch noch auf einen „Kom¬ 
promiss“: Verstärkte Grenzkontrollen 
und direkte Zurückweisungen von be¬ 
reits in anderen EU-Staaten registrier¬ 
ten Flüchtlingen, wie die CSU-Führung 
es wollte, soll es nicht geben. Künftig 
sollen in “Transitzentren“, also in ge¬ 
schlossenen Lagern, bislang aber nur 
an der deutsch-österreichischen Gren¬ 
ze, alle ankommenden Asylbewerber 
aufgenommen und in Schnellverfahren 
überprüft werden. Scheitert ihr Asyl¬ 
antrag, dann werden sie abgeschoben. 
Flüchtlinge, die bereits in einem ande¬ 
ren EU-Land registriert worden sind, 
sollen dann in diese Länder „rücküber¬ 
führt“ werden - wenn sie denn zurück¬ 
genommen werden. Der „Geist der eu¬ 
ropäischen Partnerschaft“ sei mit die¬ 
ser Einigung gewahrt, verkündete die 
Kanzlerin am späten Montagabend. 
Gleichzeitig sei „ein entscheidender 
Schritt getan, um Sekundärmigration 


zu ordnen und zu steuern. Das ist ge¬ 
nau das, was mir wichtig war und ist“. 
Im Klartext: Man hat sich - nach den 
Entscheidungen des EU-Gipfels in der 
vorigen Woche - geeinigt, das Grund¬ 
recht auf Asyl auch hierzulande noch 
weiter zu beschränken. Darin sind sich 
CSU und CDU ja völlig einig. Die CSU 
feiert sich jetzt für die repressiven Be¬ 
schlüsse des EU-Gipfels: den Ausbau 
der Festung Europa, die Errichtung 
von „kontrollierten Zentren“ (mög¬ 
lichst in Nordafrika), viel mehr Geld 
für Frontex in der vorigen Woche. Die 
CDU feiert sich dafür, auf EU-Ebene 
eine Einigung erreicht und Absprachen 
mit anderen Ländern getroffen bzw. 
vorbereitet zu haben. Beide vertreten 
und unterstützen nicht nur da eine re¬ 
striktive, reaktionäre Politik, die auch 
hierzulande entsprechende politische, 
rechtliche usw. Auswirkungen in die¬ 
se Richtung hat. Nicht einig war und 
ist man sich im Vorgehen. FDP-Partei- 
chef Christian Lindner nannte die Ei¬ 
nigung zwischen CDU und CSU einen 
„Burgfrieden“. Der betroffene Perso¬ 
nenkreis sei „eher gering“. Dabei müsse 
sich die Politik „mit hunderttausenden 
Menschen beschäftigen, die schon in 
Deutschland sind“. Der Grünen-Chef 
Robert Habeck kritisierte den „Kom¬ 
promiss“ als einen Aufguss alter Ideen. 
Die Vorsitzenden der Partei „Die Lin¬ 
ke“, Katja Kipping und Bernd Riexin- 
ger, nennen es eine Einigung auf dem 
Rücken Geflüchteter. „,Kontrollierte 
Zentren 4 , ,Transitzentren 4 ,,Ankerzent¬ 
ren 4 - wie viele Euphemismen die PR- 
Leute der Union auch erfinden mögen, 
nichts kann darüber hinwegtäuschen, 
dass Menschen massenhaft in Lagern 


interniert werden sollen und an der 
bayrischen Grenze zu Österreich das 
europäische Asylrecht und die Charta 
der Europäischen Grundrechte außer 
Kraft gesetzt werde.“ Und sie betonen: 
„Die CSU hat gezeigt, dass sie fest 
entschlossen ist, den Konservativismus 
rechts zu überholen und den Weg des 
Neo-Autoritarismus zu gehen.“ Riexin- 
ger stellte in einem Tweet klar: „Tran¬ 
sitzonen sind Masseninternierungsla¬ 
ger. Die Menschlichkeit bleibt auf der 
Strecke.“ 


Andrea Nahles und Olaf Scholz, die als 
Koalitionspartner in dieser Auseinan¬ 
dersetzung zwischen den CSU-Oberen 
und der CDU nie gefragt waren, zeig¬ 
ten sich am Montagabend zunächst er¬ 
leichtert: Man könne nun endlich zur 
Behandlung der „Sachfragen“ zurück¬ 
kehren. Im Jahr 2015 hatte sich die Par¬ 
tei noch gegen damals vorgesehene 
„Transitzentren“ für alle ankommende 
Flüchtlinge ausgesprochen. Auch in ih¬ 
rem aktuellen Fünf-Punkte-Plan stellt 
sich die SPD gegen geschlossene La¬ 


ger. Dort heißt es zwar, die Einigungen 
beim EU-Gipfel seien ein „Auftrag, 
das gemeinsame europäische Asylre¬ 
gime neu zu ordnen, um eine humane 
Praxis zu etablieren“. Und später: „Die 
SPD unterstützt im Großen und Gan¬ 
zen die Entscheidungen des EU-Gip- 
fels.“ Dann wird aber weiter ausgeführt: 
„Geschlossene Lager in den nordafri¬ 
kanischen Transitländern lehnen die 
Sozialdemokraten allerdings ab.“ Auch 
in Europa gebe es Aufnahmeeinrich- 
tungen, die „den humanitären Stan¬ 
dards unseres Kontinents nicht entspre¬ 
chen“. Das müsse sich ändern. Auch die 
in Europa geplanten Aufnahmeeinrich¬ 
tungen (Controlled Areas) dürften kei¬ 
ne geschlossenen Lager werden. 
Juso-Chef Kevin Kühnert erinner¬ 
te noch einmal an die Beschlusslage: 
„Die SPD hat geschlossenen Lagern 
eine deutliche Absage erteilt. Egal ob 
in Nordafrika, an der europäischen Au¬ 
ßengrenze oder in Passau 44 Der Vorsit¬ 
zende der AG Migration in der SPD, 
Aziz Bozkurt, erklärte gegenüber der 
„Welt“: „Die Transitzentren sind null 
vom Koalitionsvertrag gedeckt.“ Die 
SPD müsste, wenn es nach dem Wil¬ 
len und Wunsch der Union geht, am 
Dienstag (nach Redaktionsschluss der 
UZ) dem „Kompromiss“ noch zustim¬ 
men. CDU-Generalsekretärin Anne¬ 
gret Kramp-Karrenbauer glaubte fest 
an eine Übereinkunft mit den Sozial¬ 
demokraten. Der Co-Vorsitzende der 
Bundestagsfraktion der Linkspartei 
im Bundestag, Dietmar Bartsch, hat¬ 
te dagegen noch Hoffnung. Er warnte 
die SPD vor einem Einknicken in der 
Asylpolitik. 

Nina Hager 


Niedersachsen als Dritte 

Beim Abbau demokratischer und Freiheitsrechte will die Landesregierung nicht 
Zurückbleiben 


Getöse in Brandenburg 

Landtagsparteien streiten überein neues 
Polizeigesetz 


Die Landesregierung in Hannover 
(SPD/CDU) tut ihr Möglichstes da¬ 
für, in Niedersachsen ein neues Poli¬ 
zeigesetz bis Ende des Jahres zu er¬ 
lassen. Nach Bayern und NRW soll 
es das dritte von neun Bundesländern 
sein, in dem mittels gesetzlicher Ver¬ 
schärfungen die Einsatzmöglichkei¬ 
ten der Polizei ausgebaut werden. 

Doch es ist nicht nur eine Ver¬ 
schärfung des Polizeigesetzes geplant. 
„Anders als bisher soll die Polizei in 
Zukunft schon dann Menschen über¬ 
wachen, verfolgen und gefangen neh¬ 
men dürfen, wenn ihnen unterstellt 
wird, über Straftaten nachzudenken, 
ohne sie tatsächlich auszuführen. Das 
ist eine ganz grundsätzliche Änderung 
der Rolle der Polizei in unserer Gesell¬ 
schaft, ein so genannter Paradigmen¬ 
wechsel. Die Verwischung der Grenzen 
zwischen polizeilicher und nachrich¬ 
tendienstlicher Tätigkeit stellt die Ge¬ 
waltenteilung in Frage.“ So formuliert 
es das Bündnis gegen das „Neue Poli¬ 
zeigesetz (NPOG)“ in seinem Aufruf. 

Weiter führt es auf, wogegen sich 
das Bündnis besonders wendet. Näm¬ 
lich gegen: 

Meldeauflagen, mehrfach verlän¬ 
gerbar, ohne richterliche Prüfung, 
Aufenthaltsvorgaben und Kontakt¬ 
verbote, mehrfach verlängerbar ohne 
richterliche Prüfung, elektronische 
Fußfessel, mehrfach verlängerbar 
ohne richterliche Prüfung, Durch- 
setzungs- und Präventivgewahrsam 
bis zu 74 Tage. Und das alles bei blo¬ 
ßer Annahme eventuell zu begehen¬ 
de Straftaten oder Ordnungswidrig¬ 
keiten. Doch mit der Einschränkung 
der persönlichen Freiheitsrechte ist es 
nicht genug. Zukünftig soll die Polizei 
neben den Inlandsgeheimdiensten die 
Menschen dieses Landes ausspionie¬ 
ren dürfen. Dies soll im Rahmen von 
polizeilicher Quellen-Telekommu¬ 
nikationsüberwachung, polizeilicher 
Online-Überwachung mittels Troja¬ 
ner, verdeckte Personenobservation, 
verdeckter Bild- und Sprachaufzeich- 


nungen sowie Aufenthaltsermittlun¬ 
gen außerhalb von sowie in und aus 
Wohnungen geschehen. Alle Maß¬ 
nahmen sind mehrfach verlängerbar, 
wie auch der Einsatz von V-Leuten 
und verdeckten Ermittlerinnen und 


Ermittlern. Zusätzlich soll die Poli¬ 
zei zukünftig alles tun dürfen, um die 
Überwachung des öffentlichen Raums 
bei purer Annahme der zukünftigen 
Begehung von Ordnungswidrigkei¬ 
ten oder Straftaten zu perfektionieren 
und auf die Daten Dritter zugreifen. 
Und das trotz des gerade in Kraft ge¬ 
tretenen „Papiertigers“ DSGVO, der 
Datenschutzgrundverordnung. Neu 
ist auch, dass die Polizei nun noch vor 
dem Schlagstockeinsatz Elektroteaser 
einsetzen darf und Hilfspolizistinnen 
und Hilfspolizisten nun Schlagstöcke 
gegen vermeintliche Delinquenten 
einsetzen dürfen. 

Auch im kühlen Norden regt sich 
Widerstand. Ermutigt von der Mas¬ 


sendemonstration gegen das bayri¬ 
sche Polizeiaufgabengesetz in Mün¬ 
chen und dem wachsenden Protest 
in Nordrhein-Westfalen planen die 
Gegnerinnen und Gegner eines Poli¬ 
zeistaates in Niedersachsen ebenfalls 


Proteste. Das breite Bündnis umfasst 
die Jungen Liberalen, die Grüne Ju¬ 
gend Niedersachsen, die Bürgerin¬ 
itiative Braunschweig (BIBS), die 
ver.di-Jugend Hannover, die Partei 
„Die Linke“, die DKP Hannover und 
reicht bis hin zu Fußball-Fanprojek- 
ten und den Libertären Kommu¬ 
nistinnen und Kommunisten Osna¬ 
brück. 

Dieses Bündnis ruft zu dezentra¬ 
len Protestaktionen am 18. August 
in ganz Niedersachsen auf und zu ei¬ 
ner Großdemonstration in Hanno¬ 
ver. Diese wird drei Tage vor einer 
geplanten Lesung im Niedersächsi¬ 
schen Landtag am 8. September 2018 
stattfinden. Frank Darguß 


Im brandenburgischen Landtag wird 
über ein neues Polizeigesetz beraten. 
Schleierfahndung, elektronische Fuß¬ 
fesseln für Gefährder, Bodycams für 
Polizisten, Videoüberwachung an öf¬ 
fentlichen Plätzen, Aufzeichnungen 
von Veranstaltungen, Online-Durch- 
suchungen, Gesichtserkennung, Ma¬ 
schinengewehre und Sprengmittel im 
Einsatz der Polizei: Ginge es nach dem 
Willen der CDU-Fraktion im Landtag, 
würde das alles Wirklichkeit werden. 
Der Antrag, den die Christdemokra¬ 
ten im April eingebracht hatten, wur¬ 
de mehrheitlich abgelehnt. 

Brandenburgs Innenminister Karl- 
Heinz Schröter (SPD) hatte zu diesem 
Zeitpunkt sanftere Töne angeschlagen. 
Die Menschen hätten ein Recht auf Si¬ 
cherheit, „aber nicht um den Preis, dass 
Freiheitsrechte unbotmäßig beschnit¬ 
ten werden“, sagte er. In der Debatte 
stießen die CDU-Vorschläge auch bei 
der Fraktion „Bündnis 90/Die Grünen“ 
auf Ablehnung. Die CDU wolle die 
„Polizei in eine militärische Geheim¬ 
polizei“ verwandeln, sagte die Frakti¬ 
onsvorsitzende Ursula Nonnenmacher. 
Trotz aller Kritik an dem Vorstoß der 
Christdemokraten will die Landesre¬ 
gierung nicht hinter anderen Landes¬ 
regierung zurückstehen. Innenminister 
Schröter will noch in diesem Jahr den 
Entwurf eines neuen Polizeigesetzes 
vorlegen. Bislang wurde er nicht veröf¬ 
fentlicht. Presseberichten zufolge wird 
er gerade mit anderen Ministerien ab¬ 
gestimmt. Im Herbst soll er im Kabinett 
besprochen werden. 

Einige Details sind allerdings be¬ 
reits durchgesickert. Demnach soll die 
Schleierfahndung ausgeweitet werden. 
Darf die Polizei bislang nur im 30-Ki- 
lometer-Korridor an der Staatsgren¬ 
ze ohne Anlass kontrollieren, soll das 
auch an Hauptverkehrswegen möglich 
werden. Der Polizeigewahrsam soll 
von bislang maximal vier Tagen auf bis 
zu einem Monat verlängert werden. 
Online-Durchsuchungen von Handys, 
Laptops und Messenger-Diensten sind 


geplant, terroristische Gefährder sol¬ 
len mit elektronischen Fußfesseln über¬ 
wacht werden. Die Löschfrist für Über¬ 
wachungsvideos würde von zwei Tagen 
auf einen Monat verlängert. 

Die mit der SPD regierende Par¬ 
tei „Die Linke“ lehnt Schröters Ent¬ 
wurf ab. „Brandenburg braucht keinen 
Überwachungswahn nach bayerischem 
Vorbild“, sagte „Linke“-Landeschefin 
und Sozialministerin Diana Golze. 
„Die Linke“ werde die mögliche Ver¬ 
schärfung des Polizeigesetzes sehr kri¬ 
tisch prüfen, kündigte sie an. Ob sie 
auch den Bruch der Regierungskoa¬ 
lition in Kauf nehmen würde, ließ sie 
offen. 

Die CDU-Fraktion signalisierte Zu¬ 
stimmung für Schröters Vorhaben. Die 
Überarbeitung des Polizeigesetzes sei 
überfällig, meinte ihr Innenpolitischer 
Sprecher Björn Lakenmacher. Damit 
ist offenbar die Hoffnung verbunden, 
doch noch Positionen im Gesetz veran¬ 
kern zu können, die sich an das baye¬ 
rische Vorbild anlehnen. 

Ursula Nonnenmacher kündigte an, 
ihre Grünen-Fraktion werde sich gegen 
diese Neufassung mit allen Möglichkei¬ 
ten zur Wehr setzen. Denn damit sei¬ 
en nicht nur schwere Eingriffe in die 
Grundrechte der Brandenburger Bür¬ 
ger verbunden. Ihrer Meinung nach 
muss auch damit gerechnet werden, 
dass die Sicherheit im Land darunter 
leidet. Die ohnehin unter Personalnot 
leidende Polizei könnte die Daten, die 
durch umfangreichere Überwachung 
erhoben werden, gar nicht in annehm¬ 
barer Zeit auswerten. „Damit würde 
der Sicherheitsapparat lahmgelegt.“ 

Unabhängig von der aktuellen Re¬ 
form beteiligt sich Brandenburg an 
der Erarbeitung eines bundesweiten 
Muster-Polizeigesetzes. Dazu wurde 
ein hoher Beamter aus dem Potsda¬ 
mer Innenministerium abgestellt. Er 
soll die entsprechende Arbeitsgruppe 
an der Fachhochschule der Polizei in 
Münster leiten. 

Bernd Müller 
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Fest des Friedens und der Solidarität 


Die DKP vor dem 20. UZ-Pressefest 

Was passiert in Dortmund vom 7. bis 9. September? Und wie steht es um die Vorbe¬ 
reitungen? Die UZ sprach mit den Verantwortlichen der Pressefest-Organisation: 
Wera Richter ist Leiterin der Pressefestkommission, Uli Abczynski fungiert als 
Technischer Leiter des Festes und Klaus Leger ist verantwortlich für die Finanzen. 


UZ: DKP und UZ bewerben ihr Fest als 
„Fest des Friedens und der Solidarität 
Worin macht sich das deutlich? 

Wera Richter: Wir sehen es momen¬ 
tan als Hauptaufgabe an, Widerstand 
gegen die NATO-Kriege, die massive 
Kriegshetze gegen Russland und die 
damit einhergehende Aufrüstung nicht 
zuletzt der Bundeswehr zu organisie¬ 
ren. In diesem Sinne unterstützen wir 
die Kampagne der Friedensbewegung 
„abrüsten statt aufrüsten“. Als DKP 
wollen wir bis zu unserem Pressefest 
30 000 Unterschriften sammeln. Wir 
wollen sie auf unserem Antikriegsmee¬ 
ting auf dem Pressefest auf der Haupt¬ 
bühne übergeben (Samstag, 8. Septem¬ 
ber, 17.30 Uhr). Nach dem Meeting mit 
internationalen Gästen werden Esther 
Bejarano mit der Microphone Mafia 
und Konstantin Wecker auftreten. 

Solidarität spielt auf unserem Fest 
an vielen Orten eine Rolle: In der Eis¬ 
sporthalle am Samstag Vormittag bei 
einer Diskussionsrunde mit Vertretern 
Kommunistischer Parteien aus Län¬ 
dern, die Opfer von NATO-Kriegen 
sind; in der „Perle vom Borsigplatz“ wo 
sich Flüchtlinge, eingeladen vom Bünd¬ 
nis Dortmund gegen rechts, treffen und 
mit uns unter dem Motto „Wacht auf, 
Verdammte dieser Erde“ diskutieren; 
bei Diskussionsrunden mit Gewerk- 
schafterinnen und Gewerkschaftern; 
und natürlich in der „Casa Cuba“ mit 
zahleichen Veranstaltungen in Solidari¬ 
tät mit dem sozialistischen Kuba. 

Uli Abczynski: Die Solidarität fängt 
beim Aufbau des Festes an. Anders 
könnten wir das gar nicht hinbekom¬ 
men. Im zentralen Helferbereich mit 
bis zu 200 Freiwilligen unterstützen wir 
uns gegenseitig, lernen voneinander, 
diskutieren solidarisch. Genauso läuft 
es in den Bezirken. Da zeigt sich beson¬ 
ders, dass das Fest nur als Fest der gan¬ 
zen Partei durchgeführt werden kann. 
Mich freut es, dass sich wieder viele 
Bündnispartner als Helfer angemeldet 
haben, die nicht unser Parteibuch in der 
Tasche haben. 

UZ: Was sind Höhepunkte im Pro¬ 
gramm? Was ist neu auf dem Fest? 

Klaus Leger: Neu ist unter anderem 
die Konzeption der Eissporthalle, also 
unseres Kunst- und Literaturmarktes. 
Wir möchten die Halle weiter aufwer¬ 
ten und freuen uns sehr, dass Dieter 
Süverkrüp uns Bilder für eine Aus¬ 
stellung zur Verfügung stellt und auch 
selbst kommen wird. Damit wird die 
Ausstellung, an der wieder zahlreiche 
Künstlerinnen und Künstler teilneh¬ 
men, sehr gut ergänzt. 

Auch die UZ-Redaktion und das 
Cafe K ziehen in die Halle. Die UZ- 
Redaktion wird sich und ihre Autoren 
auf einer eigenen kleinen Bühne, der 
UZ-Tribüne, im unteren Teil der Hal¬ 
le präsentieren. Oben in der Halle fei¬ 


ern wir mit den Grenzgängern, Gina 
Pietsch, dem Weber-Herzog-Musik- 
theater und Quijote vor allem den 200. 
Geburtstag von Karl Marx. Dort wird 
auch Erich Schaffner auftreten. 

Wera Richter: Ein Höhepunkt und 
zugleich neu ist das Ska-Konzert am 
Freitagabend mit The Boom und The 
Busters. The Busters sind schon eine 
Größe im deutschen Ska-Bereich. Da 
hoffe ich natürlich auch auf viele Gäs¬ 
te aus Dortmund und Umgebung. 

Wichtig sind in meinen Augen 
auch zahlreiche Vernetzungstreffen 
von Aktiven, zum Beispiel bei Bran¬ 
chentreffen von Beschäftigten im Ge¬ 
sundheitswesen, von Metallern, von 
Betriebszeitungsredaktionen oder ein 
Treffen zur Arbeit örtlicher Friedens¬ 
initiativen. 


Uli Abczynski: Nicht ganz neu, aber 
schön ist, dass die Kindereisenbahn 
endlich wieder über das Pressefest¬ 
gelände fahren wird. Überhaupt gibt 
es ein gutes Programm auf unserem 
Kinderfest, das die Besucher gleich 
am Eingang des Festes begrüßen wird. 
Es kommt zum Beispiel Pit Budde mit 
Klaribundi, die Weltmusik für Kinder 
machen. 

Zum Neuen gehört natürlich, dass 
wir unser Fest erst im September ma¬ 
chen. Das bringt die Gefahr mit sich, 
dass es etwas kühler und abends frü¬ 


her dunkel wird. Wenn es dafür dieses 
Mal trocken bleibt, nehmen wir das 
gerne in Kauf. 

UZ: Neu sind aber auch eine Reihe von 
Auflagen der Stadt, oder? 

Uli Abczynski: Ja, das ist weniger 
schön, aber verständlich. Im Dort¬ 
munder Revierpark Wischlingen ha¬ 
ben in den letzten Jahren immer mehr 
Großveranstaltungen stattgefunden, 
was nicht immer im Einklang mit der 
Nachbarschaft stand. Die Veranstal¬ 
tungen sind nun zahlenmäßig einge¬ 
schränkt worden und haben strenge¬ 
re Auflagen bekommen. Für uns heißt 
das leider, dass wir nach 22 Uhr keine 
verstärkte Musik mehr machen dür¬ 
fen. Das ist natürlich schade, aber wir 
können auch die Anwohner verstehen. 
Wir werden uns sehr streng an die Auf¬ 
lagen halten, auch den Revierpark und 
die Stadt zu unterstützen, die uns bei 
den UZ-Pressefesten immer sehr ge¬ 
holfen haben. 


Wera Richter: Eine solche Aufla¬ 
ge ist auch die Verkehrslenkung. Es 
wird dieses Mal keine Parkplätze vor 
dem Festgelände geben, sondern nur 
hinter dem Gelände am Wischlinger 
Weg. Dort wird es eng. Wir bitten des¬ 
halb alle Pressefestbesucherinnen 
und -besucher, möglichst mit öffent¬ 
lichen Verkehrsmitteln anzureisen. 
Die Verkehrsanbindung mit S-Bahn 
und Bus ist sehr gut. Wir versuchen, 
einen Shuttle-Service zu organisieren 
und werden auch noch Park-and-Ride- 
Plätze veröffentlichen. 
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„ABRUSTEN STATT AUFRUSTEN" 
ZIEL: 30 000 UNTERSCHRIFTEN 
BIS ZUM UZ-PRESSEFEST 



Die DKP unterstützt diesen Aufruf und möchte bis zum UZ-Pressefest 
im September 30.000 Unterschriften sammeln. Der Appell und die 
Unterschriftslisten sind abrufbar unter news.dkp.de 


Am Ziel vorbei 

„Kohlekommission“ nimmt Arbeit auf 


Die Bundesrepublik hat ein Problem mit 
dem Klimaschutz. Der einstige Vorreiter 
auf diesem Gebiet ist in Rückstand gera¬ 
ten. Das Regierungskabinett veröffent¬ 
lichte den „Klimaschutzbericht 2017“ 
Anfang Juni, der sich mit Wunsch und 
Wirklichkeit beim Sparen von Kohlen¬ 
dioxid beschäftigt. Seitdem ist offiziell: 
Deutschland verpasst das selbst gesetzte 
Ziel deutlich. Bis 2020 sollte der Ausstoß 
von Treibhausgasen im Vergleich zu 1990 
um 40 Prozent sinken. Es sind aber bis 
jetzt nur 32 Prozent Ersparnis möglich. 

Die „Kohlekommission“ soll sich in 
den nächsten Monaten mit dem Aus¬ 


stieg aus der Verstromung von Kohle 
beschäftigen. Das Gremium, das eigent¬ 
lich „Kommission Wachstum, Struk¬ 
turwandel und Beschäftigung“ heißt, 
wurde vom Bundesministerium für 
Wirtschaft und Energie eingesetzt und 
nahm letzte Woche seine Arbeit auf. Bis 
Dezember soll es unter anderem einen 
Ausstiegspfad für Deutschland aus der 
klimaschädlichen Energiegewinnung be¬ 
schreiben und Maßnahmen bestimmen, 
mit denen die Bundesrepublik möglichst 
nah an das 2020-Ziel kommen soll. 

Dem Gremium gehören 31 Personen 
an, von denen 28 stimmberechtigt sind. 


Es sind Vertreter von Gewerkschaften, 
Arbeitgeber- und Industrieverbänden, 
Wissenschaftler, Betroffene, Umwelt¬ 
schützer und Politiker. Begleitet von 
Protesten von Umweltschützern nahm 
die „Kohlekommission“ letzten Diens¬ 
tag im Bundes Wirtschaftsministerium in 
Berlin ihre Arbeit auf. 

Der Bundesverband der Energie- 
und Wasserwirtschaft forderte eine zü¬ 
gige Abkehr aus der Kohlenutzung. 
Der Verband der kommunalen Unter¬ 
nehmen (VKU) warnte hingegen vor 
einem übereilten Ausstieg. Die Braun- 
und Steinkohlekapazitäten in Deutsch- 


UZ: Jetzt rast die Zeit bis zum Presse¬ 
fest. Seid ihr schon sehr nervös? Was 
drückt jetzt noch am meisten? 

Klaus Leger: Es ist nicht ganz einfach, 
ein Fest dieser Größenordnung ohne 
Eintrittsgelder auf die Beine zu stellen. 
Damit alle mitfeiern können, möchten 
wir aber daran festhalten und freuen 
uns über die erneute große Spenden¬ 
bereitschaft, durch die das Fest erst er¬ 
möglicht wird. Noch nicht zufrieden 
sind wir mit dem Verkauf der Soli-But- 
tons für 5 und 10 Euro. Wenn wir mit 
den Buttons Freundinnen und Freunde 
ansprechen, geht es doch zugleich da¬ 
rum, sie zu unserem Fest einzuladen, 
sie mitzunehmen nach Dortmund. Da 
muss noch was passieren und das wird 
in der Sommerzeit natürlich nicht ein¬ 
facher. 

Sehr positiv sind die Rückmeldun¬ 
gen von Bündnispartnern. Mehr Orga¬ 
nisationen aus dem In- und Ausland als 
auf dem letzten Pressefest haben ihre 
Teilnahme am Fest mit Infoständen 
angemeldet. Zelte mit eigenem Pro¬ 
gramm wird es erneut von der „jungen 
Welt“, „Melodie & Rhythmus“ und von 
der Partei „Die Linke“ geben. Mitte Juli 
wird die zweite Pressefestzeitung mit 
weiteren spannenden Informationen 
zum Programm veröffentlicht und auch 
der UZ beigelegt. 

Wera Richter: Wir haben ein tolles 
Programm auf die Beine gestellt. Nun 
geht es um die Abstimmung mit den 
Künstlerinnen und Künstlern, Refe¬ 
renten, Gästen und natürlich unseren 
Bezirken und Bündnispartnern. Da ist 
noch eine Menge zu tun, damit das Pro¬ 
gramm am Ende rund ist, wir uns auf 
den unterschiedlichen Bühnen und Po¬ 
dien nicht zu sehr behindern und nicht 
mehrfach das gleiche Thema zur Dis¬ 
kussion aufrufen - möglichst noch zur 
gleichen Zeit. 

Uli Abczynski: Auch die Rückmeldun¬ 
gen von unseren Auf- und Abbauhel¬ 
fern sind gut. Leider gibt es auch Hi¬ 
obsbotschaften wie von unserem Stap¬ 
lerfahrer Semmy aus Wülfrath, der 
dieses Jahr nicht dabei sein kann. Wei¬ 
ter gute Besserung von hier aus! 

Wir sind dabei, Engpässe, die wir 
jetzt schon erkennen können, zu be¬ 
heben. Aber es gibt auch noch Lücken 
im Team der Ärzte und Sanitäter oder 
der Tontechniker beispielsweise. Wir 
brauchen auch noch Genossinnen und 
Genossen, die während des Festes hel¬ 
fen, die Verkehrslenkung und die Park¬ 
raumbewirtschaftung zu organisieren. 
Wera hat etwas zur Notwendigkeit ge¬ 
sagt, aber das muss ja auch organisiert 
werden. 

Wera Richter: Kurz gesagt, unsere 
Nervosität sinkt, wenn sich weitere 
Helferinnen und Helfer - auch für das 
Fest selbst - anmelden, die Anzahl der 
verkauften Soli-Buttons in die Höhe 
schießt und wir jetzt mit den Bezirken 
solidarisch und zügig, aber auch mit der 
nötigen Sorgfalt die Programmabläufe 
abstimmen. 

Die Fragen stellte Werner Sarbok 


land könnten „nicht über Nacht ersetzt“ 
werden, wenn die Versorgungssicherheit 
nicht gefährdet werden solle. 

Die Angst vor steigenden Stromprei¬ 
sen treibt die Industrie um. Die Kon¬ 
zernbosse fürchten, dass ein rascher 
Kohleausstieg den Energiepreis in die 
Höhe schnellen und die Profite sinken 
lässt. Mit 3,4 Cent pro Kilowattstunde 
wies laut dem Thinktank „Agora Ener¬ 
giewende“ die Bundesrepublik im letz¬ 
ten Jahr nach Skandinavien den zweit¬ 
niedrigsten Börsenstrompreis in Euro¬ 
pa auf. 

Bernd Müller 


Weiter schlechte 
Umfrageergebnisse 

Bislang ist es der CSU-Führung mit 
ihrem Vorgehen nicht gelungen, das 
Stimmungstief in Bayern zu über¬ 
winden. Die Anhängerschaft brö¬ 
ckelt und das hätte auch Auswir¬ 
kungen auf Neuwahlen im Bund: 
Die CSU erreicht in Bayern nach 
dem aktuellen Forsa-Trendbarome- 
ter für RTL und n-tv nur noch 34 
Prozent, ein Minus von 4,8 Prozent¬ 
punkten im Vergleich zur letzten 
Bundestagswahl. Das entspricht 
einem bundesweiten Ergebnis von 
nur noch fünf Prozent nach 6,2 Pro¬ 
zent bei der Bundestagswahl. 

Bündnis mit der CSU? 

Alice Weidel, Vorsitzende der AfD- 
Fraktion im Bundestag, zeigte sich 
am Rande des AfD-Parteitags in 
Augsburg offen für eine Koalition 
mit der CSU nach der Landtags¬ 
wahl in Bayern am 14. Oktober: 
„Wenn ein Koalitionsvertrag un¬ 
sere Inhalte abbildet, halte ich das 
für möglich. Das entscheidet aber 
die künftige Landtagsfraktion“, so 
Weidel. 

AfD-Bundesvorstandsmitglied 
Andreas Kalbitz erklärte gegen¬ 
über dpa: Ob das geschickt sei, 
darüber könne man streiten. Viel¬ 
leicht habe Weidel aber schon „zwei 
Schritte vorwärts gedacht“. 

AfD bekommt Stiftung 

Die AfD, die eigentlich alle partei¬ 
nahen Stiftungen abschaffen wollte, 
gönnt sich jetzt erst mal selber eine. 
Geld vom Bund - und damit „vom 
Steuerzahler“ - gibt es aber erst ab 
2022, denn dafür muss die AfD erst 
einmal zwei Legislaturperioden im 
Bundestag sitzten. 

Auf dem AfD-Bundesparteitag 
wurde nach kontroverser Debatte 
beschlossen, die ausgerechnet nach 
dem humanistischen Renaissancege¬ 
lehrten Erasmus von Rotterdam be¬ 
nannte und von der früheren CDU- 
Politikerin Erika Steinbach geleitete 
Desiderius-Erasmus-Stiftung als par¬ 
teinahe Stiftung der AfD anzuerken¬ 
nen. Im Beschluss steht aber auch, 
man begrüße, wenn sie nach Gustav 
Stresemann, einem nationalliberalen 
Politiker, Vorsitzender der DVP und 
1923 kurzzeitig Reichskanzler in der 
Weimarer Republik und danach in 
mehreren Regierungen Außenmi¬ 
nister, umbenannt würde. Das Prob¬ 
lem für die AfD ist nur, dass dessen 
Nachfahren das nicht wollen und mit 
juristischen Schritten drohen. 

Wahrheitskommission? 

Die SPD-Politikerin Petra Köpping, 
Gleichstellungsministerin in Sach¬ 
sen, will die Arbeit der Treuhand in 
den neuen Bundesländern unter¬ 
suchen lassen. Dafür schlug sie am 
Sonntag die Einrichtung von Aufar- 
beitungs- und Wahrheitskommissio¬ 
nen vor. Dies solle - so die „Leip¬ 
ziger Volkszeitung“ - auf lokaler 
Ebene dort erfolgen, wo Bürger es 
wünschten. „Die Wahrheitskommis¬ 
sionen sollen weniger die Schuldfra¬ 
ge stellen, als vielmehr die Wirklich¬ 
keit des Umbruchs und des Agierens 
der Treuhand aufzeigen“, so Köpping. 

Dreßler weist 
Kritik zurück 

In einem Interview mit dem „ND“ 
hat Rudolf Dreßler (SPD), von 1984 
bis 2000 Vorsitzender der Arbeits¬ 
gemeinschaft für Arbeitnehmerfra¬ 
gen (AfA) der Partei, sich gegen 
den Vorwurf gewandt, die geplan¬ 
te Sammlungsbewegung von Sahra 
Wagenknecht und Oskar Lafontaine 
führe zur Spaltung und Schwächung 
der Linken im Land. Die Linke sei 
„bereits in den vergangen 10,15 Jah¬ 
ren reichlich geschwächt worden - 
auch dadurch, dass wir das Rechts¬ 
abbiegen von SPD und Grünen 
nicht verhindert haben“. Wenn nun 
versucht werden soll, die Linke wie¬ 
der stark zu machen, dann verdiene 
das Unterstützung und keine Kritik. 
Eine Wagenknecht und Lafontaine 
unterstellte Nähe zur AfD in der 
Flüchtlingspolitik weist er als „ab¬ 
surd“ zurück. 
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EU nicht reformierbar 

Österreich hat für sechs Monate 
den Ratsvorsitz der EU von Bul¬ 
garien übernommen. „Ein Europa, 
das schützt“, lautet das Motto der 
österreichischen Ratspräsident¬ 
schaft. „Wir wollen den Ratsvorsitz 
nutzen, um Brückenbauer in der 
EU zu sein, Spannungen innerhalb 
Europas wieder abzubauen und so 
sicherzustellen, dass die EU eine 
starke ist“, sagte Bundeskanzler Se¬ 
bastian Kurz. 

Die KPÖ Steiermark zeigt sich 
skeptisch, was die Zukunft der EU 
betrifft. Zur Übernahme des EU- 
Vorsitzes heißt es in ihrer Stel¬ 
lungnahme: „Aus einem anfangs 
losen Gebilde wurde und wird 
ein wirtschaftlich homogener und 
militärisch hochgerüsteter neu¬ 
er Supra-Nationalstaat geformt.“ 
Die EU sei nicht der „friedliche, 
soziale und solidarische Staaten¬ 
bund“, sondern das „Europa der 
Banken und Konzerne“. Um die 
EU zu einem demokratischen und 
Friedensprojekt zu machen, müsse 
sie „unter vollständig veränderten 
Voraussetzungen neu gegründet 
werden“. Das sei jedoch nicht re¬ 
alistisch. „Deshalb darf auch ein 
Austritt kein Tabu sein - falls sich 
diese Frage auf Perspektive über¬ 
haupt noch stellt“, so die KPÖ Stei¬ 
ermark weiter. 


Protest gegen 
Rentenreform 

Tausende russische Bürgerinnen 
und Bürger haben gegen eine ge¬ 
plante Erhöhung des Rentenalters 
demonstriert. In Dutzenden Städ¬ 
ten folgten sie am Sonntag den 
Aufrufen der Gewerkschaften so¬ 
wie der Kommunisten und ande¬ 
rer Parteien. Nach den Plänen der 
Regierung soll die Altersgrenze für 
Männer bis 2028 von derzeit 60 auf 
65 Jahre, für Frauen bis 2034 von 55 
auf 63 Jahre steigen. 

Ebenso unpopulär ist die An¬ 
hebung der Mehrwertsteuer, die in 
erster Linie die ärmeren Bevölke¬ 
rungsschichten trifft. Die Steuer soll 
zum kommenden Jahr von 18 auf 20 
Prozent steigen. 


Waffenstillstand 

beendet 

Die afghanische Regierung hat 
ihren einseitigen Waffenstillstand 
mit den Taliban beendet. Die Si¬ 
cherheitskräfte würden nun ihre 
Einsätze gegen die Aufständi¬ 
schen wieder aufnehmen, kündig¬ 
te Präsident Aschraf Ghani am 
Samstag an. Die Regierung hat¬ 
te zunächst eine Waffenruhe um 
die Eid-Feiertage zum Ende des 
muslimischen Fastenmonats Ra¬ 
madan Mitte Juni verkündet und 
diesen dann verlängert. Nach drei 
Tagen Frieden griffen die Taliban 
am Sonntagabend Stellungen der 
Armee in den Provinzen Helmand 
und Kandahar an. 


Tote Flüchtlinge 

Mitten in der Diskussion der EU 
zur „Asylpolitik“ und während der 
Angriffe auf Aktivisten, die Flücht¬ 
linge aus der Seenot retten, sind 
wieder Flüchtlinge im Mittelmeer 
ertrunken. Ein Boot mit mehr als 
100 Migranten an Bord sei vor der 
Küste Libyens gekentert, teilte die 
libysche Marine mit. 14 Menschen 
seien gerettet worden. Die Küsten¬ 
wache barg nach Angaben zunächst 
drei tote Babys. Wie viele Menschen 
an Bord waren, war unklar. 

Die Woche zuvor war laut „Ärz¬ 
te ohne Grenzen“ mit mindestens 
220 Ertrunkenen die tödlichste im 
Mittelmeer in diesem Jahr. Nach 
Auffassung der neuen italienischen 
Regierung dürfen nicht nur Schiffe 
mit schon Geretteten an Bord nicht 
mehr nach Italien. Die Schiffe sol¬ 
len dort auch nicht mehr zum Tan¬ 
ken oder zur Versorgung anlegen 
dürfen, wie Innenminister Matteo 
Salvini von der rechten „Lega“ ver¬ 
kündete. 


Unsoziale Regierung stürzen 

Großdemo in Wien gegen den 12-Stunden-Tag. Bahnbeschäftigte legen die Arbeit nieder 



M it weit über 100 000 Teilneh¬ 
merinnen fand am 30. Juni in 
Wien die größte Demonstra¬ 
tion seit den gewerkschaftlichen Pro¬ 
testen gegen die Pensionskürzungen 
im Jahr 2003 (unter der ersten ÖVP- 
FPÖ-Regierung) statt. Unzählige Busse 
und Sonderzüge aus allen Teilen Öster¬ 
reichs kamen am Westbahnhof an, wo 
sich die Straßen so schnell füllten, dass 
die Demo früher als geplant losgehen 
musste, um den Nachkommenden wie¬ 
der Platz zu machen. 

Auf vielfältige Weise brachten die De- 
monstrantinnen und Demonstranten 
zum Ausdruck, dass sie kampfentschlos- 
sen sind. Neben den massenhaft zur 
Verfügung gestellten Gewerkschaftsta¬ 
feln, auf denen eine durchgestrichene 
12 abgebildet war, gäbe es auch selbst¬ 
gebastelte Schilder von Alleinerziehen¬ 
den, Jugendlichen in Paulchen-Pan- 
ther-Kostümen („Wer hat an der Uhr 
gedreht?!“) und Hochofenarbeiter in 
Arbeitsschutzmontur. 

Stundenlang zogen Betriebsdelegati¬ 
onen, Bundesländerblöcke, Gewerk¬ 
schaftsabordnungen durch die Stadt, 
und natürlich auch jene von kommu¬ 
nistischen und linken Organisationen, 
die - von tausenden Beschäftigten laut¬ 
stark mitgetragen - mit Nachdruck die 
Forderung nach konsequentem Streik 
und dem Kampf für Arbeitszeitverkür¬ 
zung auf die Straße trugen. 

Bereits am 5. Juli soll das neue Ar¬ 
beitszeitgesetz im Parlament durchge¬ 
peitscht werden und am 1. Januar 2019 
in Kraft treten. 

Der Zorn auf die Vorhaben der Bun¬ 
desregierung, der Einführung von 
12-Stunden-Tag, 60-Stunden-Woche, 
dem Verlust von Zuschlägen und dem 
gesetzlichen Ausbooten von Betriebsrä¬ 
ten und Gewerkschaften verleitete so¬ 
gar einen Gewerkschaftsvorsitzenden 
bei der Schlusskundgebung am histori¬ 
schen Heldenplatz zu dem Aufruf, die 
unsoziale und ungerechte Regierung 
„zu stürzen“ - was jedoch vom gerade 
frisch gekürten Chef des österreichi¬ 
schen Gewerkschaftsbundes (ÖGB), 
Wolfgang Katzian, sofort abgewiegelt 
wurde. 


Doch auch er sprach - samt Forde¬ 
rung nach einer Volksabstimmung 
- davon, dass diese Demo, für die 
quer durch Österreich in hunderten 
Betriebsversammlungen mobilisiert 
wurde, nicht Endpunkt, sondern Auf¬ 
takt des Protests sein solle. 

Als weitere Kampfmaßnahme legten 
Montag früh die Eisenbahnerlnnen 
und weitere Beschäftigte von Nah¬ 
verkehrsunternehmen die Arbeit 
nieder - im Frühverkehr durch 200 
Versammlungen, die österreichweit 
abgehalten wurden. Auch in den gro¬ 
ßen Industrie- und Schlüsselbetrieben 
wie voestalpine, Böhler, OMV, And¬ 
ritz und anderen wurden diese Woche 
Betriebsversammlungen abgehalten. 
In den hunderten betrieblichen Fo¬ 
ren der Arbeitenden wurden ÖGB- 
Resolutionen beschlossen, die u.a. 


beinhalteten: „Wir werden uns alles, 
was den Arbeitnehmerinnen wegge¬ 
nommen wird, auf der betrieblichen 
Ebene und bei den anstehenden Kol¬ 
lektivvertragsverhandlungen zurück¬ 
holen.“ Dazu hat die hochorganisierte 
(und einheitliche) Bahngewerkschaft 
die laufenden Tarifvertragsverhand¬ 
lungen unterbrochen, um diese erst 
parallel zu den September/Oktober 
beginnenden Metall-Verhandlungen 
wieder aufzunehmen und damit eine 
Kampfgemeinschaft mit der potentes¬ 
ten Branchengewerkschaft zu bilden. 
Zu diesem Zeitpunkt sind schließlich 
durch die EU-Ratspräsidentschaft 
auch alle Blicke auf Österreich ge¬ 
richtet, wo in einem heißen Herbst 
das Land stillgelegt werden könnte. 
Und in der Tat: Die Gewerkschaften 
hätten es noch in der Hand, das Ge¬ 


setz für die übergroße Mehrheit der 
Beschäftigten auszuhebeln, indem 
ein General-Tarifvertrag zu den Ar¬ 
beitszeitthemen erkämpft wird - in 
Österreich besteht derzeit eine Kol- 
lektivvertrags-Deckung von rund 98 
Prozent. 

Zu befürchten ist jedoch, dass es zwar 
zu - für österreichische Verhältnisse 
- teils spektakulären und kraftvollen 
Maßnahmen kommt, diese jedoch, 
wenn sie nicht in die Breite und Tie¬ 
fe getragen und zu unausweichlichen 
harten, branchenübergreifenden Ar¬ 
beitskämpfen und Streiks fortentwi¬ 
ckelt werden, nur symbolischer Natur 
bleiben und in sozialpartnerschaftli¬ 
cher Manier und Verrat der gewerk¬ 
schaftlichen Klassenfunktion versan¬ 
den. 

Selma Schacht, Wien 


Anschlag aus der eigenen Partei? 

Wahlkampf in Simbabwe: Bombenanschlag auf den Präsidenten, Opposition warnt vor „gelber Gefahr“ 


Mitten im Wahlkampf wurde auf den 
simbabwischen Päsidenten Emmer- 
son Dambudzo Mnangagwa ein At¬ 
tentat verübt. Bei dem Bombenan¬ 
schlag in Bulawayo, der zweitgrößten 
Stadt Simbabwes, wurde Vize-Präsi- 
dent Kembo Mohadi verletzt, Dut¬ 
zende wurden von Bombensplittern 
getroffen. 

In Simbabwe ist „Regime change“ 
angesagt, am 30. Juli sind Wahlen. Der 
Chef der größten Oppositionspartei 
Movement for Democratic Change 
(Bewegung für demokratischen Wan¬ 
del, MDC), Nelson Chamisa, kündigte 
schon an, dass er „die chinesischen In¬ 
vestoren aus dem Land treiben“ werde. 
Seine Partei malt die „gelbe Gefahr“ an 
die Wand und ist gegen die engere Ein¬ 
bindung des Landes in die Kontinente 
umspannende Belt-and-Road-Initiative 
(„Neue Seidenstraße“) der Volksrepu¬ 
blik China. 

Dagegen sprach sich die größte, die 
staatseigene Tageszeitung von Simbab¬ 
we „Herald“ dafür aus, die chinesische 
Währung Renminbi als nationale Re¬ 
servewährung für die neu zu installie¬ 
rende Landeswährung anzunehmen. 
Dem Präsidenten Mnangagwa kam 
für den Wahlkampf die Einweihung des 
mit einem chinesischen Kredit über 533 
Millionen Dollar erweiterten Wasser¬ 
kraftwerks „Kariba South“ zupass. Zu¬ 
sammen mit dem größten Kraftwerk¬ 
projekt des Landes, der Erweiterung 
des Hwange-Kohlekraftwerks ver¬ 
spricht es, die Energieversorgung des 
Landes sicherzustellen und die Wirt¬ 
schaft neu zu beleben: Geplant ist, sei¬ 


ne Leistung von 920 Megawatt um 600 
MW zu erhöhen. 

Bei Mnangagwas Besuch in Peking 
im April wurde die erste Kreditra¬ 


te über 200 Millionen Dollar von den 
insgesamt 1 Milliarde Dollar schweren 
Baukosten freigegeben. Verträge über 
weitere Projekte brachte er unterschrie¬ 
ben nach Harare zurück: die Erweite¬ 
rung des Robert-Mugabe-Internatio- 
nal-Flughafens, den Bau eines neuen 
Parlamentsgebäudes, die Erweiterung 
des Netzes der staatseigenen Mobil¬ 
funkfirma NetOne, die Sanierung der 


Wasseraufbereitungsanlage der Haupt¬ 
stadt und der Bau eines Zentrallagers 
für pharma-Produkte. 

Mnangagwa vermutet laut „Radio 


France International“, dass Grace Mu- 
gabe, die ihren Ehemann Robert Mu- 
gabe im Präsidentenamt beerben woll¬ 
te, hinter dem Anschlag auf ihn steckt. 
Er vermutet, „ohne Beweise zu haben“, 
dass es die „G40“ waren - eine Grace 
Mugabe nahestehende Fraktion in der 
Regierungspartei ZANU-PF. 

Die bis Mai abgehaltenen Vorwah¬ 
len der Partei sahen etliche politische 


Schwergewichte durchfallen: den Prä¬ 
sidentenberater und Vorsitzenden der 
Veteranenvereinigung, Christopher 
Mutsvangwa, Wissenschaftsminister 
Christopher Mushohwe, Kabinettsmi¬ 
nisterin Oppah Muchinguri Kashiri und 
Industrie- und Handelsminister Micha¬ 
el Bimha (Bruder von Grace Mugabe), 
wie auch einige Politbüro-Mitglieder 
der Regierungspartei ZANU-PF. Die¬ 
se ist offensichtlich gespalten, aber wie 
sich diese Spaltung im Parlament nie¬ 
derschlägt, wird sich erst noch heraus¬ 
steilen. 

Weitere Gegner hat der Präsident 
ins Visier genommen. Dazu gehören 
die größten Räuber des Landes, denen 
er eine Meldefrist von drei Monaten 
einräumte: eine Handvoll Diamant- 
minen-Gesellschaften, die 1,732 Milli¬ 
arden Dollar gesetzwidrig außer Lan¬ 
des geschafft hatten, darunter auch ein 
chinesisches Unternehmen. Und kor¬ 
rupte Seilschaften, die zum Beispiel 3 
Millionen Dollar unterschlugen und ins 
Ausland brachten. Das Geld war unter 
anderem für Geräte in einem von der 
Sozialversicherungsbehörde NSSA ge¬ 
bauten Hospital gedacht, das seit der 
Fertigstellung vor 14 Jahren leer steht. 

Während der Wahlkampf auf Hoch¬ 
touren läuft, befinden sich 15 000 
Krankenschwestern im Streik. Für den 
Wahlkampf ließen sie sich nicht miss¬ 
brauchen. Ob es letztlich gelingt, den 
„Sozialismus mit simbabwischen Cha¬ 
rakteristika“ in seinem Land zu entwi¬ 
ckeln, wie Mnangagwa in Peking sagte? 
Die Wahl wird zeigen, wie steinig der 
Weg wird. Georges Hallermayer 



Anhängerinnen der Regierungspartei ZANU PF im Wahlkampf. 
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Der Krieg kommt nach Hause 

Offensive der syrischen Armee erreicht Grenzstadt Daraa 


M it den Protesten im Frühjahr 
2011 begann in Daraa der 
Krieg um Syrien. Hier über¬ 
nahmen sogenannte gemäßigte Dschi- 
hadisten für Jahre die Kontrolle über 
einen Teil der Stadt und des Umlands. 
Daraa ist Grenzstadt und die Dschiha- 
disten wurden aus dem nahegelegenen 
Jordanien unterstützt. Mit der Offen¬ 
sive der syrischen Armee kehrte jetzt 
der Krieg an seinen Ausgangsort zu¬ 
rück. Der türkische Außenamtssprecher 
Hami Aksoy kritisierte die Angriffe als 
„unmenschlich“ 

Der Süden Syriens - von den von 
Israel besetzten Gebieten bis hin nach 
Daraa - ist das letzte Gebiet Syriens au¬ 
ßer Idlib, das in Teilen noch immer unter 
Kontrolle von Dschihadisten jeglicher 
Couleur steht. Einheiten der sogenann¬ 
ten FSA erhalten Unterstützung von ei¬ 
nem „Military Operations Center“, das 
die USA in Jordanien betreiben. Je nach 
militärischer und politischer Konjunk¬ 
tur konkurrieren „gemäßigte Dschiha¬ 
disten“ mit al-Nusra - oder arbeiten mit 
ihr zusammen. 

Im Rahmen des Astana-Prozesses, 
der Zusammenarbeit der Türkei, Russ¬ 
lands und des Iran, wurde Daraa Teil ei¬ 
ner Deeskalationszone. Später beteilig¬ 
ten sich auch die USA gemeinsam mit 
Jordanien an dieser Deeskalationszo¬ 
ne und bezeichneten sich als Garanti¬ 
emacht des Waffenstillstands. 

In allen internationalen Beschlüssen 
hieß es immer wieder: Ein Waffenstill¬ 
stand gilt nicht gegenüber al-Nusra und 
anderen terroristischen Organisationen. 
Al-Nusra ist in Daraa aktiv und hat dort 
seine Kräfte zunehmend verstärkt. Den¬ 
noch war die militärische Situation in 
Daraa lange Zeit relativ ruhig. Die syri¬ 
sche Armee hatte andere Prioritäten als 
den Kampf um eine staubige Provinz¬ 
hauptstadt an der Grenze zu Jordanien. 

Erst nachdem die Dschihadisten aus 
dem Umland von Damaskus vertrieben 
waren, rückte Daraa in den Fokus. Gro¬ 
ße Armeeeinheiten wurden dorthin ver¬ 
legt. Das Ziel der militärischen Drohung 
war zunächst, die gemäßigten Kräfte 
von den Hardlinern zu trennen. Das war 
durchaus erfolgreich. Es gab eine Reihe 
von Orten, wo Versöhnungsabkommen 
zwischen Regierung und lokalen Komi¬ 


tees geschlossen wurden. Viele lokale 
Kämpfer ergaben sich der Armee. In 
Bosra übergaben sie ihre schweren Waf¬ 
fen an die Armee, können aber zunächst 
für drei Monate die Stadt kontrollieren. 

Die drohende Offensive hatte die 
USA auf den Plan gerufen. „Wir war¬ 
nen das Regime vor allen Aktionen, die 
den Waffenstillstand in Frage stellen“, 
erklärte die Sprecherin des US-Außen¬ 


ministeriums, Heather Nauert, Ende 
Mai. Und sie drohte mit „entschiedenen 
und angemessenen Maßnahmen“ gegen 
jede Verletzung des Waffenstillstands. 

Die USA ließen ihren Drohungen 
gegen die syrische Offensive keine Ta¬ 
ten folgen, im Gegenteil. Wie die „New 
York Times“ berichtet, dürften die „ge¬ 
mäßigten Dschihadisten“ nicht auf Hilfe 
der USA hoffen. Ob es - wie saudische 


und israelische Quellen behaupten - zu 
einem Deal zwischen Israel und dem 
russischen Militär kam, lässt sich nicht 
verifizieren. 

Mittlerweile wurden die Verhand¬ 
lungen zwischen dem russischen Militär 
und den Dschihadisten der FSA wieder 
aufgenommen - sie sollen sich den Ver¬ 
söhnungsabkommen anschließen. 

Manfred Ziegler 
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Mexiko auf 
neuem Kurs 

Lopez Obrador ist 
künftiger Präsident 

Andres Manuel Lopez Obrador ist ver¬ 
gangenen Sonntag zum neuen Präsi¬ 
denten Mexikos gewählt worden. Rund 
53,7 Prozent der Wähler gaben dem 
64-Jährigen laut Wahlrat ihre Stimme. 
Der wegen seiner Initialen auch AMLO 
genannte Politiker übernimmt den Pos¬ 
ten ab Dezember. 

Laut Auszählungen ließ Lopez seine 
Konkurrenz mit großem Abstand hinter 
sich. Ricardo Anaya erlangte mit rund 
22,6 Prozent der Stimmen den zweiten 
Platz, dahinter rangierte der Kandidat 
der Regierungspartei PRI, Jose Anto¬ 
nio Meade, mit rund 15,8 Prozent. Er 
werde sich in der kommenden Woche 
mit Amtsinhaber Enrique Pena Nieto 
treffen, um einen Plan für eine ordent¬ 
liche Übergabe zu erarbeiten, sagte 
AMLO nach dem Wahlsieg. 

Als Präsident will Lopez unter an¬ 
derem die gesamte in den vergangenen 
Jahren verfolgte Öffnung der staatli¬ 
chen Erdölindustrie für private Inves¬ 
toren auf den Prüfstand stellen. Er will 
eine Reform des Bildungssektors zu¬ 
rücknehmen, staatliche Hilfen für Ju¬ 
gendliche und Alte erhöhen und die 
Gehälter hoher Staatsbeamter halbie¬ 
ren. Außenpolitisch dürfte er den links¬ 
gerichteten Regierungen Lateinameri¬ 
kas näher stehen als seine Vorgänger. 

Neben dem Präsidentenamt wurden 
am Wahlsonntag auch Regional- und 
Parlamentswahlen durchgeführt. Der 
Wahlkampf war in einigen Regionen 
Mexikos von Gewalt geprägt: 111 Mor¬ 
de und mehr als 380 Angriffe auf Kan¬ 
didatinnen und Kandidaten wurden re¬ 
gistriert. Drogen- und Schleuserbanden 
führen in Mexiko seit Jahren einen blu¬ 
tigen Bürgerkrieg gegen Journalisten, 
Politiker und Aktivisten. AMLO hatte 
im Wahlkampf angekündigt, sich die¬ 
sem Problem zu stellen und die krimi¬ 
nellen Banden zu bekämpfen. 

Lopez Obrador hatte schon 2006 und 
2012 für das höchste Staatsamt kandi¬ 
diert. Der aus dem Bundessstaat Tabas¬ 
co stammende Politiker hatte seine Kar¬ 
riere in der PRI begonnen, die von 1929 
bis 200 ununterbrochen das Land regiert 
hat. 2012 gründete er die Bewegung Mo- 
rena, die 2014 Partei wurde. L. M. 



Die Einheiten der syrischen Armee wurden im Umland von Daraa als Befreier begrüßt. 


Den Weg der Aktionäre versperren Inakzeptabel 

Streiks und Demonstrationen in Frankreich Aus dem Justizpalast in Antwerpen 


Ein weiteres Mal wurde am 28. Juni 
frankreichweit in öffentlichen und pri¬ 
vaten Sektoren gestreikt und demons¬ 
triert. Aufgerufen hatten Studenten- 
und diverse soziale Verbände, die CGT 
und erstmalig wieder seit den Kämp¬ 
fen gegen das Arbeitsgesetz unter 
Hollande das nationale Komitee der 
Force Ouvriere (FO). An deren Spit¬ 
ze steht seit April Pascal Pavageau, der 
offensichtlich mit der Basis geht. Sein 
Vorgänger Jean-Claude Mailly gilt als 
Duzfreund von Macron und wurde von 
der Firma des ehemaligen Sozialbera¬ 
ters Sarkozys inzwischen als „Senior 
Advisor“ eingestellt. 

In die Ferien ging derweil die Füh¬ 
rung der reformistischen Gewerkschaft 
CFDT. Für ein gemeinsames Statut al¬ 
ler Beschäftigten der Metallurgie leg¬ 
ten sie am 28. Juni geschlossen die Ar¬ 
beit nieder. Seit neun Wochen sind die 
Energie-Beschäftigten im Streik, 150 
Betriebe sind landesweit besetzt. Auch 
Agrarindustrie und Forstbetriebe rie¬ 
fen zum Streik auf. Der Generalsekre¬ 
tär der CGT, Philippe Martinez, erklär¬ 
te, warum nur wenige demonstrierten: 
Der Kampf finde nunmehr direkt in 
den Betrieben statt. 

Von den Gewerkschaftern wurde 
der 28. Juni als „erster Kampftag nach 
der Rentree“ im September bezeich¬ 
net, womit die weitere Linie vorge¬ 
zeichnet ist. Im Aufruf der CGT zur 
branchenübergreifenden Aktion des 
28. Juni heißt es: „Wir können nicht 
ohne Reaktion bleiben, wir müssen 


den Kampf fortsetzen, der mehr denn 
je in schwierigem Kontext stattfindet, 
aber es gibt keinen Sieg ohne Kampf!“ 

Die Stimmung ist landesweit explo¬ 
siv. Schuld sind die Reformvorhaben 
der Regierung im gesamten öffentli¬ 
chen Dienst - von Schulen über Ge¬ 
richte, sämtliche Einrichtungen der 
Weiterbildung und Schulung, Sozial¬ 
kassen etc.). Die Regierung Macron/ 
Philippe will nun die Bezahlung im öf¬ 
fentlichen Dienst auf den Prüfstand 
stellen, individuelle Verträge einfüh¬ 
ren und letztlich ganze Bereiche pri¬ 
vatisieren. 

Daraus erklärt sich die Zunahme 
der Kämpfe in Krankenhäusern, Bib¬ 
liotheken, bei der Müllabfuhr, im Rat 
der Departements, in den Regionen 
u. a., auf die immer öfter mit juristi¬ 
scher und betrieblicher Brachialgewalt 
reagiert wird. So stehen zwei Pariser 
Müllfahrer, Teilnehmer an einer kol¬ 
lektiven Aktion am 25. Mai, vor Ge¬ 
richt. Ihnen droht außerdem der Raus¬ 
wurf. Sie werden beschuldigt, den In¬ 
halt ihres Fahrzeuges vor dem Sitz der 
Macron-Partei entleert haben zu wol¬ 
len. Es ist Jahrzehnte her, dass auf kol¬ 
lektive Gewerkschaftsmaßnahmen so 
drastisch reagiert wurde. 

Der Kampf der Eisenbahner ist 
Teil der Abwehrmaßnahmen aller 
staatlich Beschäftigten. Sie sind tra¬ 
ditionell gewerkschaftlich am besten 
organisiert. Mit ihnen steht und fällt 
das „Reform“programm der Regie¬ 
rung. Sie erklärten die Fortführung 


des Kampfes über den 28. Juni hinaus. 
Zwei Monate Streik in Intervallen ha¬ 
ben Fortschritte gebracht, aber zurzeit 
keine realen Garantien für den öffent¬ 
lichen Dienst (Fracht, Nahverkehr, Re¬ 
gulierungen, Arbeitskräfte). Der Staat 
muss noch 80 Prozent seiner Refor¬ 
men mittels Dekret umsetzen, was vor 
allem die Mobilität und die Struktu¬ 
ren betrifft. Als böses Vorzeichen gilt, 
dass bis 2021 im bereits ausgelagerten 
Frachtverkehr 700 Stellen (von etwa 6 
000) wegfallen sollen. 

Bereits drei Mal wurde laut CGT 
die vollständige Veröffentlichung des 
Reformplans der Regierung „Action 
Publique 2022“ zurückgenommen. Für 
diesen Plan stehen 700 Millionen Euro 
bereit. Der Bevölkerung werden die 
Vorhaben nur stückweise bekanntge¬ 
geben. Dazu gehört, dass alle Verein¬ 
barungen (und Errungenschaften) im 
öffentlichen Dienst aus der Zeit vor 
dem 31.12.2001 wegfallen sollen. Das 
betrifft insbesondere Arbeitszeiten 
und Vergütungen. 

Von 10 000 Posten ist die Rede, die 
im Regierungsauftrag den neuen pri¬ 
vatisierten Unternehmen vorstehen 
sollen: Kader aus Banken, Versiche- 
rungs- und großen Bauunternehmen. 
Lohnkürzungen und Entlassungen en 
gros sind dann abzusehen. Sie sollen 
zukünftig garantieren, dass Bosse und 
Aktionäre sich die Taschen füllen kön¬ 
nen, während der bürgernahe öffentli¬ 
che Dienst degradiert wird. 

Alexandra Liebig 


Das Urteil gegen den Antwerpener 
Präsidenten des Allgemeinen Gewerk¬ 
schaftsbundes Belgiens (FGTB), Bru¬ 
no Verlaeckt, ist ein Urteil gegen das 
Streikrecht. Im Juni 2016 hatten die Ge¬ 
werkschafter friedlich eine Straße im 
Hafen von Antwerpen blovckiert. Der 
Richter berief sich jetzt auf Artikel 406 
(Verkehrsbehinderung) und verurteil¬ 
te Bruno Verlaeckt als „Organisator“ 
der Blockade „ohne vorherige Geneh¬ 
migung“. „Die Fakten sind ernst“, sagte 
der Richter. 

Diese Verurteilung betrifft nicht 
Bruno, sie richtet sich gegen die Ge¬ 
werkschaft selbst. Es ist das Streikrecht, 
das Demonstrationsrecht, das auf dem 
Spiel steht. Das ist eine schwere Ver¬ 
letzung der demokratischen Rechte. 
„Das werden wir nie akzeptieren“, sag¬ 
ten Miranda Utens, Generalsekretärin 
der FGTB, und Bruno Verlaeckt vor 
Hunderten Gewerkschaftern aus dem 
ganzen Land. 

Bruno Verlaeckt wird ohne Stra¬ 
fe verurteilt, ein anderer Angeklag¬ 
ter, Tom Devoght, freigesprochen, was 
zeigt, dass es darum geht, einen Präze¬ 
denzfall zu schaffen. „Wir legen selbst¬ 
verständlich Revision ein“, kündigten 
die Verlaeckts Anwälte an.Dieses Ur¬ 
teil schafft einen ernsthaften Präze¬ 
denzfall für die demokratischen Frei¬ 
heiten. Es verstößt gegen alle früheren 
Urteile wegen ähnlicher „Vergehen“. 
Als das Gesetz zur Verurteilung von 
Verkehrsbeschränkungen verabschie¬ 
det wurde, wurde im Parlament aus¬ 


drücklich darauf hingewiesen, dass es 
bei sozialen Aktionen nicht angewen¬ 
det werden kann. 

Es ist ein Versuch, alle sozialen Or¬ 
ganisationen einzuschüchtern, die et¬ 
was unternehmen wollen.Denn die¬ 
ses Urteil ist nicht nur ein Angriff auf 
Streikposten, es ist ein Präzedenzfall für 
alle Aktionen oder Demonstrationen 
der sozialen Bewegungen. So gab es 
in letzter Zeit überall in Flandern De¬ 
monstrationen von Eltern, die für sau¬ 
bere Luft demonstrierten. Dabei wurde 
der Verkehr „gestört“ oder „blockiert“. 
Werden sie morgen alle verurteilt? 

Die Justiz wurde durch den Bürger¬ 
meister Bart De Wever (Vorsitzender 
der Nieuw-Vlaamse Alliantie, Rechts¬ 
nationalist) instrumentalisiert, der sich 
wie die Regierung in einem Kreuzzug 
gegen das Streikrecht und die gewerk¬ 
schaftlichen Freiheiten einsetzte. Sie 
versuchen, sie für Gefängniswärter zu 
beseitigen, sie für Eisenbahner einzu¬ 
schränken und sie im Privatsektor mit 
neuen Regeln zu mundtot zu machen. 
Die Politik der Regierung wird in Frage 
gestellt und will Kritik nun zum Schwei¬ 
gen bringen. 

Diese Einschränkungen des Streik¬ 
rechts und der sozialen Handlungsfrei¬ 
heit sind inakzeptabel. Sie spiegeln den 
Plan der Regierung für eine autoritäre 
Gesellschaft wider. Eine Gesellschaft, 
die versucht, die Stimmen derer, die 
unten sind, stumm zu machen. #No- 
Pasaran 

Alice Bernard 
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Der Umgang mit Widersprüchen 

Eine Reise in die Volksrepublik China • Von Patrik Köbele (Teil II) 



Metropole Schanghai: Blick auf den Stadtteil Pudong. Rechts der Financial Tower 


I n einer Welt, in der der kapitalisti¬ 
sche Markt dominiert, versucht die 
VR China, Kapitalismus im Inneren 
zu nutzen, um ihre Ziele zu verwirkli¬ 
chen und als Voraussetzung dafür die 
Produktivität der Volkswirtschaft dras¬ 
tisch zu erhöhen. Zum Kurs der Pro¬ 
duktivitätserhöhung, der Armutsbe¬ 
kämpfung, der Verbesserung der Da¬ 
seinsvorsorge für die Menschen, des 
Umweltschutzes gibt es, glaube ich, 
keine Alternative. Ebenso bin ich mir 
relativ sicher, dass dies ohne die Re¬ 
form- und Öffnungspolitik nicht gegan¬ 
gen wäre. Aber: Natürlich lässt das Ka¬ 
pitalismus ins Land, natürlich stimmt 
es, dass Kapitalismus Kapitalismus pro¬ 
duziert, und es hat sich eine Kapitalis- 
tenklasse gebildet, die natürlich auch 
ihr Bewusstsein produziert und repro¬ 
duziert. Dem steht aus meiner Sicht die 
führende Rolle der kommunistischen 
Partei gegenüber. Das ist die derzeiti¬ 
ge Form, in der die Arbeiterklasse die 
Macht ausübt. Für die jetzige Periode 
ist das ein gangbarer Weg. Für die Zu¬ 
kunft wird die Arbeiterklasse andere 
Ansprüche an diese Rolle stellen und 
es wird anderer Mittel bedürfen, die 
Kapitalistenklasse davon abzubringen, 
Herrschaftsansprüche zu stellen. Und 
natürlich wird es langfristiger Überle¬ 
gungen bedürfen, die heute vorhande¬ 
ne Klassensituation und deren Folgen 
zu überwinden. An Symptomen wird 
bereits gearbeitet, aus meiner Sicht 
hat die überall sehr präsente Kampag¬ 
ne gegen Korruption damit zu tun. 

Es gibt auch Widersprüche, bei de¬ 
nen ich den Eindruck hatte, dass ihre 
transparente, offene Diskussion noch 
wenig entwickelt ist. Das sind Fragen 
nach der heutigen Klassenstruktur der 
chinesischen Gesellschaft, nach der 
Klassenkampfsituation in der chinesi¬ 
schen Gesellschaft und nach der Be¬ 
sonderheit der Entwicklung in einer 
Phase der Zuspitzung der Aggressivi¬ 
tät des Imperialismus, der innerimpe- 
rialistischen Widersprüche. 

Interessant ist aber, dass es viele 
Hinweise gibt, dass Klassenkämpfe, 
Aktionen der Arbeiterklasse, Streiks, 
an Qualität und Quantität zugenom¬ 
men haben. Hinweise gibt es auch, dass 
angesichts einer wenig entwickelten 
Tradition der Gewerkschaftsbewegung 
als Kampforganisation diese oft durch 
die Gruppen der KP Chinas geführt 
werden. Auf meine Nachfrage wurde 
mir bestätigt, dass das Recht, Betriebs¬ 
gruppen der Partei in allen Betrieben, 
also auch den privatkapitalistischen, zu 
bilden, strikt durchgesetzt wird. 

Manche Formen der Auseinander¬ 
setzung sind dabei möglicherweise 
auch andere. In einem Gespräch über 
das sehr unterentwickelte Bewusstsein 
hinsichtlich der Bedeutung von Daten¬ 
schutz meinte ein Genosse der KP, dass 
es natürlich ein Problem sei, dass man 
zwar US-amerikanische Datenkraken 
reglementiere oder ihnen sogar den 
Zugang zum chinesischen Markt ver¬ 
sperre, gleichzeitig sei er aber sicher, 
dass auch die drei großen, privatkapi¬ 
talistischen Telekommunikationskon¬ 
zerne Chinas eigene Interessen verfol¬ 
gen. Er gehe davon aus, dass es da auch 


zu Skandalen kommen werde, die dann 
wiederum der Anlass seien, staatlich zu 
intervenieren. Mit Letzterem meinte er 
wohl nicht harmlose Interventionen, 
die dann aus der Portokasse bezahlt 
werden. 

Ist das jetzt Sozialismus? 

Die Diskussion erinnert mich etwas 
an ein langes, tolles Werk von Dieter 
Süverkrüp, in dem er sich in den 80er 
Jahren mit der rechten und linken Kri¬ 
tik am realen Sozialismus in Euro¬ 
pa auseinandersetzte. Auch in seinem 
Gedicht sprachen die Kritiker den Län¬ 
dern des Sozialismus den Sozialismus 
ab und kamen zum Schluss: „Der So¬ 
zialismus, wie er denn wirklich wäre, 
wenn es ihn denn wirklich gäbe (...)“. 

Mit Sicherheit bin ich mir mit den 
chinesischen Genossinnen und Ge¬ 
nossen und ihrer Partei einig, dass es 
genügend Erscheinungen, Widersprü¬ 
che in der chinesischen Gesellschaft 
gibt, die überwunden werden müssen, 
bevor von einem modernen sozialisti¬ 
schen Land gesprochen werden kann. 
Andersherum, eine Gesellschaft, die als 
Ziel die Bekämpfung der Armut, den 
Umweltschutz, die Daseinsvorsorge für 
alle nicht nur propagiert, sondern prak¬ 
tisch umsetzt, ist unter kapitalistischen 
Bedingungen kaum zu verwirklichen. 

Die Aufgaben sind noch riesig. 
Zwar hat die Regierung die soziale Si¬ 
tuation der Wanderarbeiter drastisch 
verbessert, aber das Problem ist bei 
weitem nicht gelöst. Das Gefälle zwi¬ 
schen Stadt und Land ist nach wie vor 
groß. Armut wird beseitigt, gleichzei¬ 
tig klafft die Schere zwischen Arm und 
Reich nicht weniger, sondern eher wei¬ 
ter auseinander. 

Aus meiner Sicht gibt es keine herr¬ 
schende Kapitalistenklasse, sondern 
die über die führende Rolle der Partei 
verwirklichte Herrschaft der Arbeiter¬ 
klasse. Diesen Weg mag man unschön 
ünden, derzeit funktioniert er aber. 
Viele Produktionsmittel sind in den 
Händen einer neuen Kapitalistenklas- 
se, die Masse aber nach wie vor nicht. 
Die Produktion auch dieser Produkti¬ 
onsmittel wird in einem gesamtgesell¬ 
schaftlichen Interesse gesteuert bzw. 
Kapitalisten werden gezwungen, einen 
Teil des Mehrwerts in die gesellschaft¬ 
liche Entwicklung zu investieren. Ohne 
herrschende Kapitalistenklasse ist es 
kein Kapitalismus und ich glaube, dass 
unsere Formulierung von der VR Chi¬ 
na als einem Land mit sozialistischer 
Orientierung richtig ist. 

Die Kommunistische Partei 

Vieles meiner Einschätzung und Be¬ 
wertung hängt, wie jede/r bemerken 
wird, an der Frage, ob es sich bei der 
KP Chinas um unsere Schwesterpartei, 
um eine kommunistische Partei han¬ 
delt. Ich habe daran keine Zweifel. Es 
ist eine Partei, die in großer Breite die 
marxistische Weltanschauung verbrei¬ 
tet, selbst studiert und daran forscht. 
Hier war ich durchaus überrascht, wie 
breit und vielschichtig offensichtlich 
auch die Debatte unter den marxisti¬ 
schen Intellektuellen ist. Bei der Kon¬ 
ferenz zu 200 Jahren Karl Marx nah¬ 


men in der Delegation der KP Chinas 
auch einige Dutzend Doktoren und 
Professoren von verschiedensten Par¬ 
teischulen und Universitäten teil. Es 
war erfrischend, dass sie sich ohne gro¬ 
ßes Protokoll und in der Regel in frei¬ 
er Rede in die Debatte mit den Vertre¬ 
tern der kommunistischen und Arbei¬ 
terparteien aus aller Welt einbrachten. 
Da gab es Beiträge, die ich inhaltlich 
falsch fand, andere, denen ich völlig zu¬ 
stimmen konnte - es gab aber vor allem 
eine produktive Debatte. 

Nun ist sicher auch einiges in der 
KPCh für uns ungewöhnlich. Aktuell 
und im Ergebnis der letzten beiden 
Parteitage der KP wird zum Beispiel 
sehr stark die Wichtigkeit der „Xi- 
Jinping-Gedanken über einen Sozia¬ 
lismus mit chinesischen Speziüka für 
eine neue Ära“ betont. Das ist für un¬ 
seren Sprachgebrauch sicher unge¬ 
wohnt. Ich interpretiere es aber als die 
Bestätigung der Linie der letzten bei¬ 
den Parteitage, die das Festhalten an 
der Reform- und Öffnungspolitik stär¬ 
ker mit der Propagierung der marxisti¬ 
schen Weltanschauung verbindet. Da¬ 
bei sehe ich sehr erfreuliche Punkte wie 
die gesteigerte Bedeutung der marxis¬ 
tischen Weltanschauung, der ideologi¬ 
schen Arbeit und den offenen, transpa¬ 
renten Umgang mit der Führungsrolle 
der Partei. Anderes kam mir etwas zu 
kurz. Wie gesagt zählten dazu die Frage 
der Klassenstruktur, der Klassenkämp¬ 
fe, aber auch die Bedeutung des Leni¬ 
nismus und der Imperialismusanalyse. 
Letzteres kann darauf hindeuten, dass 
das alte Problem regierender kommu¬ 
nistischer Parteien, die Abgrenzung 
zwischen staatlicher Außenpolitik und 
Politik der KP, auch in der VR China 
fort wir kt. 

Natürlich könnte man sich, etwas 
arrogant, über die Formulierung der 
„Xi-Jinping-Gedanken“ lustig machen, 
wir selbst haben aber aus gutem Grund 
beim 21. Parteitag auch beschlossen, 
dass wir eine „marxistisch-leninistische 
Partei“ sind. Das hatte für uns eine gro¬ 
ße Bedeutung und war doch erst ein¬ 
mal eine Formel. Es gibt also offen¬ 
sichtlich in kommunistischen Parteien 
Situationen, in denen die mehrheitliche 
Verständigung auf eine „Formel“ recht 
große Bedeutung zumindest nach in¬ 
nen, bei einer regierenden kommunis¬ 
tischen Partei aber sicherlich auch nach 
außen hat. 

Spannend bleibt natürlich die Dis¬ 
kussion und Entwicklung des Klassen¬ 
charakters der Partei selbst. Statuta¬ 
risch hat sich die KP auch für Reiche 
und Kapitalisten geöffnet. Trotzdem 
muss sie vom Charakter eine Partei 
der im Kapitalismus ausgebeuteten 
Klassen, der Arbeiterklasse bleiben. 
Der Umgang mit diesem Widerspruch 
wird ebenfalls zu Erfahrungen führen, 


die nicht nur für die KP Chinas wich¬ 
tig sind. 

Internationale Rolle 
der VR China 

Ich meine, dass man feststellen kann, 
dass die VR China im Weltmaßstab mit 
ihrer Außenpolitik, mit ihren geostra- 
tegischen Überlegungen („Neue Sei¬ 
denstraße“) im Großen wie im Kleinen 
eine antiimperialistische Außenpolitik 
betreibt. Zum „Kleinen“ gehört ihre 
Politik hinsichtlich der gefährlichen 
Situation auf der koreanischen Halb¬ 
insel, aber auch ihre Unterstützung für 
die Entwicklung auf Kuba. Hinsichtlich 
der „Korea-Politik“ muss man dabei 
festhalten, dass die brandgefährliche 
Politik des US-Imperialismus (unter¬ 
stützt durch Japan und im Wesentlichen 
durch die europäischen Imperialisten) 
natürlich neben der KDVR auch auf 
die Umzingelung der VR Chinas zielt. 
Deshalb halte ich die Schritte, die jetzt 
in Singapur zwischen der KDVR und 
den USA gegangen wurden, für einen 
diplomatischen Erfolg der KDVR und 
der VR China, vor allem aber für ei¬ 
nen wichtigen Schritt der Deeskalati¬ 
on eines Pulverfasses. Zu Recht kann 
natürlich hier die Frage nach dem 
Konflikt zwischen der VR China und 
der Sozialistischen Republik Vietnam 
gestellt werden. Diesen Widerspruch 
kann ich nicht auflösen, ich kann nur 
berichten und halte das für wichtig und 
gut, dass unter den KPen, die mit mir 
in der VR China waren, auch eine gro¬ 
ße und hochrangige Delegation der KP 
Vietnams war, die von den chinesischen 
Genossen auch sehr hochrangig behan¬ 
delt wurde. 

Insgesamt spielt die VR China eine 
ganz entscheidende Rolle im Friedens¬ 
kampf. Sie nimmt diese Rolle wahr. 
Und im Verhältnis zu anderen Län¬ 
dern setzt sie einen Gegenpunkt zu ei¬ 
ner imperialistischen Politik der Aus¬ 
plünderung und Ausbeutung. Natürlich 
ist auch die Politik der VR China von 
der Wahrung eigener Interessen ge¬ 
trieben, sie berücksichtigt dabei aber 
offensichtlich, dass es sich um ein Zu¬ 
sammenwirken handeln muss, bei dem 
tatsächlich beide Seiten Vorteile haben. 

Ist die KP Chinas das neue 
Zentrum der kommunisti¬ 
schen Weltbewegung? 

Manche Genossinnen und Genossen 
befürchten, dass dies die Orientierung 
des Parteivorstands sei. Weder ist dies 
die Orientierung des Parteivorstands, 
noch eine Entwicklung, die die chine¬ 
sischen Genossen wünschen. Es ist gut 
und richtig, dass nicht nur betont, son¬ 
dern auch gelebt wird, dass es in der 
Zusammenarbeit kommunistischer 
Parteien um gleiche Augenhöhe, un¬ 
abhängig von der Größe oder der der¬ 


zeitigen Rolle im eigenen Land geht. 
Dies demonstrierten uns die chine¬ 
sischen Genossen eindrucksvoll. Da 
kommt die DKP daher, wenig Mitglie¬ 
der, kaum Wähler. Trotzdem respek¬ 
tiert man uns als eine kommunistische 
Partei aus einem der höchstentwickel¬ 
ten imperialistischen Länder, gar noch 
dem Geburtsland von Marx und En¬ 
gels. Es gibt ein echtes Interesse an 
unseren Erfahrungen, die den sozia¬ 
listischen Aufbau (in der DDR) und 
den jahrzehntelangen Kampf gegen 
den Imperialismus vereint. Hier hatte 
ich oft eher den Eindruck, dass wir als 
wichtiger wahrgenommen und behan¬ 
delt wurden, als wir uns selbst manch¬ 
mal nehmen. 

Zusammenarbeit zwischen 
der DKP und der KP Chinas 

Wir hatten während eines bilateralen 
Gesprächs im Rahmen der 19. Konfe¬ 
renz der kommunistischen und Arbei¬ 
terparteien in Leningrad (St. Peters¬ 
burg) das Interesse geäußert, die Zu¬ 
sammenarbeit zu intensivieren. Das ist 
offensichtlich, und das freut mich, von 
den Genossen der KP Chinas positiv 
aufgegriffen worden. 

Wir wären schlecht beraten, wenn 
wir daran nicht mit derselben Offenheit 
herangehen würden: 

Das heißt nicht, auf Fragen und De¬ 
batten zu verzichten, Widersprüchlich¬ 
keiten nicht wahrzunehmen oder aus¬ 
zuklammern. Genauso wenig kann es 
aber bedeuten, mit erhobenem Zeige¬ 
finger an die Entwicklung der VR Chi¬ 
na und der KP Chinas heranzugehen. 

Wenn wir mit einer materialistisch- 
dialektischen statt einer moralischen 
Analyse an die Entwicklungen heran¬ 
gehen wollen, dann setzt das voraus, 
dass wir zuerst unseren Genossen der 
KP Chinas zuhören. Wir müssen Fragen 
stehen, wir müssen aber auch wissen, 
dass alles, was uns medial vermittelt 
wird, interessengesteuert ist. 

Die Entwicklung der VR China, 
der KP Chinas ist entscheidend für die 
Weltgeschichte, für die Frage Krieg und 
Frieden, für das Kräfteverhältnis zwi¬ 
schen Imperialismus und Antiimperia- 
lismus, für die sozialistische und kom¬ 
munistische Bewegung. Wir benötigen 
die Bereitschaft, uns unvoreingenom¬ 
men damit zu befassen. 

Ich bin überzeugt, dass die KP Chi¬ 
nas einen Weg geht, den in dieser Form 
noch keine KP in der Geschichte der 
kommunistischen Weltbewegung ge¬ 
gangen ist. Dabei verdient sie unsere 
Solidarität. 

Ich hoffe, dass uns die Fortsetzung und 
Intensivierung unserer Beziehungen 
zur KP Chinas gelingt. 

Der erste Teil des Beitrags erschien in 
der UZ Nr. 26 vom 28. Juni 



Noch gibt es überall in China Wanderarbeiter 
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Klaus Wagener zur Rosenkriegs-Show der Unionsparteien 

Sieg der Wahltaktiker 


D ie Inszenierung ließ kaum etwas 
an Wünschen offen. Die Helden 
kämpften auf offener Bühne mit 
offenem Visier. Der ruchlose bayrische 
Königinnenmörder, „Ich kann mit der 
Frau nicht mehr Zusammenarbeiten!“ 
hatte medienwirksam den Fehdehand¬ 
schuh hingeworfen. Ein Ultimatum. In 
14 Tagen sollte die Kanzlerin die EU 
auf CSU-Kurs bringen. Ein Kurs, der 
nicht mehr weit von Victor Orbän, Se¬ 
bastian Kurz und Andrzej Duda ent¬ 
fernt ist und eigentlich kopiert wurde 
von den PR-mäßig so gern verachteten 
Marine Le Pen, Geert Wilders, Norbert 
Hofer und Alexander Gauland. Wenn 
in diesen Tagen irgendjemand gewon¬ 
nen hat, so die europäische Rechte. 

Und so trabten die EU-Staatschefs 
gehorsam an, um die Mauern um Eu¬ 
ropa wieder ein Stück höher zu ziehen. 
„Die CSU hat in den letzten Wochen 
Europa gerockt“, versuchte sich CSU- 
Vize Manfred Weber in der Rambo-Po¬ 
se. Aber die Bayern spielten ihr Blatt 
ungerührt weiter. Das Brüsseler Ergeb¬ 


nis sei „nicht wirkungsgleich“ mit den 
CSU-Vorgaben, hieß es aus München. 
Ein Rücktritt des Innenministers wur¬ 
de angedroht, vom unsäglichen ARD- 
Chefredakteur, Kai Gniffke, „... aber 
jetzt war es Zeit“, schon als vollzogen 
kommentiert, kam dann aber doch 
nicht. Das Ende der Koalition wurde 
bei Anne Will schon mal gefeiert und 
die Grünen ins neue schwarz-rot-grü- 
ne Regierungsboot gehievt. Auch das 
Fehlanzeige. Am Ende waren sich wie¬ 
der alle einig. Pack schlägt sich, Pack 
verträgt sich. Die Kanzlerin durfte ver¬ 
künden, dass ein „guter Kompromiss“ 
gefunden sei. 

Die große Show sichert den Aller¬ 
christlichsten eine taktisch günstige, 


breite Positionierung. Frau Merkel gilt 
einem breiten Spektrum von Libera¬ 
len, Grünen und Sozialdemokraten - 
warum auch immer - weiterhin als Ga¬ 
rantin von Liberalität, Humanität und 
Weltoffenheit, während Horst Seeho¬ 
fer sich als „demokratische“ AfD-Al¬ 
ternative all denjenigen anbietet, die 
glauben, dass an ihrem Elend nicht die 
Profitgier des oberen einen Prozents 
schuld ist, welche die Verarmung brei¬ 
ter Bevölkerungsteile in Deutschland 
und Europa zielgerichtet haben herbei¬ 
führen lassen, sondern dass die Ärms¬ 
ten der Armen, die Flüchtlinge, ihnen 
wohl möglich noch das wenige, was sie 
gerettet zu haben glauben, auch noch 
streitig machen könnten. 


Franz Josef Strauß hatte als Marsch¬ 
richtung ausgegeben: „Rechts von uns 
ist nur noch die Wand.“ Eine anspruchs¬ 
volle Aufgabe in neoliberalen Zeiten, 
in denen die AfD auch in Bayern lo¬ 
cker für zweistellige Ergebnisse gut ist. 
Horst Seehofer sieht diese Weisung des 
Großen Vorsitzenden offensichtlich als 
Verpflichtung. 

Der brausende Theaterdonner der 
Großen Unions-Rosenkriegs-Show 
mit einem als irrlichternd inszenierten 
Horst Seehofer übertönt nicht nur die 
Verschlechterung der Lage der Flücht¬ 
linge und Migranten; sie ist ohnehin 
miserabel und menschenunwürdig. Er 
drängt auch alles in den Hintergrund, 
was Neoliberalismus und Austeritäts- 


politik an Entzivilisierungen und Zer¬ 
störungen in den letzten zwanzig Jahren 
angerichtet haben. 

Die großen Industrie- und Finanz¬ 
verbände stehen natürlich auch weiter 
hinter der Kanzlerin. Eine Alternati¬ 
ve ist kaum in Sicht. Erhebliche Krei¬ 
se der mittelständischen Industrie, die 
nicht unbedingt zu den Neoliberalis¬ 
mus- und Globalisierungsgewinnern 
zählen, dürften sich vielleicht eher für 
die CSU/AfD-Linie erwärmen können. 
Eine ähnliche Positionierung hat ja auch 
Donald Trump ins Weiße Haus gebracht. 

Fast konnte man meinen, die Gro- 
ko bestehe nur aus CDU/CSU. Andrea, 
„auf die Fresse“, Nahles war in der Ver¬ 
senkung verschwunden und meldete nur, 
nachdem alles vorüber war, schüchtern 
„ein paar Fragen“ an. Und was hatten das 
Willy-Brandt-Haus nicht getönt, warum 
man unbedingt in die GroKo müsse. Nun 
freut man sich kleinlaut, zu den „Sach- 
fragen“ zurückkehren zu können. Weni¬ 
ger ist kaum möglich. Die SPD heute ist 
nicht einmal rhetorisch eine Alternative. 



Es ist zum Weglaufen! Das denken 
sich wohl die Bauarbeiter auf dem 
Foto, wenn sie an ihre Arbeitsverträ¬ 
ge denken. Über 3,15 Millionen Men¬ 
schen in Deutschland haben sach- 
grundlos befristete Arbeitsverträge. 
Das ergab eine Studie des Instituts 
für Arbeitsmarkt- und Berufsfor¬ 
schung (IAB) für das vergangene Jahr. 
Somit ist jeder Zwölfte Beschäftigte 
befristet. 

Die SPD und dort besonders Arbeits¬ 
minister Hubertus Heil machen me¬ 
dienstark Front gegen die sachgrund- 
lose Befristung. Der von Heil präsen¬ 
tierte Vorschlagwürde jedoch laut 
lAB-Berechnungen bestenfalls nur 
360 000 aus der Befristungsfalle ho¬ 
len. Ein Tropfen auf den heißen Stein, 
um den viel Wind gemacht wird. Der 
SPD geht es nicht um ein Verbot be¬ 
fristeter Arbeitsverträge, sondern nur 
um die Beschönigung der übelsten 
Auswüchse. Kein Grund aber weg¬ 
zulaufen, sondern ein Grund mit sei¬ 
nen Kolleginnen und Kollegen auf die 
Straße zu gehen. CH 


Foto: Gemeinfrei 


Gerippe mit Knarre 

Georg Fülberth über die EU unter Stress 


Die westeuropäische ökonomische In¬ 
tegration begann mit dem Kalten Krieg 
gegen die Sowjetunion. Neben dem 
Marshall-Plan bildete sich ein Kern be¬ 
sonders eng miteinander verbundener 
Länder: in der Montanunion (1951), der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
EWG (1957/58), später in der Europäi¬ 
schen Gemeinschaft EG und schließlich 
in der EU. 

Zunächst geschah dies in der Re¬ 
konstruktionsperiode des Nachkriegs¬ 
kapitalismus: langfristiger Aufschwung, 
nationalstaatlich organisierte Wohl¬ 
fahrtsregimes, die auch die Unter¬ 
schichten besserstellten, Dämpfung der 
innen- und außenpolitischen Konkur¬ 
renz in der EWG, wo sich ja zunächst 
nur sechs Länder zusammenfanden. 
Die ökonomischen Unterschiede zwi¬ 
schen der Bundesrepublik, Belgien, 
Frankreich, Luxemburg und den Nie¬ 
derlanden waren nicht sehr groß. In 
Italien holte zumindest der Norden 
auf, das Land profitierte von der Ein¬ 
bindung in die EWG. Das passte alles 
recht gut zusammen. 

Dies änderte sich in den neunziger 
Jahren, zeitgleich mit dem Übergang 
von der EG zur EU. Durch den Un¬ 
tergang der Sowjetunion schwand der 
außenpolitische Vorwand des Zusam¬ 
menschlusses. 

Zugleich fasste die nun erfolgen¬ 
de Erweiterung der Europäischen Ge¬ 
meinschaften in der EU Länder mit 
sehr unterschiedlichen Ausgangsbedin¬ 
gungen zusammen. Hinzu kam eine Än¬ 
derung des Wirtschaftsstils: weg von der 
wohlfahrtsstaatlichen Politik hin zur 
forcierter Konkurrenz und wachsen¬ 
der Ungleichheit - innerhalb der Mit¬ 
gliedstaaten und in deren Beziehungen 


zueinander. Es strebt auseinander, was 
nicht mehr gut zusammenpasst. Dass 
schließlich eine gemeinsame Währung 
für Länder unterschiedlicher ökono¬ 
mischer Stärke eingeführt wurde, ver¬ 
schärfte die Widersprüche. 

2015 traten sie offen zutage: Grie¬ 
chenland ging unter seiner Schuldenlast 
in die Knie. 

Der Zustrom von Flüchtenden nach 
Europa traf auf Gesellschaften, die für 
seine Bewältigung höchst ungleich 



Georg Fülberth 


ausgestattet sind. Die EU geriet unter 
Stress und hat ihn bis heute nicht über¬ 
standen. 

Was bleibt von ihr übrig? 

Erstens ein großer Markt. Deshalb 
hat das Kapital ein Interesse am Fort¬ 
bestand der EU. 

Allerdings besteht die Gefahr, dass 
die ökonomischen Unterschiede zwi¬ 
schen den einzelnen Ländern diese 
auseinandertreiben. Eine zweite Klam¬ 
mer ist nötig: Umverteilende Fonds, die 
zwar nicht Gleichheit herstellen, aber 
die Ungleichheit etwas erträglicher ma¬ 
chen sollen. 


Noch etwas? Ja, nämlich: 

Drittens: Militärische Großprojekte, 
vorwärtsgetrieben in erster Linie von 
Frankreich und Deutschland. Hier bie¬ 
ten sich erweiterte Investitionsfelder 
für die Rüstungsindustrie (übrigens 
auch mit dem Versprechen von Arbeits¬ 
plätzen). 

Um dieses Vorhaben innenpolitisch 
gut verkaufen zu können, wird ein äu¬ 
ßerer Feind gebraucht. Davon sind 
gleich mehrere im Angebot. 

Zunächst der alte: Russland. 

Dann: Irgendwann vielleicht China. 

Seit Trump 2017 die NATO in Fra¬ 
ge stellte und weil er jetzt auch offen¬ 
bar erwägt, US-Truppenpräsenz in Eu¬ 
ropa aufzugeben, ist zu hören, die EU 
müsse sich selbst ausreichend wehrhaft 
machen. Schon jetzt gilt die bewaffnete 
Sicherstellung einer globalen Logistik 
als Verteidigung. 

Schließlich: die Geflüchteten. Auch 
gegen sie wird militärisch vorgegangen. 

Die Uneinigkeit in der Migrations¬ 
politik hat die einzelnen EU-Staaten 
gegeneinander aufgebracht. Werden 
Kontrollen an den innereuropäischen 
Grenzen wieder eingeführt, behindert 
das den Warenverkehr im Schengen- 
Raum und stellt den gemeinsamen 
Markt in Frage. Um die Geflüchteten 
an der Südgrenze der EU aufzuhalten, 
ist eine Aufrüstung nötig, die über den 
heutigen Stand weit hinausgeht. Des¬ 
halb wurde gerade auf dem Gipfel in 
Brüssel der Ausbau von Frontex be¬ 
schlossen. 

Dadurch, dass die Zentrifugalkräfte 
in der EU so enorm zugenommen ha¬ 
ben, erscheint diese manchmal nur noch 
wie ein Gerippe. Aber es hat eine Knar¬ 
re, und mehr als das. 


Siw Mammitzsch zum Baukindergeld 


Politischer Unsinn 


12 000 Euro pro Kind und Jahr bekom¬ 
men Familien ab August geschenkt, 
wenn sie Wohneigentum erwerben wol¬ 
len und nicht über mehr als 75 000 Euro 
Haushaltseinkommen plus 15 000 Euro 
pro Kind verfügen. Das ist die Grund¬ 
lage für das neue Baukindergeld der 
Bundesregierung, das ab August be¬ 
antragt werden kann. Bei ca. 200 000 
anspruchsberechtigten Familien mit 
durchschnittlich zwei Kindern und ei¬ 
ner Laufzeit von zehn Jahren wäre das 
eine 4,8 Milliarden Euro schwere Sub¬ 
vention. 

Nun wäre die Autorin selbst Pofi- 
teurin dieses Baukindergeldes und ge¬ 
hört somit zu den „Mittelstandsfamili¬ 
en“, die gefördert werden sollen. Für un¬ 
sere zwei Kinder insgesamt 24 000 Euro, 
und das zehn Jahre lang, geschenkt zu 
bekommen, ist schon reizvoll. Jedoch 
könnten wir beim besten Willen mit 
unserem Einkommen nicht ruhigen Ge¬ 
wissens die exorbitanten Kaufpreise in 
einer Metropole wie Essen abbezahlen, 
ohne massive Verluste bei der sonstigen 
Lebensqualität wie Hobbys und Urlaub 
in Kauf zu nehmen. Da helfen auch die 
24 000 Euro nicht weiter. Also gibt es 
eine „Schmerzgrenze“ beim Einkom¬ 


men, welches eine solche Investition 
überhaupt erlaubt. Deutlich wird, dass 
nicht solche Familien wie wir angespro¬ 
chen werden sollen, die über ein relativ 
geringes Einkommen verfügen, sondern 
jene, die auch ohne staatliche Unterstüt¬ 
zung Eigentum erwerben könnten. 

Aufgelegt wurde das Förderpro¬ 
gramm durch die Bundesregierung mit 
dem Anspruch, die Mieten in Deutsch¬ 
land bezahlbar zu halten und mehr 
Wohnraum zu schaffen. An diesem 
Anspruch dürfte das Geld jedoch total 
vorbei laufen. Wohnungsneubau wird 
es dadurch hauptsächlich als Mitnah¬ 
meeffekt in eher ländlichen Gegenden 
geben, also jene fördern, die ohnehin 
bauen wollten. Zudem wird auch der 
Erwerb von Bestandsimmobilien geför¬ 
dert, mit dem keine einzige neue Woh¬ 
nung entsteht. In Städten mit knappem 
Wohnungsmarkt würde damit sogar 
noch die Umwandlung von Miet- in Ei¬ 
gentumswohnungen angereizt, was ei¬ 
ner Privatisierung und damit weiteren 
Verknappung des preisgünstigen Miet¬ 
wohnungsangebotes Vorschub leistet. 
Im Endeffekt steigen die Preise weiter. 

Wohnungspolitisch ist das Baukin¬ 
dergeld also völlig unsinnig. 


Warum Türkeistämmige 
Erdogan wählen 


Yücel Özdemir von der Föderation De¬ 
mokratischer Arbeitervereine (DIDF) 
gibt drei Antworten, warum 65 Prozent 
der 660 000 Wähler in Deutschland für 
Erdogan gestimmt haben. 

Erstens: Es ist kein neues Phänomen 
und auch seit Jahren hinlänglich be¬ 
kannt, dass der Anteil der Erdogan- 
Befürworter in Deutschland höher ist, 
als in der Türkei. Die Angst vor dem 
Verlust der eigenen Identität war bei 
der ersten Generation sehr ausgeprägt. 
Die Sorge, in der Fremde ihre natio¬ 
nale, kulturelle und religiöse Identität 
preisgeben zu müssen, führte dazu, dass 
sie sich umso stärker diesen Werten zu¬ 
wandten. Diese Sorge gaben sie auch 
an die Nachfolgegenerationen weiter. 
Dass der überwiegende Teil der ersten 
Generation aus den Dörfern und Re¬ 
gionen der Türkei entstammt, in denen 
Erdogan die besten Wahlergebnisse er¬ 
zielt hat, zeigt, wie stark ihre „Bindung 
an die Heimat“ ist. Es gibt eine Paral¬ 
lelität zwischen ihrer Herkunftsregion 
und ihrem Wahlverhalten. Ähnliches 
gilt für Kurden oder die Minderheit 
der Aleviten. Ein entscheidender Fak¬ 
tor für Erdogans gutes Wahlergebnis ist 
ferner die Tatsache, dass das aus Ver¬ 
bänden und Institutionen in Deutsch¬ 
land bestehende Erdogan-Netzwerk, 
das mit der Unterstützung und Umset¬ 
zung seiner Politik beauftragt ist, hier¬ 


zulande straff und gut organisiert ist, 
wie der Verband DITIB, der von der 
Bundesregierung als Ansprechpartner 
anerkannt ist und finanziell unterstützt 
wird. 

Zweitens: Die Politik des deutschen 
Staates, der Parteien und Medien und 
ihre Sprache treibt diese Menschen 
stärker in die Arme Erdogans. Die 
Mehrheit der Türkeistämmigen, die sich 
als Opfer von Diskriminierung sehen, 
denen die Gleichberechtigung vorent¬ 
halten wird, sehen in der Türkei immer 
mehr die erste Zufluchtsstätte für den 
Fall, dass sich Deutschland nicht mehr 
als Lebensraum eignet. Deshalb setzen 
sie sich für den viel gescholtenen Erdo¬ 
gan ein, mit dem sie die Türkei gleich¬ 
setzen. 

Drittens: Für die Wähler von Erdo¬ 
gan spielen bei der Stimmabgabe nicht 
ihre Klasseninteressen, sondern religi¬ 
öse und nationale Werte eine vorder¬ 
gründige Rolle. Da sie von den wirt¬ 
schaftlichen Problemen in der Türkei 
nicht unmittelbar betroffen sind, ori¬ 
entieren sie sich nicht an solchen Fra¬ 
gen. Im Gegensatz dazu bilden bei 
Wahlen in Deutschland ihre Klassen¬ 
lage und -interessen die Grundlage für 
ihre Stimmabgabe. Dementsprechend 
wählen sie vor dem Hintergrund der 
Wirtschaftsentwicklungen und deren 
Auswirkungen auf sie selbst, also in 
Deutschland, eher links. 
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Die neue Weltlage und die Linke des Westens 

Auszug aus: „Wenn die Linke fehlt“ • Von Domenico Losurdo 


D er (auch technologisch) rasante 
Aufstieg Chinas ist der spekta¬ 
kulärste Beweis für die epocha¬ 
le Veränderung der Kräfteverhältnisse, 
die sich derzeit weltweit vollzieht. 

Es ist aber eine Veränderung, die, weitab 
davon, zu Vorsicht zu mahnen, die aben¬ 
teuerlichsten Kreise des Westens, vor al¬ 
lem seiner Führungsmacht, zu einem ge¬ 
reizten geopolitischen und militärischen 
Aktivismus treibt: Man muss sich beei¬ 
len, ehe es zu spät ist, um für Jahrzehn¬ 
te den Vorsprung zu konsolidieren und 
zu stabilisieren, den weiterhin die Erste 
kapitalistisch-imperialistische Welt und 
vor allem jene Nation genießen, die sich 
als von Gott „erwählt“ und als einzige 
„unverzichtbare“ betrachtet. Die diver¬ 
sen lokalen Kriege, die als unterschied¬ 
lich eingefärbte „Farbenrevolutionen“ 
verkleideten Staatsstreiche, die gegen 
das eine oder andere Land in Gang 
gesetzten Destabilisierungsversuche, 
die gravierenderen Initiativen militäri¬ 
scher, politischer bis hin zu ökonomi¬ 
scher Strategie (man erinnere sich an 
die „ökonomische NATO“) - all diese 
Prozesse und Spielzüge enthüllen, trotz 
ihrer extremen Unterschiedlichkeit, ei¬ 
nem genaueren Blick ein gemeinsames 
Merkmal: Die Absicht nämlich, Russ¬ 
land und besonders China in immer 
größere Schwierigkeiten zu bringen. 
Was das letztere angeht, haben die US- 
amerikanischen Analysten und Strate¬ 
gen kein Problem damit, ihren Plan of¬ 
fen darzulegen: Man muss so Vorgehen, 
dass die Energieversorgung des großen 
asiatischen Landes, das nicht über Roh¬ 
stoffe wie Öl und Gas verfügt, möglichst 
massiv Gewaltmaßnahmen seitens der 
übermächtigen Kriegsmarine der USA 
ausgesetzt ist, die so grundsätzlich die 
Macht über Leben oder Tod von mehr 
als 1,3 Milliarden Menschen ausüben 
könnte. Es gibt auch Analysten und 
Strategen, die von Krieg sprechen und 
deshalb schon mögliche Szenarien eines 
großen Krieges, ja eines Dritten Welt¬ 
kriegs untersuchen. 

Die Ideologie, die ihn legitimieren 
und absegnen soll, ist schon fertig, wird 
seit kurzem bereits obsessiv vertreten 
und flächendeckend verbreitet dank 
des noch vom Westen gehaltenen Mo¬ 
nopols der Ideen und vor allem der 
Emotionen und mit Hilfe unbewuss¬ 
ter Techniken, die Empörungsterror 
erregen und in vielen Fällen das kri¬ 
tische Denken unterbinden können. 
Es ist die Ideologie, die von Anfang 
an die Geschichte der USA begleitet 
hat, die sich schon in den Jahrzehnten 
als „Reich der Freiheit“ brüsteten, in 
denen quasi all ihre Präsidenten Skla¬ 
venhalter waren und das Land auf dem 
amerikanischen Kontinent den Befür¬ 
wortern des Instituts der Sklaverei als 
Maßstab galt. Zu einem großen Teil 
ist auch die westliche Linke Opfer 
oder Träger dieser Ideologie, die den 
Tauglichkeitstest von Jahrhunderten 
Geschichte und Krieg siegreich über¬ 
standen hat. Diese Linke hält sich für 
kritisch und vorurteilsfrei, ist aber in 
Wirklichkeit chauvinistisch und macht 
sich den Chauvinismus der Ersten Welt 
zueigen. 

Ich habe von der Linken gespro¬ 
chen, ohne zwischen „gemäßigter Lin¬ 
ker“ und „radikaler Linker“ zu unter¬ 
scheiden. Der Grund für mein Vor¬ 
gehen ist einfach. Nehmen wir den 
Libyenkrieg. Sein neokolonialer Cha¬ 
rakter, seine Wiederholung eines wohl- 
bekannten Kapitels des Kolonialismus 
(das Sykes-Picot-Abkommen von 1916) 
haben sich in Stellungnahmen der un¬ 
befangeneren Analysten des Westens 
und in Artikeln der wichtigsten Pres¬ 
seorgane niedergeschlagen. In Italien 
jedoch haben zwei berühmte Persön¬ 
lichkeiten wie Camusso und Rossanda, 
die Generalsekretärin der CGIL und 
eine der Gründer(innen) der „kommu¬ 
nistischen Tageszeitung“ „II manifesto“, 
Stellung genommen zugunsten eines 
infamen Kolonialkriegs, der Zehntau¬ 
sende Tote gekostet und ein Land auch 
auf politischer Ebene zerstört hat! Wol¬ 
len wir Rossanda eine Neigung zum 
Moderaten unterstellen? 



Der marxistische Philosoph und Historiker Domenico Losurdo ist tot, das teilte die von ihm mitbegründete Kommunisti¬ 
sche Italienische Partei (PCI) in der vergangenen Woche mit. Er starb am 28. Juni im Alter von 77 Jahren. Wir dokumentie¬ 
ren an dieser Stelle Auszüge aus Mitteilungen und Nachrufen. 


Domenico Losurdo wurde am 14. No¬ 
vember 1941 in Sannicandro di Bari 
geboren und schloss sein Philosophie¬ 
studium 1963 an der Universität Urbi- 
no mit einer Doktorarbeit über den 
Hegel-Schüler Karl Rosenkranz ab. Er 
arbeitete dort als Hochschullehrerfür 
Geschichte der Philosophie, war De¬ 
kan der Philosophischen Fakultät und 
gehörte zahlreichen internationalen 
Gesellschaften an, war Präsident der 
»Internationalen Gesellschaft Hegel- 
Marx für dialektisches Denken« und 
Mitglied der Leibniz-Sozietät Berlin. 
Seit 1993 gab er zusammen mit Hans 
Heinz Holz bis zu dessen Tod 2011 die 
Halbjahreszeitschrift „Topos“ heraus. 
Losurdo war einer der produktivsten 
marxistischen Autoren der vergange¬ 
nen Jahrzehnte. Er schrieb mehr als 50 
Bücher auf Italienisch, war Herausge¬ 
ber und veröffentlichte zahlreiche Ar¬ 
beiten zunächst auf deutsch, nicht zu¬ 
letzt in „junge Welt“. Die Zahl seiner in 
andere Sprachen übersetzten Bücher 
ist unüberschaubar. (...) 

Losurdos Arbeit (...) kreist um ein Exis¬ 
tenzproblem der heutigen Mensch¬ 
heit: Wer zerstört die Idee von ihrer 
Einheit ohne Diskriminierung, dem 
Anfang kommunistischer Bewegung, 
und wer rettet sie? Kämpferischer Hu¬ 
manismus in Losurdos Sinn wird zur 
Überlebensfrage. 

Arnold Schölzel in „junge Welt“ 

Die Gegner der kapitalistischen Un¬ 
ordnung haben am 28. Juni 2018 ih¬ 
ren wohl wichtigsten Denker verloren, 
und das weltweit. (...) 

Es war sein weiter Blick auf die Klas¬ 
senkämpfe in derganzen Welt, der ihn 
nach dem Zusammenbruch des euro¬ 
päischen Sozialismus nicht verzwei¬ 
feln ließ. Über den zerknirschten Eu¬ 


rozentrismus so vieler hiesiger Linker 
konnte er sich nur wundern. Er verwies 
dann stets auf all die aktuellen Klas¬ 
senkämpfe in der Dritten Welt, etwa 
in Brasilien, dem Land, in dem seine 
Bücher am weitesten verbreitet sind 
und wo er nicht selten vor tausenden 
Zuhörern sprach. Und er verwies auf 
China, dessen Entwicklung er genau 
beobachtete. Das schon heute er¬ 
reichte Gewicht dieses Landes in der 
Welt bewertete er höher als das der 
gewesenen Sowjetunion. Er sah da¬ 
her durchaus Möglichkeiten für ei¬ 
nen Wiederaufschwung der sozialis¬ 
tischen Bewegung. Er war Optimist. 
Zugleich sah er aber die tiefen Zwei¬ 
fel, die schreckliche Niedergeschla¬ 
genheit, ja den Selbsthass europäi¬ 
scher Linker angesichts der erlittenen 
Niederlage. Um dieser Stimmung zu 
begegnen, begann er nach 1991 in sei¬ 
nen historischen wie philosophischen 
Arbeiten noch einmal die ganze Ge¬ 
schichte des Liberalismus durchzuge¬ 
hen. Er zeigte auf, dass „der Westen“ 
keineswegs so edel und gut ist, wie 
er sich selbst täglich darstellt. Der Li¬ 
beralismus war und ist vielmehr bei 
aller Anerkennung als historischer 
Fortschritt immer auch eine Schre¬ 
ckensherrschaft. Seine Geschichte ist 
gezeichnet von Unterdrückung, Skla¬ 
verei, Verachtung der Arbeit, der Dis¬ 
kriminierung der Frauen und von Ras¬ 
sismus. Losurdo bestand daher darauf, 
dass die Unzulänglichkeiten, Halbhei¬ 
ten, Fehler und Verbrechen des So¬ 
zialismus nur vor dem Hintergrund 
der Geschichte seines historischen 
Gegenspielers, des Liberalismus, ge¬ 
sehen und bewertet werden dürfen. 
Dabei bezog er in die Geschichte des 
Westens auch die des Faschismus mit 
ein, sahen sich doch die Nationalsozi¬ 


alisten in ihrem Rassenkampf in Russ¬ 
land selbst als gelehrige Schüler des 
nordamerikanischen Genozids an den 
Indianern. 

Andreas Wehr 

Mit Domenico verliert nicht nur die 
DKP einen wichtigen politischen 
Freund und theoretisch äußerst anre¬ 
genden und wichtigen weltanschauli¬ 
chen Orientierungspunkt. Er hat nach 
dem Sieg der Konterrevolution in der 
DDR, der UdSSR und den anderen so¬ 
zialistischen Staaten mit seinen philo¬ 
sophischen und historischen Arbeiten 
vielen Kommunistinnen und Kommu¬ 
nisten in unserem Land Mut zum Wei¬ 
terkämpfen gegeben. 

Hans-Peter Brenner, 
Stellvertretender Vorsitzender der DKP 

Aus der Mitteilung des PapyRossa Ver¬ 
lages: 

Domenico Losurdos aufklärerisches 
Denken stand in derTradition von He¬ 
gel und Marx. Er war Präsident der 
„Internationalen Gesellschaft Hegel- 
Marx für dialektisches Denken“ und 
mischte sich über Jahrzehnte in theo¬ 
retische Debatten und politische Aus¬ 
einandersetzungen ein. 

International wurde Domenico Lo¬ 
surdo hoch geschätzt. Sein Tod ist ein 
großer Verlust für die Linke weltweit, 
gerade auch in Deutschland. Regel¬ 
mäßig nahm er hierzulande an wis¬ 
senschaftlichen Konferenzen teil und 
stellte auf zahlreichen Lesungen die 
Inhalte und Thesen seiner Bücher zur 
Diskussion. 

Im Frühjahr 2019 erscheinen von Do¬ 
menico Losurdo neu bei PapyRossa: 
„Der westliche Marxismus“ und „Eine 
Welt ohne Kriege“ 


Wir haben ja gesehen, wie Hardt, 
der neben Negri weltweit einer der am 
meisten gefeierten Vertreter der „ra¬ 
dikalen Linken“ ist, 1999 den Jugosla¬ 
wienkrieg legitimiert hat, dessen alles 
andere als humanitärer Charakter von 
einem konservativen Historiker wie 
Ferguson stillschweigend anerkannt 
worden ist. Hardt (und Negri) aus der 
„authentischen“ radikalen Linken aus¬ 
schließen zu wollen, hätte wenig Sinn: 
Es gibt schließlich auch trotzkistische 
Bewegungen, die sich zugunsten der 
Rebellen in Libyen und Syrien geäu¬ 
ßert haben. Sollte jemand gerade die 
Trotzkisten als der „authentischen“ 
kommunistischen Bewegung fremd 
betrachten, sollte er sich bewusst sein, 
dass die, die gegen China die Gemein¬ 
plätze der herrschenden Ideologie 
und Macht Wiederkäuen, bisweilen 
kommunistische Organisationen und 
Parteien sind, die Stalin verehren. Auf 
der anderen Seite hat auch das breite 
Lager jener, die die versteckten Staats¬ 
streiche der „Farbenrevolutionen“ als 
Volksaufstände begrüßt haben, sich 
nicht an die Grenzen zwischen „ge¬ 
mäßigter“ und „radikaler Linker“ ge¬ 
halten. 

Unabhängig von den Stellungnah¬ 
men zu diesem oder jenem aktuellen 
Problem gibt die Tatsache zu denken, 
dass es der Linken, häufig auch der „ra¬ 
dikalen“, anzumerken ist, dass sie un¬ 
kritisch den vom Westen eingerichte¬ 
ten heiligen Kalender verinnerlicht hat: 
Jedes Jahr wird feierlich der Tragödie 
vom Tienanmen-Platz gedacht, nicht je¬ 
doch der von Kwangju, die sich in Süd¬ 
korea in ähnlicher Weise und mit einer 
weit höheren Zahl an Opfern ereignet 
hat. Neben dem heiligen Kalender lässt 
sich die Linke, manchmal auch die „ra¬ 
dikale“, von der herrschenden Ideolo¬ 
gie und Macht auch die Erklärung der 
Menschenrechte diktieren: Die Äuße¬ 
rungen zu diesem Thema und die dies¬ 
bezüglich über diverse Akteure der in¬ 
ternationalen Politik gefällten Urteile 
ignorieren oft die sozialen und öko¬ 
nomischen Rechte und die „Freiheit 
von Not“ wie die „Freiheit von Angst“. 
Auch wenn sie zugunsten jener Rechte 
und Freiheiten Stellung bezieht, zeigt 
oder vertritt die Linke (bis hin zur „ra¬ 
dikalen“) eine Kultur, die nicht selten 
in mehr oder weniger scharfem Wider¬ 
spruch zu dem Ziel steht, das sie verfol¬ 
gen zu wollen erklärt. 

Deshalb sind aber die Unterschiede 
im Rahmen der Linken nicht unbedeu¬ 
tend geworden. Was die internationa¬ 
le Politik angeht, muss man zu unter¬ 
schieden wissen zwischen der imperia¬ 
len Linken, die sich dieser unterordnet, 
und jener Linken, die sich tatsächlich 
gegen die imperiale Linke stellt. Ent¬ 
sprechend muss man zu unterscheiden 
wissen zwischen jener Linken, die sich 
inzwischen neoliberalen Positionen an¬ 
geglichen hat, und derjenigen, die (auf 
politischer und kultureller Ebene) 
mehr oder weniger konsequent und 
mehr oder weniger klarsichtig an der 
Verteidigung der sozialen und ökono¬ 
mischen Rechte arbeitet. Natürlich ist 
die Lage von Land zu Land auch ganz 
unterschiedlich. Doch trotz der hier 
und da erkennbaren Zeichen für einen 
erneuten Aufschwung der kommunisti¬ 
schen, und allgemeiner einer der herr¬ 
schenden Ordnung innenpolitisch und 
international wirklich entgegenstehen¬ 
den, Bewegung scheint die Linke im 
Westen sich insgesamt durch Konfusi¬ 
on und Zerfall auszuzeichnen. 

Das ist eine besorgniserregende 
Situation, die nicht allein durch das 
Anprangern des Opportunismus oder 
mittels Appellen an revolutionäre Ziel¬ 
strebigkeit überwunden werden kann. 
Zuallererst wird eine Analyse der welt¬ 
weiten neuen Lage gebraucht, die ent¬ 
standen ist. 

Übersetzung aus dem Italienischen 
von Christa Herterich 

Domenico Losurdo 
Wenn die Linke fehlt... 

Gesellschaft des Spektakels, Krise, Krieg 
Paperback, 373 Seiten, 19,90 Euro 
PapyRossa Verlag, Köln 2017 
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Traurige Komödie 

Ein Spielfilm über die „Sonderperiode“ in Kuba 



A merikanische Touristen am 
Strand auf Kuba, wie zu Batis- 
ta-Zeiten - wäre da nicht die Vi¬ 
deokamera, mit der sie sich ausgelas¬ 
sen filmen. Es ist das Jahr 1994, die Zeit 
nach dem Ende des Bündnispartners 
UdSSR und unter verschärfter US-Blo- 
ckade, „Periodo especial“ genannt. Das 
Radio bringt die langen Reden Fidels, 
warnt vor Bootsfahrten über unruhi¬ 
ges Meer und kündigt die planmäßi¬ 
gen Stromsperren in Havana an. Der 
kolumbianische Regisseur und Dreh¬ 
buch-Koautor Jhonny Hendrix kommt 
gleich zur Sache und lässt schon in den 
ersten Minuten seines Films „Candela- 
ria“ keinen Zweifel aufkommen, wohin 
die Reise gehen wird. Kennt man dann 
noch seine Geldgeber aus Kolumbien, 
Argentinien, Norwegen und Deutsch¬ 
land, scheint klar: Hier wird einmal 
mehr der Abgesang auf das sozialisti¬ 
sche Kuba gesungen. Oder vielleicht 
doch nicht? 

Hendrix 4 Protagonisten sind ein 
altes Ehepaar, Candela und Victor 
Hugo, beide Mittsiebziger, die ihre lie¬ 
be Mühe haben, klarzukommen mit 
den Versorgungsengpässen und dem 
täglichen Hunger. Candela arbeitet in 
der Wäscherei eines der großen Tou¬ 
ristenhotels und muss als Barsänge¬ 
rin noch dazuverdienen, Victor Hugo 
ist Vorleser in der Zigarrenfabrik und 
handelt mit Zigarren, die er dort her¬ 
ausschmuggelt. Heimlich zieht Carme- 
la ein paar Küken auf, ständig in Angst 
vor den Aufpassern der CDR, die die 
staatliche Nahrungskontrolle überwa¬ 
chen. Ihr karges Abendessen wird zum 
Candlelight-Dinner nicht aus roman¬ 
tischem Sehnen, sondern durch die 
Stromsperre, und für Candelas dringen¬ 
de Operation ist schon gar kein Geld 
da - bis zu dem Tag, an dem die Video¬ 
kamera der Touristen versehentlich in 


Candelas Schmutzwäschewagen landet 
und beider Leben umkrempelt. 

Statt sie abzuliefern beginnen sie 
damit, sich selbst zu filmen beim Tan¬ 


zen, Küssen und beim wiederentdeck¬ 
ten Sex. Doch unrecht Gut gedeihet 
nicht, und so gelangt die Kamera samt 
Aufnahmen in die Hände des Hehlers 


und zynischen Geschäftemachers El 
Carpintero. Dessen „Geschäftsidee“: 
Er will die Sexfilmehen an die Yankees 
verkaufen - gegen gute Dollars, von 
denen seine beiden „Pornostars“ ihren 
Anteil bekommen. Ein wirklich verlo¬ 
ckendes Angebot, das seine Wirkung 
auf die beiden auch nicht verfehlt. Wer 
würde ein Vier-Gänge-Menü in einem 
Nobelrestaurant nicht dem täglichen 
Möhrenmus vorziehen und Candelas 
Operation wird auch immer dringli¬ 
cher ... 

Sex im hohen Alter, Armut, die den 
Lockungen des Reichtums erliegt, in 
einem Land, das seine Libertad gegen 
„Freedom & Democracy“ des mächti¬ 
gen Nachbarn nun allein verteidigen 
muss, daraus ließe sich fast alles ma¬ 
chen: die zynische Komödie ebenso wie 
das Sozialmärchen und der Propagan¬ 
dafilm. Hendrix 4 Film entkommt sol¬ 
chen Verlockungen mühelos durch die 
humane Tiefe seiner Geschichte und 
vor allem seine großartige Besetzung. 
Alden Knight als Victor Hugo und die 
grandiose Verönica Lynn als Candela 
halten stets die Balance zwischen All¬ 
tagsverzweiflung und dem Humor, der 
das Elend erträglich macht, sie machen 
die Desillusionierung ihrer Figuren so 
überzeugend glaubhaft wie ihre wech¬ 
selhafte Haltung zu elementaren Le¬ 
bensfragen. Die Kamera von Soledad 
Rodriguez schafft Bilder von Weite und 
Sehnsucht und die Montage schafft ih¬ 
nen Zeit für Besinnlichkeit. In der 
selbst die gelegentlichen polemischen 
Dialogpassagen ihr Gewicht verlieren: 
„Man kann nur wählen, wie man ster¬ 
ben will, durch Hunger, Krankheit, Un¬ 
fall in der maroden Wohnung oder Er¬ 
trinken auf dem Meer 44 - wenn Candela 
so sinniert, beschreibt sie eine triste Re¬ 
alität und zieht dennoch daraus nicht 
die falschen Schlüsse. Hans-Günther Dicks 


Mareijke liest Krimis 


Die Spur des Geldes 

Oliver Bottinis „Der Tod in den stillen Winkeln des Lebens“: Eine schonungslose Analyse kapitalistischer Agrarindustrie 



Mecklenburg-Vorpommern, Sommer 
2011. Ein Sandsturm fegt über die A19. 
85 Autos krachen ineinander, 130 Men¬ 
schen werden verletzt, elf sterben. Maik 
Winter verliert seine Frau, seinen Sohn, 
seine Tochter. 

Rumänien, Sommer 2014. Die acht¬ 
zehnjährige Lisa wird vergewaltigt und 
blindwütig erstochen. Jörg Marthen ver¬ 
liert seine einzige Tochter. 

Jörg und Maik sind seit ihrer Kind¬ 
heit im mecklenburgischen Prenzlin 
Freunde. Jörg ist Landwirt mit Herz 
und Verstand. Als sein Vater 1990 den 
Hof verkauft, versucht er Land von der 
Treuhand (BVVG) zu erwerben. Den 
Zuschlag aber erhalten die Zahlungsfä¬ 
higsten, die die größten Flächen haben 
wollen. Kleinbauern sind politisch nicht 
erwünscht. Mancher ehemalige LPG- 
Funktionär verdient sich eine goldene 
Nase. So auch bei „Vorwärts Prenzlin“. 
Die Mitglieder wurden rausgekauft, um 
später alles an Großkonzerne zu ver¬ 
scherbeln. Die Industrialisierung der 
Agrarwirtschaft beginnt. Verbittert geht 
Marthen nach Rumänien, in den Banat. 
Kauft Parzelle um Parzelle, betreibt öko¬ 
logischen Landbau, gründet „Neu-Prenz- 
lin“. Nach dem Tod seiner Familie folgt 
ihm Winter und wird sein Betriebsleiter. 
Jetzt eint die beiden auch der Verlust. 

Ioan Cozma, Kommissar kurz vor der 
Pensionierung, segelt wie sein Freund 
und Kollege Ciprian „Cippo“ Rusu schon 
lange unterm Radar. „Das Leben hatte 
ihn begradigt wie einen wilden Fluss. Wie 
die Bega treibt er in müdem Fatalismus 
dahin. Widerstrebend hatte er es zugelas¬ 
sen, dass ihn das Leben begradigte.“ Sei¬ 
ne Vergangenheit droht ihn einzuholen. 
Nun soll er den Mord an Lisa Marthen 
aufklären und wundert sich, warum ge¬ 
rade er mit diesem Fall betraut wird. Ein 
Verdächtiger ist schnell gefunden. Der 
junge Landarbeiter Adrian war verliebt 
in Lisa, ist vom Tatort geflohen und seit¬ 


dem verschwunden. Lisa mochte ihn, 
konnte mit ihm reden, etwas unterneh¬ 
men. Aber sie wollte zurück, wie ihre 
Mutter vor langer Zeit. Allein. Die Ge¬ 
spräche mit Angehörigen, Kollegen des 
Jungen, eventuellen Zeugen sind zeitrau¬ 
bend und nicht sonderlich ergiebig. Ana 
Desmerean allerdings macht eine Aussa¬ 
ge, die das Bild diffuser werden lässt. Die 
Hubschrauberpilotin hat einen grünen 
Polo vom Tatort wegrasen sehen. Adri¬ 
an hat kein Auto. 

Der Spur des Geldes zu folgen ist im¬ 
mer eine gute Idee. Selbst wenn es um 
einen scheinbar in sinnloser Raserei ver¬ 
übten Mord an einer jungen Frau geht. 
Die Erkenntnis dämmert Cozma peu ä 
peu. Er hat das Gefühl an Strippen zu 
hängen, an denen bisher noch niemand 
zieht. Solange er der offensichtlichen 
(falschen) Spur folgt. Er ahnt, hinter 
dieser Tat steckt eine weit komplexe¬ 
re Geschichte. Und fängt an zu graben. 
Die Staatsanwältin der Antikorruptions¬ 
behörde, Valentina Olar, kommt ihm da¬ 
bei unverhofft zur Hilfe. Sorgt aber da¬ 


für, dass er reinen Tisch mit seiner Ver¬ 
gangenheit machen will. Sein Vater war 
1943 fünfzehnjährig von den Nazis ver¬ 
schleppt, gefoltert, gebrochen worden. 
Ein Jahr nach Ioans Geburt 1962 ist er 
gestorben. Cozma, wahnsinnig vor Wut 
und Hass auf Faschisten, wurde Polizist, 
Nazijäger, brutaler Schläger im Dienst. 
Mindestens einen Toten hat er auf dem 
Gewissen. Er ist nicht mehr, wer er war. 

Zunächst aber folgt Cozma Adrian 
nach Prenzlin. Er befürchtet, der Killer 
könnte dem Jungen gefolgt sein, um ei¬ 
nen Zeugen zu beseitigen. Auch Maik 
Winter ist nach Prenzlin gereist und trifft 
dort auf Anett Marthen, Jörgs Schwes¬ 
ter. Die beiden verbindet eine in jungen 
Jahren gescheiterte Liebe. Nach einem 
rastlosen Leben als NGO-Aktivistin ist 
sie in ihre Heimat zurückgekehrt. Nun 
kämpft sie einen zähen, aber aussichts¬ 
losen Kampf gegen den Agrarkonzern 
und seine Methoden. Und hier kommt 
zusammen, was zusammen gehört. 
Prenzlin wird von einem Agrarkonzern 
beherrscht. Das Dorf stirbt langsam. Ge¬ 


schäfte schließen, das öffentliche Leben 
verschwindet, die Jungen wandern einem 
Arbeitsplatz hinterher. Dafür verdingen 
sich hier nun boden- und arbeitslos ge¬ 
wordene Rumänen als Erntehelfer. Mit 
hochmodernem Gerät, Vierzehn-Stun- 
den-Schichten und Hungerlohn. 

„Der Tod in den stillen Winkeln des 
Lebens“ ist eine Geschichte von Verlust 
und Einsamkeit. Eine Geschichte von 
Armut, Wut, Gewalt und Resignation. 
Und es ist ein großartiger Roman über 
kapitalistische Agrarwirtschaft, die nach 
dem Ende des Sozialismus in Osteuro¬ 
pa erst richtig Fahrt aufnahm. Nach den 
ostdeutschen Ländern wurde Rumänien 
zur Versuchsfläche für industrielle Ag¬ 
rarindustrie großen Stils. Bottini erzählt 
von den Verwerfungen, die dadurch im 
Osten Deutschlands und in Osteuropa 
verursacht wurden. Von den verheeren¬ 
den Folgen für Mensch und Land. Von 
Menschen in einer Welt, die sie nicht 
mehr braucht. Dabei gibt er seinen Pro¬ 
tagonisten eine beeindruckende Tiefe, 
selbst die Nebenfiguren werden in knap¬ 
pen Schilderungen lebendig. Geschickt 
verschränkt er den Mord mit seinem 
politischen Thema. Seine Erzählweise, 
nüchtern und präzise, produziert eine 
Atmosphäre, in der die Wahrheit ganz 
allmählich aufscheint und erkennbar 
wird. Bee 



Oliver Bottini: „Der Tod in den stillen 
Winkeln des Lebens“, DuMont, Köln 
2017,414 Seiten, 22 Euro 
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Erfreut 

Nach drei Anläufen nahm die UN-Kul- 
turorganisation Unesco den Naumbur- 
ger Dom, die Kathedrale in Sachsen- 
Anhalt, am letzten Sonntag bei ihrer 
Sitzung in die Liste des Weltkulturer¬ 
bes auf. Das Welterbekomitee würdig¬ 
te damit die künstlerischen Qualitäten 
des Doms, die Einblick in Kunst, Ar¬ 
chitektur und Technologie seiner Zeit 
geben. Der Naumburger Dom wurde 
in der Zeit zwischen 1213 und etwa 
1250 errichtet. Er zählt zu den bedeu¬ 
tendsten Kathedralbauten des Hoch¬ 
mittelalters. Weltbekannt ist er für die 
Arbeiten des sogenannten Naumbur¬ 
ger Meisters, der unter anderem die 
Stifterfiguren wie Uta von Naumburg 
schuf. Wir wissen wenig von diesem 
Künstler, die Person hatte hinter dem 
Werk zurückzustehen, so verlangten 
es die mittelalterlichen Regeln. Zwei¬ 
mal war die Aufnahme des Naumbur¬ 
ger Doms samt der von dieser Zeit ge¬ 
prägten Landschaft an Saale und Un¬ 
strut vergeblich beantragt worden. Der 
Naumburger Dom ist die 44. Unesco- 
Welterbestätte in Deutschland. Vorher 
war bereits der Archäologische Grenz¬ 
komplex Haithabu und Danewerk in 
Schleswig-Holstein in die Welterbeliste 
aufgenommen worden. 

Erbost 

Der kanadische Musiker Neil Young, 
gerne auch eine Rocklegende genannt, 
hat IT-Konzernen wie Apple und Strea¬ 
mingdiensten wie Spotify vorgewor¬ 
fen, Musik durch schlechte Klangqua¬ 
lität zu ruinieren. „Die Musik ist von 
monopolistischen Tech-Konzernen 
kastriert worden“, sagte Young. „Das 
ist ein Verbrechen gegen die Kunst“ 
Er selbst könne sich dort seine Songs 
nicht anhören, „das macht mich ver¬ 
rückt 44 , sagte der 72-Jährige. Im ver¬ 
gangenen Jahr hatte Young auf seine 
Weise auf diese Situation reagiert und 
sein gesamtes musikalisches Werk als 
vorerst kostenlosen Stream auf seiner 
Website veröffentlicht - in weitaus bes¬ 
serer Klangqualität als die Konkurrenz. 
„Ich wollte zeigen: Wenn ein 72-jähri- 
ger kanadischer Hippie das schafft, 
könnten das doch auch große Konzer¬ 
ne machen“, sagte Young, der mit Songs 
wie „Heart Of Gold“ und „Rockin 4 In 
The Free World“ berühmt wurde. Zur 
Wahrheit gehört, dass die Konzerne, 
um Kunden zu binden, auf eine hohe 
Klangqualität verzichten. Ein hörbarer 
Qualitätsunterschied zwischen kom¬ 
primierter und verlustfreier Ausgabe 
ist zweifelsfrei gegeben. Was sie nicht 
wollen, ist dass die potentiellen Kun¬ 
den ihr Geld für hochwertiges Zubehör 
ausgeben, sondern lieber zu ihren bil¬ 
ligen Angeboten greifen. Zudem ist zu 
beachten, dass ein verlustfreier Stream 
deutlich stärker zu Lasten des Daten¬ 
verbrauchs geht. 

Erfolgreich 

Im Ruhrgebiet ist die 18. „Nacht der In¬ 
dustriekultur“ am letzten Wochenende 
gelaufen. Geschätzte 300 000 Besucher 
wurden am Samstagabend zu Veran¬ 
staltungen hauptsächlich an ehemali¬ 
gen und aktuellen Industriestandorten 
gezählt. Es gab 50 Spielorte in 22 Städ¬ 
ten. Bis zwei Uhr nachts boten 2000 
Künstler Akrobatik, Lasershows, Kon¬ 
zerte, Lesungen, Mitmach-Aktionen 
und das obligatorische Feuerwerk im 
Landschaftspark Duisburg-Nord, ein 
Highlight der früheren Ruhrindustrie. 
Als thematischen Schwerpunkt der 
achtstündigen und knapp 1,5 Millio¬ 
nen Euro teuren „Extraschicht“ hat¬ 
ten die Veranstalter den Ausstieg aus 
der Kohle formuliert. Ende Dezember 
schließen in Bottrop und Ibbenbüren 
(Münsterland) die beiden letzten deut¬ 
schen Steinkohlezechen. Auf dem Welt¬ 
erbegelände Zollverein in Essen trafen 
sich rund 2 000 Mitglieder bergmän¬ 
nischer Musik- und Spielmannszüge 
und von Knappenvereinen. 160 Shutt¬ 
lebusse brachten die Besucher zu den 
Spielstätten. Historische Fahrzeuge aus 
der Zeit der Großindustrie unterstütz¬ 
ten beispielsweise in Dortmund den 
Shuttle-Verkehr. Billig für Zuschauer 
war der Spaß nicht, das Ticket kostete 
immerhin 20 Euro am Abend trotz fi¬ 
nanzkräftiger Sponsoren. Herbert Becker 
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Ein Humpen auf dem Wisefest 

Die Kommunistische Partei Luxemburgs eröffnete auf ihrem Pressefest den Parlamentswahlkampf 


M ehrere Hundert Menschen be¬ 
suchten am vergangenen Wo¬ 
chenende das „Wisefest“ der 
Kommunistischen Partei Luxemburgs 
(KPL). Einmal im Jahr lädt die KPL und 
ihre Zeitung, die „Zeitung vum Letzebu- 
erger Vollek“ zu ihrem Pressefest nach 
Sanem in der Nähe der süd-luxembur¬ 
gischen Stadt Esch ein. Bei strahlendem 
Sonnenschein konnten sich die Gäs¬ 
te über die politische Arbeit der Kom¬ 
munisten informieren, der Bergarbei¬ 
terkapelle lauschen und ein paar Stun¬ 
den abseits von Kommerz und Abzocke 


verbringen. Höhepunkt des diesjähri¬ 
gen Wisefestes war die Vorstellung der 
Kandidatenlisten für die vier Wahlkreise 
für die Parlaments wählen am 14. Okto¬ 
ber. Ali Ruckert, Vorsitzender der KPL 
stellte die einzelnen Kandidaten vor und 
erklärte, warum die KPL im Parlament 
„eng konsequent Oppositioun“ eine 
konsequente Opposition sein wird. 

Neben der Bergarbeiterkapelle, die 
traditionell auf dem Wisefest ihr Kön¬ 
nen zeigt, spielten verschiedene Bands 
für die Besucher. Neben allerlei alkoho¬ 
lischen und nicht-alkoholischen Geträn¬ 


ken wie einem „Humpen“ Bier konnte 
man sich mit „Fritten“, „Eisekuch“ (Waf¬ 
feln) und „Forell mat Kraider“ (gegrillte 
Forelle) etwas Gutes tun. 

Neben der UZ waren die DKP und 
die SDAJ jeweils mit einem Stand auf 
dem Wisefest vertreten. Das Wisefest 
war ein gelungener Auftakt der Presse¬ 
feste, die die Kommunistischen Parteien 
in Europa veranstalten. Das UZ-Presse- 
fest findet vom 7. bis 9. September im Re¬ 
vierpark Wischlingen in Dortmund statt 
und wird ein reichhaltiges Angebot an 
Politik und Kultur anbieten. CH 


Deng Stemm fir eng konsequent Oppositioun 

„Deine Stimme für eine konsequente Opposition“ - 
Luxemburger Kommunisten treten zu Parlamentswahlen an 


Die Kommunistische Partei Luxemburgs 
(KPL) tritt am 14. Oktober in allen vier 
Wahlbezirken mit eigenen Listen zu den 
Parlamentswahlen an. Den Umfragen 
nach liegt der Einzug in die „Chamber“, 
das luxemburgische Parlament, in greif¬ 
barer Nähe. Die KPL liegt im südlichen 
Wahlbezirk um die alte Stahl- und Berg¬ 
baustadt Esch bei über 3 Prozent. Die 
KPL benötigt 4 Prozent. 

Mit dem 21-seitigen Wahlprogramm 
„Deng Stemm fir eng konsequent Oppo¬ 
sitioun. Wiel d‘Kommunisten“ (dt.: Dei¬ 
ne Stimme für eine konsequente Oppo¬ 
sition. Wähl die Kommunisten) wollen 
die Kommunisten um den Parteivorsit¬ 
zenden Ali Ruckert eine Opposition im 
Großfürstentum zwischen Deutschland, 
Frankreich und Belgien schaffen, die sich 
gegen eine Politik im Interesse der Ka¬ 
pitalisten stellt. „Im Gegensatz zu allen 
staatstragenden Parteien, die grundsätz¬ 
lich für den Kapitalismus sind und die 
Abwälzung der Folgen der Krise auf die 
Bevölkerung billigend in Kauf nehmen, 
geht es den Kommunisten nicht darum, 
den Kapitalismus zu retten, sondern ihn 
abzuschaffen“, heißt es dazu im Wahlpro¬ 
gramm. 


Die KPL will eine Politik im Interes¬ 
se der Lohnabhängigen der immer radi¬ 
kaleren Umverteilung von Unten nach 
Oben entgegensetzen. Sie fordert daher, 
dass der Mindestlohn um 20 Prozent an¬ 
gehoben und die Leiharbeit verboten 
wird. Die zahlreichen Ausnahmerege¬ 
lungen zur gesetzlich festgeschriebenen 
40-Stunden-Woche will sie abschaffen 
und eine Verpflichtung für Unternehmen 
einführen, Zeitverträge nach spätestens 
sechs Monaten in eine Festanstellung 
umzuwandeln. Die Löhne sollen an die 
Entwicklung der Produktivität angepasst 
werden. Mindestlohnbezieher sollen von 
der Einkommensteuer befreit und kleine 
und mittlere Einkommen entlastet wer¬ 
den. Dagegen sollen Reiche, Banken und 
Großbetriebe wieder mehr Steuern zum 
Wohl der Allgemeinheit zahlen. 

Um Luxemburg für die Zukunft zu 
wappnen, will die KPL eine kostenlose, 
ganztägige Gesamtschule schaffen und 
so dem immer schlechter werdenden Bil¬ 
dungssystem gegenüber eine realisierba¬ 
re Alternative aufzeigen. Die Kosten für 
die Ausbildung der Jugend sollen durch 
den Staat finanziert werden. Des Weite¬ 
ren sollen die Jugend, die Gesundheit, 


der Sport und die Kultur staatlich geför¬ 
dert werden. 

Um den Mangel an bezahlbaren 
Wohnungen einzudämmen, fordert die 
KPL, dass 50 000 öffentliche Mietwoh¬ 
nungen gebaut werden und die Mieten 
auf 10 Prozent des Einkommens der 
Mieter begrenzt werden. Ein Ausbau des 
öffentlichen Nahverkehrs und öffentli¬ 
ches W-LAN sollen die Lebenssituation 
der Lohnabhängigen verbessern. 

In gut einem Vierteljahr können sich 
die Luxemburger entscheiden, ob sie 
weiter das „kleinere Übel“ wählen wol¬ 
len oder eine Opposition haben wollen 
die ihre Interessen vertritt. Patrik Köbe- 
le, Vorsitzender der DKP, sagt: „Wir wün¬ 
schen unseren Genossen in Luxemburg 
viel Kraft und Mut beim Wahlkampf. Wir 
wünschen ihnen von Herzen viel Erfolg 
bei den Wahlen. Luxemburg braucht eine 
konsequente Opposition gegen Ausbeu¬ 
tung, Ausgrenzung und Krieg. Das sieht 
in unserem Nachbarland nicht anders 
als bei uns aus. Man kommt nicht darum 
herum, für Arbeit, Solidarität und Frie¬ 
den an die Urnen und auf die Straße zu 
gehen.“ 

Christoph Hentschel 



Die Bergmannskapelle spielt zum Abschluss ihres Auftritts die „Internationale“ 



Vorstellung der Kandidaten zur Parlamentswahl 


20 Prozent mehr Mindestlohn 

Die KPL will, dass die Reichen zahlen, nicht die Lohnabhängigen 


Die Kommunisten in Luxemburg wollen im Wahlkampf für die Interessen der 
Lohnabhängigen kämpfen. Die UZ sprach darüber mit Ali Ruckert, Vorsitzender 
der Kommunistischen Partei Luxemburgs (KPL), auf dem „Wisefest“, dem Pres¬ 
sefest der „Zeitung vum Letzebuerger Vollek“. 


UZ: Wie sehen die Klassenverhältnisse 
heute in Luxemburg aus? 

Ali Ruckert: Die größte Klasse in Lu¬ 
xemburg sind die Lohnabhängigen. Je¬ 
der dritte Lohnabhängige kommt aus 
Portugal. Das schafft ein Sprachenpro¬ 
blem. Wir sagen, dass der Unternehmer 
den Kollegen, die aus Portugal kom¬ 
men, Sprachunterricht während der Ar¬ 
beitszeit bezahlen muss. Es gibt keine 
größeren Probleme - wie in den Nach¬ 
barländern -, was Rassismus angeht. 
Aber die Arbeiterklasse in Luxemburg 
ist aufgesplittert und die Leute leben 
nebeneinander, nicht miteinander. 

In Luxemburg überwiegt der 
Dienstleistungssektor und nicht mehr 
der Industriebereich. Im Süden des 
Landes gibt es aber noch Stahl- und 
chemische Industrie, wie auch Ma¬ 
schinenbau. Der ausgeprägte Banken¬ 
sektor umfasst über 140 Banken. Die 
große Mehrheit der Beschäftigten sind 
Grenzgänger, rund 85 000 aus Frank¬ 
reich und 44 000 aus Deutschland. Das 
macht es sehr schwer, sie gewerkschaft¬ 
lich zu organisieren. 

Die Regierung hat während der letz¬ 
ten zehn Jahre die Kapitalsteuer syste¬ 
matisch nach unten gesenkt und es feh¬ 
len immer mehr Steuereinnahmen aus 
dem Bankensektor. Investitionsgesell¬ 
schaften bezahlen nur 0,01 Prozent. Zum 
Vergleich: ein unverheirateter Mindest¬ 
löhner zahlt 7 Prozent. Auf diese Weise 
entwickelt sich die Gesamtsteuerlast zu 
Ungunsten der Lohnabhängigen. Früher 
bezahlten die Betriebe zwei Drittel der 


Steuern und die Lohnabhängigen ein 
Drittel. Heute ist es umgekehrt. 

UZ: Was möchte die KPL tun, damit 
dieses Verhältnis wieder gerechter wird? 

Ali Ruckert: In unserem Programm zu 
den Parlamentswahlen am 14. Oktober 
haben wir eine Reihe von Vorschlägen. 
Die Regierung hat am 1. Januar 2017 
eine punktuelle Steuerreform durch¬ 
geführt, bei der die Steuertabelle für 
die Lohnabhängigen etwas angepasst 
wurde. Aber wer den Mindestlohn ver¬ 
dient, muss noch immer Steuern zah¬ 
len. Wir fordern, wie die Gewerkschaft 
auch, dass die Steuertabelle erst nach 
dem Mindestlohn einsetzt. Das heißt, 
dass jemand, der den Mindestlohn be¬ 
kommt, keine Steuern bezahlt. 

UZ: Das würde auch gelten, wenn eure 
Forderung nach 20 Prozent mehr Min¬ 
destlohn verwirklicht würde? 

Ali Ruckert: Selbstverständlich. Der 
Mindestlohn beläuft sich in Luxemburg 
zur Zeit auf 2013 Euro. Damit kann 
man schlecht überleben. Die Mieten 
sind hoch und wer kein Eigenheim hat, 
muss selbst im Süden des Landes, wo 
die Mieten billiger sind, rund 800 bis 
900 Euro für eine Wohnung bezahlen. 
Dazu sind die Preise in den letzten Jah¬ 
ren immer mehr gestiegen. Wenn man 
40 Stunden arbeitet und den Mindest¬ 
lohn bekommt, dann gehört man in Lu¬ 
xemburg zu den „working poor“. Das 
ist ein Phänomen, das sich immer mehr 



Ali Ruckert 

ausbreitet. Deshalb ist unsere Forde¬ 
rung, den Mindestlohn um 20 Prozent 
zu erhöhen inklusive Steuerbefreiung. 
Bei den Steuern muss das Verhältnis 
zwischen Arbeit und Kapital grundle¬ 
gend verändert werden. Die Kapital¬ 
steuer war vor zehn Jahren noch bei 28 
Prozent und ist jetzt bei 18 Prozent. Da¬ 
neben muss die Gewerbesteuer, die die 
Gemeinden einziehen, überall densel¬ 
ben Hebesatz haben. Sonst spielen die 
Betriebe die Gemeinden gegeneinan¬ 
der aus. Investitionsgesellschaften sol¬ 
len 0,06 statt 0,01 Prozent bezahlen Das 
wird bei denen kaum ins Gewicht fal¬ 
len, aber es gäbe keine Probleme mehr 
mit dem Staatshaushalt. Auf sämtliche 
Kapitaleinkünfte müssen mehr Steuern 
bezahlt werden. 

UZ: Die Arbeitslosigkeit ist heute vier 
Mal so hoch wie vor der Krise in Lu¬ 
xemburg. Wie will die KPL dem begeg¬ 
nen? 

Ali Ruckert: Wir haben da eine Reihe 
von Vorschlägen. Zum Beispiel impor¬ 


tiert Luxemburg Gemüse zu 99 Prozent 
und Obst zu 95 Prozent. Wir sagen, das 
ist ein Bereich, in den unbedingt inves¬ 
tiert werden muss. Der Staat und die 
Gemeinden müssen kommunale oder 
staatliche Betriebe schaffen, um Obst 
und Gemüse anzubauen. So könnten 
sehr viele junge Arbeitslose eingestellt 
werden. Wir haben diesen Vorschlag 
in Differdingen, wo die KPL im Ge¬ 
meinderat sitzt, eingebracht. Die Koa¬ 
lition zwischen Christlich-Sozialen und 
Grünen hat das aufgegriffen und in der 
Zwischenzeit eine kommunale Gärtne¬ 
rei eröffnet. Fairerweise sagen sie aber, 
dass das ein Vorschlag der Kommunis¬ 
ten war. Das ist natürlich nur ein Trop¬ 
fen auf den heißen Stein. Um wirklich 
die Arbeitslosigkeit abzubauen, müsste 
die Bildung verbessert werden. 

UZ: Gerade Kinder aus einkommens- 
schwachen und Immigranten-Familien 
werden heute benachteiligt. Wie kann 
den Kindern eine Zukunft mit Perspek¬ 
tive ermöglicht werden? 

Ali Ruckert: Wir haben festgestellt, 
dass gerade in den Gemeinden des Sü¬ 
dens ein sehr großer Teil der Arbeiter¬ 
kinder, seien es Luxemburger oder Im¬ 
migranten, in der Arbeitslosigkeit lan¬ 
den und keinen Beruf erlernen. Das ist 
ein riesiges Problem. Daher sind wir 
der Ansicht, dass der Schulhaushalt 
um 30 Prozent erhöht werden muss. 
Da ist viel, aber wir wollen, dass gera¬ 
de den Kindern aus Arbeiter- und Im¬ 
migrantenfamilien besonders geholfen 
wird. Als ich vor 45 Jahren das Abitur 
gemacht habe, da haben 5 Prozent der 
Arbeiterkinder Abitur gemacht. Die¬ 
ser Prozentsatz ist bis heute praktisch 
unverändert. Das heißt, die aus einer 


höheren Klasse kommen, die sind noch 
immer privilegiert. Das wollen wir ab¬ 
schaffen. Wir wollen eine Schule der 
Chancengleichheit schaffen, auch für 
Arbeiter- und Immigrantenkinder. 

UZ: Luxemburg ist NATO-Mitglied. In 
diesem Rahmen beteiligt sich Luxem¬ 
burg an Kriegen weltweit. Was sagt die 
KPL als Friedenspartei dazu? 

Ali Ruckert: Auslandseinsätze lehnen 
wir grundsätzlich ab. Wir fordern, dass 
die Luxemburger Soldaten, die im Ko¬ 
sovo oder in Mali sind, zurückkommen. 
Vor allem wollen wir, dass die Luxem¬ 
burger Soldaten, die unter deutschem 
Kommando an der Grenze zu Russ¬ 
land stationiert sind, unverzüglich nach 
Hause zurückkehren. Außerdem for¬ 
dern wir, dass der Militärhaushalt ra¬ 
dikal gesenkt wird. Die Luxemburger 
Armee soll als militärische Formation 
abgeschafft und ein allgemeiner Dienst 
für Entwicklungshilfe und Katastro¬ 
phenhilfe geschaffen werden. 

Wir treten seit jeher für den Austritt 
Luxemburgs aus der NATO und für die 
Auflösung aller imperialistischen Mili¬ 
tärbündnisse ein. Wir sagen ganz klar 
nein zu der 2-Prozent-Forderung. 

Wir haben in Luxemburg ein US- 
amerikanisches Militärlager und die 
größte Agentur für Ersatzteile der 
NATO. Wir wollen, dass diese mili¬ 
tärischen Einrichtungen geschlossen 
werden. 

Ebenso wie unsere deutschen Ge¬ 
nossen fordern wir Abrüstung statt 
Aufrüstung. Die KPL in diesem Sinne 
tritt für ein Verbot aller Atomwaffen 
ein, unabhängig davon, wer im Besitz 
dieser Waffen ist. 

Das Gespräch führte Christoph Hentschel 
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NRW will Polizeigesetz verschärfen 

Die UZ sprach darüber mit Nils Jansen, Sprecher der Initiative „Grundrechte verteidigen!“ 


UZ: Die nordrhein-westfälische Landes¬ 
regierung aus CD U und FDP will das Po¬ 
lizeigesetz novellieren. Was konkret haben 
Sie an den Plänen von Landesinnenmi¬ 
nister Herbert Reul (CDU) auszusetzen? 

Nils Jansen: In NRW soll künftig jede 
Einwohnerin und jeder Einwohner un¬ 
ter dem Vorwand der Verbesserung der 
Sicherheit und der „Terrorismusbekämp¬ 
fung“ komplett durchleuchtet, abgehört 
und sogar weggesperrt werden können, 
zum Teil sogar unter Umgehung von 
Richtern, direkt durch die Polizeibehör¬ 
den. So will es Reuls im Juni zurückge¬ 
zogener Gesetzesentwurf, und das wird 
auch im September bei der Neuvorlage 
Thema sein. Kern des neuen Polizeige¬ 
setzes ist die Einführung des Rechtsbe¬ 
griffes der „drohenden Gefahr“. 

Durch die Fixierung auf die bloße 
Vermutung einer Gefahr, ohne dass 
Straftaten begangen würden, wird die 
Polizeitätigkeit grundlegend verändert 
und vorverlagert in einen Bereich, in 
dem keine konkrete Gefahr existiert. 
Verbrechen so weit im Vorfeld zu ver¬ 
hindern, mag vielleicht manchem im 
ersten Moment wünschenswert er¬ 
scheinen, erhebt aber unverdächtiges, 
grundrechtlich geschütztes und auch 
gesellschaftlich wünschenswertes Han¬ 
deln in den Bereich des Verdächtigen. 

Es handelt sich um ein zutiefst po¬ 
litisches Polizeigesetz, das die „Sicher¬ 
heit“ der Regierung und der herrschen¬ 
den gesellschaftlichen Verhältnisse im 
Blick hat, nicht aber die Sicherheit der 
Bevölkerung. Für die Bevölkerung ist 
das Gesetz sogar brandgefährlich: Wer 
in Zeiten zunehmender sozialer Kon¬ 
flikte Proteste organisiert, z.B. gegen 
eine Werksschließung oder gegen Ras¬ 
sismus und die Verherrlichung von neo¬ 
nazistischem Gedankengut, wird in Zu¬ 
kunft ganz konkret durch Haft bedroht. 

Das hat spätestens die erste An¬ 
wendung dieser Regelung im neuen 
bayrischen „Polizeiaufgabengesetz“ 
gegen einen Jugendlichen am 26. Juni 
eindrücklich gezeigt. Der junge Anti¬ 
rassist ohne Vorstrafen wurde einge¬ 
sperrt, weil er an der Demonstration 
gegen den Augsburger AfD-Parteitag 
teilnehmen wollte. Die Polizei sah da¬ 
rin eine drohende Gefahr, was für den 
Freiheitsentzug ausreichte. 

Das Gesetz in NRW ähnelt dem 
bayrischen Gesetz. Es sieht vor, von 
der Polizei definierte „Gefährder“ bis 
zu einen Monat in „Präventivgewahr¬ 
sam“ stecken zu können - ohne Ge¬ 
richtsverfahren. Aber die schweren 
Grundrechtseingriffe betreffen bei 
Weitem nicht nur das Versammlungs¬ 
recht. Die neuen Regelungen ermögli¬ 
chen der Polizei, Menschen auch ohne 
konkreten Verdacht anzuhalten und zu 
durchsuchen oder mit Hausarrest und 
elektronischen Fußfesseln zu belegen 

- nicht nur racial profiling ist da pro¬ 
grammiert. Die Polizei soll das Recht 
erhalten, nach ihrem Belieben Smart- 
phones und vor allem Messenger wie 
WhatsApp zu hacken und mitzulesen 

- der völlige Verlust der Privatsphäre. 
Zudem wird auch die Videoüberwa¬ 
chung des öffentlichen Raums ausge¬ 
weitet - ein handfester Alptraum für 
unsere demokratischen Grundrechte. 

UZ: Sie befürchten also - auf den Punkt 
gebracht - dass sich die BRD in Rich¬ 
tung eines autoritären Polizeistaates ent¬ 
wickelt? 

Nils Jansen: Ja, offensichtlich. Seit 1945 
hat es in Deutschland keine Auswei¬ 
tung polizeilicher Befugnisse in dieser 
Größenordnung gegeben. Die Verschär¬ 
fung des Polizeigesetzes ist zudem leider 
nur der Gipfel einer langen Reihe von 
Grundrechtseingriffen. Viele Elemen¬ 
te eines Polizeistaates sind ja längst da: 
Sei es die Einschränkung des Versamm¬ 
lungsrechts, der Ausbau von Facebook/ 
WhatsApp-Überwachung durch den 
Bundestrojaner oder die Einschränkung 
des Streikrechts durch die „Tarifeinheit“ 
oder auch die faktische Aufhebung der 
Grundrechte von Millionen Migranten 
und Geflüchteten in den letzten Jahren, 
z.B. durch das „Asylpaket II“. Auch die 


ganz materielle Gewalt des existieren¬ 
den Polizeiapparates ist groß und wurde 
in den letzten Jahren durch viele Geset¬ 
ze und Maßnahmen weiter ausgebaut, 
so dass mittlerweile auf 177 Einwohner 
ein Polizist kommt. Zudem wurden die 
antifaschistischen Lehren des Hitler-Fa¬ 
schismus durch den Kamin gejagt: Ge¬ 
heimdienste und Polizeibehörden haben 
gleich mehrfach gemeinsame Datenba¬ 
sen und Hauptquartiere geschaffen, wie 
z.B. das GTAZ und das GTEZ. Und zu¬ 
nehmend erklären dieselben Innenpoliti¬ 
ker, dass dies Maßnahmen sind, die auch 
dazu dienen, die politische Linke zu be¬ 
kämpfen. Es ist an der Zeit, dem Rad in 
die Speichen zu greifen! 

UZ: Aber ist es in Zeiten zunehmender 
„terroristischer Bedrohung“ die die etab¬ 
lierte Politik ausgemacht hat, nicht tatsäch¬ 
lich notwendig, die Befugnisse der Sicher¬ 
heitsbehörden anzupassen? 


Nils Jansen: Wer beim Wort „Gefähr¬ 
der“ an Terroristen denkt, liegt daneben! 
Denn festgelegte Kriterien für „Ge¬ 
fährder“ gibt es nicht, das entscheidet 
zunächst die Polizeibehörde selbst. Be¬ 
troffen von diesen Eingriffen in Grund¬ 
rechte ist wirklich jeder: Fußballfans 
oder Streikführer, Whistleblower oder 
Demonstranten - treffen kann das neue 
Gesetz nahezu jede und jeden. Es reicht 
schon, bestimmte Internetseiten anzu¬ 
klicken, mit „verdächtigen“ Personen in 
Kontakt zu stehen oder einfach zur fal¬ 
schen Zeit am falschen Ort zu sein. In 
Thüringen wurde im Mai der Anmelder 
eines linken Musikfestivals von der Poli¬ 
zei zum „Gefährder“ erklärt, weil er eine 
Band auf treten ließ, die dem türkischen 
Präsidenten Erdogan nicht passt: Grup 
Yorum. 

Um gegen die wachsenden terroris¬ 
tischen Bedrohungen auf dieser Welt 
effektiv etwas unternehmen zu können, 
müssen nicht Millionen Menschen über¬ 
wacht werden. Da wäre natürlich viel ef¬ 
fektiver, und ohne jeden Grundrechtsein¬ 
griff machbar, dass die deutsche Regie¬ 
rung die Rüstungszusammenarbeit mit 
den Hauptfinanciers des Terrors unter¬ 
bindet: Saudi-Arabien, Türkei und Qa- 
tar, um nur einige zu nennen. Oder dass, 
wie beim Lafarge-Prozess in Frankreich, 
die Geldwäsche von Organisationen wie 
dem IS angegriffen würde. Leider gab es 
in dieser Hinsicht fast keine Bemühun¬ 
gen, was auch zeigt, dass die Begründung 
der aktuellen Grundrechtseingriffe nur 
vorgeschoben sein kann. Der Lafarge- 
Prozess ist der erste seiner Art. In Wirk¬ 


lichkeit wollen Regierung und Wirtschaft 
- hier vor allem die größten Konzerne - 
neue Unterdrückungsmechanismen ge¬ 
gen die eigene Bevölkerung, in stürmi¬ 
schen Zeiten wachsender sozialer Span¬ 
nungen. 

UZ: Nun dürften Ihnen viele Bürgerinnen 
und Bürger entgegnen, dass wer nichts zu 
verbergen habe, auch nichts befürchten 
müsse. Was antworten Sie darauf? 

Nils Jansen: Oh, das ist sehr naiv und 
kurz gedacht. Dieser Gedanke dreht ja 
den grundlegenden Gedanken der bür¬ 
gerlich-demokratischen Revolutionen 
um in: „Tu, was der Obrigkeit genehm 
ist, dann passiert dir nichts.“ Man möge 
die Bill of Rigths von 1789 ansehen - 
dem Staat werden von Beginn des bür¬ 
gerlichen Rechtsdenkens an Grenzen ge¬ 
setzt: Der Staat darf nicht durchsuchen, 
außer, der Staat darf nicht deine Frei¬ 


heit rauben, außer. Der neue Grundsatz: 
„Wer nichts zu verbergen hat,...“ ist eine 
Umkehr dessen. Es ist die Einwilligung 
in die Aneignung unserer Nachrichten, 
unserer Bilder, unserer Videos, unserer 
Privatsphäre, unseres intimen Lebens, un¬ 
serer gesellschaftspolitischen Beziehun¬ 
gen durch den Staat und besonders durch 
die Polizei. Ein digitales Ticket zurück ins 
Mittelalter. 

UZ: Zunehmend sollen Personen bei ei¬ 
ner „drohenden Gefahr“ auch bis zu vier 
Wochen in Gewahrsam genommen wer¬ 
den können. Kommt das nicht einer Art 
Schutzhaft gleich? 

Nils Jansen: Ja, Gefährderhaft oder Prä- 
ventivhaft ist nur ein neuer Name für die 
alte politische „Schutzhaft“. Ursprünglich 
von Kaiser Wilhelm gegen die Arbeiter¬ 
bewegung erlassen, die gegen den ersten 
Weltkrieg protestierte, richtete sich die 
Schutzhaft schon von Anfang an gegen 
Links. Mit der demokratischen Revolu¬ 
tion vor 100 Jahren wurde die Schutz¬ 
haft dann abgeschafft, aber dann 1933 
mit Hitlers Machtantritt wieder einge¬ 
führt. Derjenige sei in Schutzhaft zu neh¬ 
men, der bei Juden einkaufe und daher 
seine staatsfeindliche Gesinnung zum 
Ausdruck bringe, heißt es in damaligen 
Schutzhaftbefehlen beispielsweise. Nach 
1945 gab es dann eine erneute Anwen¬ 
dung nur gegen die Gegner der Remili¬ 
tarisierung, also vor allem gegen Kommu¬ 
nisten und andere Linke. 

UZ: Sie persönlich haben einschlägige 
Erfahrungen mit Polizei und Justiz bei 


den Protesten gegen den G20-Gipfel im 
vergangenen Jahr in Hamburg gemacht. 
Können Sie diese kurz schildern? 

Nils Jansen: Fast der gesamte Jugendvor¬ 
stand der ver. di-Jugend NRW-Süd, meh¬ 
rere weitere ver.di-Kollegen und andere 
Bonner Mitstreiter wurden beim Protest 
gegen den G20-Gipfel zum Opfer von po¬ 
litischer Verfolgung, von tagelanger Frei¬ 
heitsberaubung und massiver Aushebe- 
lung der demokratischen Grundrechte 
durch Polizei und Staatsanwaltschaft. Es 
waren mehr als 30 000 Polizisten in Ham¬ 
burg, das muss man sich mal vorstellen, 
eine kleine Armee. Bereits am Freitag¬ 
morgen dem 7. Juli griff die Polizei aus 
dem Nichts unsere Blockade-Demonst¬ 
ration mit Schlagstöcken und Wasserwer¬ 
fern an. Wir waren nur 200 Personen. Die 
Menschen flohen in Panik, viele wurden 
verletzt, zum Teil schwer. Bei der Polizei 
wurde nach eigenen Angaben niemand 
verletzt. Den ganzen Gipfel verbrach¬ 
ten wir hinter Gittern und konnten nicht 
an der Großdemonstration teilnehmen. 
Hinterher wurden zehn Wohnungen von 
ver.di-Kollegen durchsucht, allein hier 
in Bonn und Umgebung, zeitgleich, mit 
mehr als 100 Beamten. Auffällig sind bei 
dieser Polizeistaats-Übung Sonderfor¬ 
mationen von Polizei und Justiz, wie die 
Gerichtsstelle „Neuland“, das bayrische 
„USK“, eine Prügeleinheit oder auch die 
„Soko Schwarzer Block“, die uns bis heu¬ 
te mit Gerichtsverfahren bedroht, weil 
wir an einer Demonstration teilgenom¬ 
men haben. Hier sollen Übungsräume 
und Präzedenzfälle geschaffen werden 
für einen Ausbau des Polizeistaats. 

UZ: Was löst es vor dem Hintergrund 
Ihrer Erfahrungen bei Ihnen aus, dass 
potentielle polizeiliche Gewalttäter und 
Rechtsbrecher künftig noch mehr Mög¬ 
lichkeiten haben sollen, gegen Demonst¬ 
ranten vorzugehen? 

Nils Jansen: G20 war für jeden freiheits¬ 
liebenden Menschen und für alle De¬ 
mokraten ein Warnsignal. Viele damals 
illegale polizeiliche Maßnahmen sollen 
nun im Nachhinein in Gesetze gegossen 
werden. Ein Beispiel ist da die faktische 
Präventivhaft in der Gefangenensammel¬ 
stelle. 

UZ: Gehen Sie davon aus, dass die starken 
linken Proteste gegen den G20-Gipfel nun 
missbraucht werden, um in den meisten 
Bundesländern äußerst repressive Neufas¬ 
sungen der Polizeigesetze zu installieren? 

Nils Jansen: Ja, das sieht ganz danach 
aus. Zum Beispiel beim Vorgehen in ei¬ 
ner Straße in Hamburg, aus der sich die 
Polizei stundenlang zurückgezogen hat, 
und dann später die Bilder brennender 
Barrikaden von dort nahm, um nach ei¬ 
ner Ausweitung ihrer Befugnisse zu ru¬ 
fen - gemeinsam mit Politikern aus CDU, 
SPD, FDP, AFD und im Kontext einer 
offensichtlich gut finanzierten und koor¬ 
dinierten Medienkampagne gegen Links. 

Kurz vor dem G20-Gipfel wurde 
zudem der neue Paragraphen 113, 114 
StGB erlassen. Das ist eine Vorschrift, die 
pünktlich zum Gipfel in Kraft getreten ist 
und den Tätlichen Angriff< gegen Voll¬ 
streckungsbeamte unter eine Mindest¬ 
strafe von drei Monaten Gefängnis stellt, 
bei „kollektivem Vorgehen“ von sechs 
Monaten. Das ist vor allem ein Angriff 
auf die Versammlungsfreiheit, mit der 
in Hamburg wie in einem Feldversuch 
praktische Erfahrungen gesammelt wor¬ 
den sind. Im Rahmen der Verfolgung von 
Gipfelgegnern hat die Staatsanwaltschaft 
ihre Auslegung der Vorschrift offenbart: 
Schon das gemeinsame Zugehen im Pulk 
auf Polizeibeamte stelle eine „erhebliche 
Kraftentfaltung“ dar, die „auf einen un¬ 
mittelbaren körperlichen Zwang gerich¬ 
tet“ sei. Einer tatsächlichen Berührung 
bedürfe es nicht. 

UZ: Sie planen für Sonnabend eine Groß¬ 
demonstration gegen die Novellierung des 
Polizeigesetzes. Über 200 Organisationen 
und Persönlichkeiten unterstützen Ihr An¬ 
sinnen bereits. Wie ist die Stimmung be¬ 
züglich des neuen Gesetzesvorhabens in 
den Gewerkschaften? 


Hr. 76o8 L. 

BEZIRKSALT PRAflKBHTHAL. 


Frankonthal, den 2. September 1935. 


Betreff : Schutzhaft. 


S c h u t z h aftbefehl. 


Auf Grund des § 1 der VO. des Reichspräsidenten zum 
Schutze von Volk und Staat vom 28.2.1933 ( RGB1.I S.83,u.LE. 
vom 2.5.1934) wird in Schutzhaft genommen x 
Vor- und Zuname x-Äeef Langmantl, 

Geburtsort u.Geburtszeitx Lünchen lo.5.19o3 
Familienstand u.Beruft Arbeiter, verheiratet, 

Wohnort und Wohnung: Grünstadt, Schillerplatz 8 

Staatsangehörigkeit x Deutsch 

Heligiön x " ^xathöliscn,"" ■* 


Gegen die Verhängung der Schutzhaft steht dem Verhafteten 
kein Beschwerderecht zu. 

Gründe x Johannes Langmantl,ist ein Uarxist und hat bis heute 
seine staatsfeindliche Gesinnung in keiner Weise geändert. Dies 
bringt er bei jeder Gelegenheit zum Ausdruck.Er und seine Ehefrau 
kaufen bewusst nur in jüdischen Geschäften und stellen sich damit 
in den Gegensatz zum nationalsozialistischen Wollen. Langmantl 
gefährdet durch sein Verhalten die öffentliche Sicherheit und 
Ordnung unmittelbar und war daher in Schutzhaft zu nehmen. 
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Schutzhaftbefehl im faschistischen Deutschland 


Nils Jansen: Verschiedene ver.di-, IGM- 
und GEW-Gliederungen und -Fachbe¬ 
reiche in NRW sowie dutzende gewerk¬ 
schaftlich Aktive sind aktiver Teil des 
Protestbündnisses und werden auch auf 
der Bühne am 7. Juli vertreten sein. Der 
ver.di-Landesvorstand hat sich zudem bei 
seiner Sitzung Mitte Juni gegen das Ge¬ 
setz ausgesprochen. Es wäre aber wün¬ 
schenswert, wenn hier noch mehr getan 
würde, z. B. um das Problembewusstsein 
bei den Mitgliedern zu schärfen. Vie¬ 
le wissen noch gar nicht, was ihnen da 
blüht und wie weit manche Maßnahmen 
der letzten Jahre bereits reichen. 

UZ: Aber könnten die Pläne des Landes¬ 
innenministers künftig - zum Beispiel bei 
Streik- oder Blockadeaktionen - nicht 
auch für eine Kriminalisierung von Ge¬ 
werkschaftsprotesten genutzt werden? 

Nils Jansen: Genau das ist ein Kern der 
Gefahr - das Gesetz könnte den Gewerk¬ 
schaften böse auf die Füße fallen. Gera¬ 
de in Kombination mit der jüngsten Ein¬ 
schränkung des Streikrechts durch die 
„Tarifeinheit“, die kleinen Gewerkschaf¬ 
ten das Streiken verbietet, ist so eine Ent¬ 
wicklung brandgefährlich. Da ist eine Ak¬ 
tion schnell zum „wilden Streik“ erklärt, 
und die Polizei kann dann ganz legal ge¬ 
werkschaftliche Aktivisten wegsperren - 
ohne Gerichtsbeschluss. Und man kann 
sich ausmalen, was bei einem General¬ 
streik wie in Frankreich oder Italien dann 
alles passieren würde ... 

UZ: Gehen Sie davon aus, dass sich die 
Gewerkschaften noch stärker gegen das 
Gesetz positionieren werden? 

Nils Jansen: Auf jeden Fall. Hoffent¬ 
lich noch bevor die neuen Maßnahmen 
greifen und die Interessen der Gewerk¬ 
schaftsmitglieder durch die Massenüber¬ 
wachung ihrer Kommunikation weiter 
voranschreitet. Im Interesse der Mitglie¬ 
der müssen da auch die Bundesgremien 
jetzt dringend reagieren - es geht schließ¬ 
lich um neue Polizeigesetze in 15 von 16 
Bundesländern! 

UZ: In Nordrhein-Westfalen hat die 
„schwarz-gelbe“ Landesregierung nur 
kurz nach ihrer Regierungsübernahme 
die Kennzeichnungspflicht für die Polizei 
kassiert. Warum halten Sie das für falsch? 

Nils Jansen: Ein verschwindend kleiner 
Teil der Übergriffe von Polizisten wer¬ 
den zur Anzeige gebracht, noch viel we¬ 
niger führen zu einer Verurteilung. Die 
Kennzeichnungspflicht war zumindest 
ein winzig kleiner Schritt in die richtige 
Richtung, der es Betroffenen zumindest 
theoretisch möglich gemacht hätte, den 
verantwortlichen Polizisten überhaupt 
zu identifizieren. Nun soll sogar dieses 
kleine Stück Recht gegenüber der Poli¬ 
zei wieder genommen werden, die Polizei 
wird zum „schwarzen Block“. Anschei¬ 
nend wünscht man sich im NRW-Innen- 
ministerium eine Polizei, die straffrei und 
anonym agieren kann, damit sie härter 
gegen ihre Bevölkerung zupackt. 

UZ: Zu guter Letzt: Sehen Sie tatsächlich 
die Chance, dass neue Polizeigesetz noch 
zu stoppen? 

Nils Jansen: Natürlich kann man einzelne 
Gesetze auch stoppen, das hängt an den 
gesellschaftlichen Kräfteverhältnissen. 
Schon jetzt zeigt der Protest Erfolg: Vor 
wenigen Wochen musste Innenminister 
Reul (CDU) zurückrudern und erklär¬ 
te, dass er die Kritik am Gesetz angeb¬ 
lich „genau prüfen“ werde. Einige Tage 
später legte dann Koalitionspartner FDP 
nach, auch sie wolle das Gesetz überar¬ 
beiten. Das ist ein wichtiger Erfolg, wir 
lassen uns von solchen Versprechungen 
auf - kosmetische? - Verbesserungen 
aber nicht einschläfern, was wahrschein¬ 
lich der Zweck der Übung ist: Wir nutzen 
die gewonnene Zeit und setzen weiter¬ 
hin alles darauf, das Gesetze endgültig zu 
verhindern, wenn es im Herbst erneut in 
den NRW-Landtag eingebracht wird. Der 
erste bedeutende Schritt ist die Großde¬ 
monstration am 7. Juli in Düsseldorf! 

Das Gespräch führte Markus Bernhardt 
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War ein Kampf des Lorbeers wert, 
spart dem Tod die Spende, - 
aber nehmt des Toten Schwert! 
Führt den Kampf zu Ende! 

Erich Mühsam 

Domenico Losurdo 

1941-2018 


Wir trauern um unseren Autor, Freund und Genossen. 
PapyRossa Verlag, Köln 



Sepp Lutz 

1928-2018 

Als Sohn eines Roten Kieler Matrosen trat Sepp als 
17-Jähriger der wieder legalen KPD bei. Nach dem erneu¬ 
ten Verbot der Partei unter Adenauer wurde er „wegen 
Fortführung der KPD-Tätigkeit" zu 1 1/2 Jahren Gefäng¬ 
nis verurteilt. Sepp kandidierte auf der Liste Aktion De¬ 
mokratischer Fortschritt, ln seiner Baufirma arbeitete er 
als Betonfahrer und wurde immer wieder zum Betriebs¬ 
rat gewählt. Er war Mitgründer der DKP Allgäu und lange 
deren Vorsitzender. 

Wir verlieren mit Sepp einen der selten gewordenen Ver¬ 
treter der Arbeiterklasse, der sich nach der Volksschule 
selber ein breites Wissen angeeignet hatte und vor allem 
durch die gemeinsame Einschätzung eigener Erfahrungen 
sowie den ungezwungenen, selbstbewussten Austausch 
mit Andersdenkenden seine weltanschaulichen Kenntnis¬ 
se erweiterte. 

Er wird uns ein Vorbild bleiben. 

Die Genossinnen und Genossen des Allgäutreffs 
und die DKP-Südbayern 




Mit Beiträgen von: Arnold Schölzel, Rainer 
Roth, Patrick Schreiner, Petra Heiner, Wer¬ 
ner Rügemer, Volkmar Schöneburg und der 
Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik 

Weitere Themen: Heiner Karuscheit: No¬ 
vemberrevolution • Richard Sorg: >ldealis- 
tische< oder >materialistische< Dialektik? • 
Joachim Guilliard: Syrien, die Kurden und 
verkürzte Solidarität • Fred Schmid (isw): 
Weltkonjunktur • Jens Berger: Iran, das Öl, 
der Dollar • RolfGössner: Zum 25. Jahrestag 
des Solinger Brandanschlags • Rainer Per- 
schewski: Betriebsratswahlen 2018 • Berich¬ 
te • Rezensionen 



Einzelpreis 9,50 € 

Jahresabo 48,00 € 

ermäßigtes Abo 32,00 € 


Neue 

Impulse 

Verlag 

Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 
Tel. 0201 123 67 57 


junge Welt ■ Ladengalerie 

Unsere Veranstaltungen im Juli 


Donnerstag, 12. Juli, 19 Uhr | Buchvorstellung 

Feindbild Islam und institutioneller Rassismus 

Menschenrechtsarbeit in Zeiten von Migration und 
Anti-Terrorismus. Mit dem Autor Eberhard Schultz 
Moderation: Simon Zeise (JW) Eintritt: 5,00 €/ermäßigt: 3,00 € 


Sonnabend, 14. Juli, 12 bis 18 Uhr 

Sonderöffnung! 

Eine Gelegeheit, die neue Ausstellung »Malerei und Druckgrafik wider den Krieg« anzu¬ 
schauen und günstig antiquarische Bücher aus dem Bestand der Ladengalerie zu erstehen! 

Eintritt frei 




Dienstag, 17. Juli, 19 Uhr | Berliner Buchpremiere 

Die deutsch-russischen Energiebeziehungen 

Kontinuitäten und Brüche imgeopolitischen Umfeld. 

Mit der Autorin Franziska Lindner 

Moderation: Markus Bernhardt (JW- Autor) Eintritt: 5,00 €/erm:: 3,00 € 



Dienstag, 24.Juli, 19 Uhr | Berliner Buchpremiere 

Zwanzig Millionen 

Mit dem Autor Heinz-Jürgen Schneider 

Die Währungsreform ist in den Westzonen erfolgreich durchgeführt 
und soll ein Wirtschaftswunder schaffen. Doch 20 Millionen der neuen 
Deutschen Mark sind vor der Verteilung verschwunden. Letzter Schlag 
der großen Schwarzmarktschieber? 

Moderation: Michael Made (JW) Eintritt: 5,00 €/ermäßigt: 3,00 € 


Zu den Veranstaltungen bitten wir um Anmeldung unter mm@jungewelt.de oder 0 30/53 63 55-56w 


Galerie ■ Buchhandlung ■ Treffpunkt ■ Torstr. 6 ■ 10119 Berlin ■ Mo.-Do. 11-18 Uhr, Fr. 10-14 Uhr 

jungewelt.de/ladengalerie 



DVD-NEUERSCHEINUNG 

WO DER HIMMEL AUFGEHT 

Esther Bejarano und Microphone Mafia in Kuba 

Dokumentarfilm, 45 Minuten 

Dank der Musik hat Esther Bejarano Auschwitz überlebt. 
Mit 92 Jahren verwirklicht sich die Sängerin einen Traum 
und reist mit ihrem Sohn und der Rap-Gruppe Micro¬ 
phone Mafia nach Kuba. Mitreißende Konzertausschnitte 
machen die Begeisterung spürbar, die das kubanische 
Publikum einer einzigartigen Frau entgegenbringt. So 
bildet der Film den gemeinsamen Traum von einer Welt 
ab, deren Himmel für alle, die unter ihm leben, gleicher¬ 
maßen aufgeht. 

Ein Film von Tobias Kriele („Die Kraft der Schwachen“) 
DVD 12,- inkl. MwSt., zzgl. Versandkosten 
Bestellungen unter: 

uzshop.de info@unsere-zeit.de Tel: 0201 17788923 


Nach den Frühlingskursen - 
Ran an die Sommer- und Herbstkurse in 
der Karl-Liebknecht-Schule 

7.7. - 8.7.18 / 50 Jahre DKP - (k)ein Rückblick 

Die Neukonstituierung der DKP schuf für die bundesdeut¬ 
schen Kommunistinnen die Möglichkeit wieder legal arbeiten 
zu können. Der Aufschwung der Außerparlamentarischen Op¬ 
position, der Jugend- und Arbeiterbewegung der 60er Jahre 
machten dies dringend nötig. Trotz Fortbestands des KPD- 
Verbots erkämpften die Kommunisten wieder eine legale 
Partei. 

Integriert ins Seminar ist eine Diskussionsrunde mit Zeit¬ 
zeugen am Samstagabend. 

Referenten: Kurt Baumann, Walter Bauer, 

Hans-Peter Brenner 


29. 9. - 30. 9.18 / Marxistische Staatstheorie 

Ist der Staat als „ideeller Gesamtkapitalist" ausschließlich re¬ 
pressives Organ der herrschenden Klasse? Ist der Staat ins¬ 
titutionalisierte Klassenbeziehung und Kräfteverhältnis? Wie 
steht es um die „Verdrahtung" von Staat und Finanzoligar¬ 
chie? Was bedeutet Zivilgesellschaft? Wie ist das Verhältnis 
von Nationalstaat und supranationalen Institutionen? 

Welche Bedeutung kann in diesem Kontext der Kampf um 
eine antimonopolistische, revolutionär-demokratische Repu¬ 
blik als eine Möglichkeit des „Herankommens" an den revolu¬ 
tionären Bruch mit dem Kapitalismus haben? 

Referenten: Kurt Baumann / Beate Landefeld 

Anmeldungen 
> per Mail: kls@dkp.de 

> per Post: DKP, Hoffnungstraße 18,45127 Essen 
Kosten beitrag: Wochenendseminar 25,- 
(bei Anreise am Vortag 30,-) 


Helferinnen gesucht! 

Am 3. September 2018 ist es wieder soweit: Im Dortmun¬ 
der Revierpark beginnt der Aufbau unseres UZ-Pressefestes. 
Dazu brauchen wir eure Hilfe als Elektriker, Klempner, Stapler¬ 
fahrer, Tontechniker, Sanitäter und Ärzte ... als Genossinnen 
und Freundinnen, die in der Küche helfen, Bühnen und Türme 
bauen oder mit der UZ und der Pressefestzeitung im Ruhr¬ 
gebiet für unser Fest werben. Meldet euch jetzt an für den 
zentralen Auf- und Abbau und als Helferinnen während des Festes: 

uz-pressefest@dkp.de 


( ->1 
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Toskana, nah am Meer 


Urlaub im Lotsenhaus 

ww.lnikanj-binbof.dr j £14-73 


an der Ostsee 

Gkohof im Olivenhain, 
weitet Blick, Stille; 


(14 km von Stralsund) 

große helle Zimmer, 


3 komfortable Fe.-Wo. 

viele gute Bücher, .. 

Haus oder Hä Lschen; B 


Erich und Michaela Bartels 

Ei nderps radier fl 


Näheres: Tel. 03831 -459 366 

V_. - ■ . . . ■. .. -JL . W 


www.ferien-im-lotsenhaus.de 


Am 11. Juli 2018 feiern Marianne und 
Robert Konze Ihren 65. Hochzeitstag, 
ihre „Eiserne Hochzeit“ 

Kennengelernt haben sich die beiden 1952 in 
Erfurt an der Rosa-Luxemburg-Schule. Geheiratet 
haben Marianne und Robbi am 11.7.1953 in Bertlich (NRW) 



Über 65 Jahre vereint die zwei ihr riesengroßes, vorbildliches 
Engagement für Frieden und Abrüstung. Ostermaschierer von 
Beginn an. Ihr unerbittlicher Kampf gegen Neofaschismus und De¬ 
mokratieabbau, ihr Einsatz für eine gerechtere Welt, für Völkerver¬ 
ständigung und für eine sozialistische Gesellschaftsordnung ist 
beispielhaft für alle Genossinnen und Genossen. 


Unvergessen ihr Einsatz für die Heinze-Frauen in Gelsenkirchen - 
„Gleicher Lohn für gleiche Arbeit". 


Viele Jahre leitete Marianne im Parteivorstand die Abteilung 
Frauenpolitik, Robert im Bezirksvorstand Ruhr-Westfalen, die Ab¬ 
teilung Wirtschafts- und Sozialpolitik. 

Mit über 75 Jahren wird Marianne auf der Liste der PDS in die Be¬ 
zirksvertretung-Nord in Gelsenkirchen gewählt. Mit über 80 Jahren 
stemmte Marianne noch die Kreiskassierung - ihr Robbi immer an 
ihrer Seite. 


Die DKP Gelsenkirchen verneigt sich vor Eurem herrausragenden 
Engagement und gratuliert zu Eurem Ehrentag. Wir wünschen Euch 
von Herzen noch viele gemeinsame und schöne Jahre. 


Glückauf 

DKP Gelsenkirchen • DKP Parteivorstand 
DKP Bezirksvorstand Ruhr Westfalen 


Werner Groß 

90 Jahre 

„Mönchlein, du gehst einen schweren Gang", seufzte ein gu¬ 
ter Kollege, als Du als Stahlarbeiter bei Hoesch aufhörtest 
und die Schreibstube Groß aufbautest, das erste Zentrum der 
DKP Dortmund. Du warst lange ihr Vorsitzender. Dortmund als 
Herzkammer - von was? Auf jeden Fall auch der Aktionsein¬ 
heit der Arbeiterinnen und Arbeiter. Für Frieden, gegen Na¬ 
zis, für die kleinen Leute. Werner half, sie zusammenzubrin¬ 
gen - beim legendären Septemberstreik, beim Roten Punkt, 
im Rombergparkkomitee. Dass Dortmunder den sowjetischen 
Menschen freundschaftlich begegneten, Völkerverständigung 
vorankam und Gastarbeiter wie Migranten Solidarität erfuh¬ 
ren, auch das war mit Dein Werk. 

Antifaschisten und Friedensleute, Gewerkschafter ziehen an 
einem Strang, Du bist immer dabei. Ostermärsche und be¬ 
triebliche Friedensgruppen organisieren - ohne Dich wär s 
kaum gegangen. Immer freundlich, hilfsbereit. Heute danken 
wir dir und wünschen dir zum 90. Geburtstag das Allerbeste. 
Und noch eine lange Zeit in unserer Mitte. 

Anke, Ula, Willi, Ulli und viele andere 
für WN-BdA Kreis Dortmund 
Friedensforum Dortmund 
Bündnis Dortmund gegen Rechts 



BÜCHEL 

DICHTMACH EN! 

AKTIONSPRÄSENZ 
VOM JULI 1018] 

ABRÜSTEN STATT 
AUFRÜSTEN! 

dkp-rlp.de | info@dkp-rlp.de 

SDA DKP 

RHEINLAND-PFALZ RHEINLAND-PFALZ 



TOMBOLA AUF DEM 
UZ-PRESSEFEST 

PREISE GESUCHT! 

Liebe Genossinnen und Genossen, 




IMMER WIEDER 
[IN SLICK WERT 

GQshop 

www.uzshop.de 



Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-Nationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


für unsere große Tombola suchen wir noch Preise. Wenn 
ihr neue bis neuwertige Dinge übrig habt, CDs, Bildbände, 
Spiele, unbenutzte Geräte, eigentlich alles, was wertig ist... 
schickt sie bitte für eine bunte Tombola an: 

DKP-Parteivorstand, Hoffnungstraße 18,45127 Essen 
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Solidarität / Termine 


Freitag, 6. Juli 2018 


Kuba wird seinen Weg weitergehen 

Die Freundschaftsgesellschaft BRD-Kuba diskutierte die aktuelle Lage Kubas 


A m vergangenen Wochenende 
tagte die 43. Bundesdelegierten¬ 
konferenz der Freundschafts¬ 
gesellschaft BRD-Kuba in Göttingen. 
Die Vorsitzende Petra Wegener konn¬ 
te knapp zwei Dutzend Delegierte aus 
dem Bundesgebiet begrüßen. 

Der Vorstand des „Netzwerks Cuba“, 
in dem auch die FG BRD-Kuba vertre¬ 
ten ist, entsandte mit Angelika Becker 
und Stephanie Remus zwei Vertrete¬ 
rinnen, die sich an den Debatten betei¬ 
ligten. Die Delegierten und ihre Gäste, 
darunter neben einem SDAJ-Mitglied 
auch Lisset Gonzalez als Repräsentan¬ 
tin der Botschaft Kubas, befassten sich 
in zwei Arbeitsgruppen zum einen mit 
der dringend erforderlichen Gewin¬ 
nung von mehr jungen Menschen für 
die Kuba-Solidarität; hier will man die 
Zusammenarbeit mit der SDAJ und 
dem „Proyecto Tamara Bunke“ an der 
Universität in Havanna fortführen. Zum 
anderen diskutierte eine zweite Arbeits¬ 
gruppe die fortdauernde Blockade des 
Landes durch die USA. Die Delegierten 
beschlossen eine Resolution unter dem 
Titel #NoMäsBloqueo; dieser Hashtag 
bringt auf Twitter und Facebook weiter¬ 
führende Informationen zu den konkre¬ 
ten Auswirkungen der Blockade für die 
Menschen in Kuba, aber auch in ande¬ 
ren Ländern (siehe unten). 

In der aufschlussreichen Debatte 
mit Lisset Gonzalez ging es um die ak¬ 
tuelle Lage auf der Insel. Entsprechend 



Die Jugend Kubas ist in den Diskussionsprozessen einbezogen. 


der Veröffentlichungen der letzten Wo¬ 
chen interessierte die Kubafreundinnen 
und -freunde vorwiegend der Stand der 
Verfassungsreform. Companera Lisset 
stellte klar, dass zunächst eine Redak¬ 
tionsgruppe unter Leitung von Raul 
Castro und mit Teilnahme des kubani¬ 
schen Präsidenten Miguel Dfaz-Canel 
zusammengetreten und damit alles in 
einer ersten Phase befindlich ist. Wenn 
daraus mittelfristig ein erstes Ergebnis 
veröffentlicht ist, wird - wie auf Kuba 
üblich - die Bevölkerung in den Dis¬ 
kussionsprozess einbezogen. Nach der 
Einbeziehung der Änderungsvorschlä¬ 
ge wird der Text ein weiteres Mal über¬ 
arbeitet und dann dem Volk zur Ab¬ 
stimmung vorgelegt. 

Im Unterschied zu anderen plebis- 
zitären Prozessen sieht Lisset Gonzalez 
nun aber eine Neuerung, da bereits in 
dieser frühen Phase Teile der Debatten 
der Kommission bewusst in die Pres¬ 
se gelangen, um die Einbeziehung des 
Volkes schon vor dem ersten Entwurf 
zu gewährleisten. Gewiss werden viele 
Neuerungen nötig sein, um die schon be¬ 
schlossenen oder noch zu beschließen¬ 
den Gesetze, z.B. über betriebliche In¬ 
vestitionen aus dem Ausland, Grundbe¬ 
sitzerwerb oder das Kooperativenwesen 
im nicht-landwirtschaftlichen Bereich, 
mit einer konstitutionellen Grundlage 
zu versehen. Klar ist derzeit aber vor al¬ 
lem eines: Kuba wird den sozialistischen 
Weg nicht verlassen. Günter Pohl 


#NoMäsBloqueo 

Schluss mit der US-amerikanischen Blockade gegen Kuba! 


Termine@unsere-zeit.de 


Hamburg: „Droht eine militärische Inter¬ 
vention in Venezuela?“ Diskussionsver¬ 
anstaltung des Hamburger Forums mit 
dem Journalisten Volker Hermsdorf über 
die US-amerikanische Gegenoffensive 
in Lateinamerika. Curio-Haus, Rothen¬ 
baumchaussee 15,18.30 Uhr 


SA ★ 7. JUL 


Hamburg: Aktionstag zum Unterschrif¬ 
tensammeln unter „Abrüsten statt Auf¬ 
rüsten“, Infostand der DKP. Lohbrügger 
Markt, nahe S-Bahnhof Bergedorf, 10 bis 
13 Uhr SA ★ 7. JUL 


Nürnberg: Südstadtfest mit Infostand der 
DKP, Annapark am Maffeiplatz, bis Sonn¬ 
tag 8. Juli, 12 Uhr bis 19 Uhr 


MO ★ 9. JUL 


Usingen: Diskussion über das Bundes¬ 
wehrdepot in Köppern, Gruppenabend 
der DKP-Wohngebietsgruppe Hochtau¬ 
nus. Büro „Die Andere“, Emminghaus- 
straße 1,18.45Uhr 


Ml ★ 11 JUL 


Stuttgart: „Diskriminierung von Armut im 
kapitalistischen .Sozialstaat’“, Informati¬ 
onsveranstaltung mit Jörg Lang, Rechts¬ 
anwalt. Clara-Zetkin-Haus, Stuttgart- 
Sillenbuch, Gorch-Fock-Straße 26,19.00 

Wuppertal: „Wir Kommunisten und die 
Friedensfrage“, Mitgliederversammlung 
der DKP. im „Atelier“, Hofaue 51,19 Uhr 

München: „Kommunisten und der Kampf 
um den Frieden“, Kreisabend der DKP. 
Holzapfelstraße 3,19 Uhr 


DO ★ 12. JUL 


Nürnberg: Aktuelle Kommunalpolitik der 
DKP in der Linken Liste Nürnberg. Rotes 
Zentrum, Reichstraße 8,19 Uhr 


SA ★ 14. JUL 


Nürnberg: „Hofflohmarkt Nordstadt“, die 
DKP handelt und diskutiert im Roten Zen¬ 
trum, Reichstraße 8,10 Uhr bis 16 Uhr 


Die Freundschaftsgesellschaft BRD- 
Kuba protestiert gegen die Handels-, 
Finanz- und Wirtschaftsblockade der 
USA gegen das Volk und die Regie¬ 
rung Kubas. Sie ist einer der längsten 
und größten Verstöße gegen das Völ¬ 
kerrecht, illegal und zutiefst inhuman. 

Der Wirtschaftskrieg begann am 

6. Juli 1960 mit einem Gesetz zum 
Importverbot kubanischen Zuckers. 
Nach der gescheiterten Invasion in der 
Schweinebucht im April 1961 folgte am 

7. Februar 1962 der Beginn der kom¬ 
pletten Blockade mit der Untersagung 
sämtlicher Handelsbeziehungen zwi¬ 
schen den USA und Kuba durch John 
F. Kennedy. 

Das Ziel war, mit dem „Verbot 
von Lieferungen und Geldzahlungen 
die Wirtschaft zu schwächen, sinkende 
Einkommen herbeizuführen, Hunger, 
Elend und Verzweiflung zu erzeugen 
und so zum Sturz der Regierung beizu¬ 
tragen“. 

Es folgte die Verschärfung durch das 
Torricelli-Gesetz am 23. Oktober 1992; 


eine weitere dann durch das Helms-Bur- 
ton-Gesetz am 5. März 1996. 

Diese Blockade trifft aber nicht nur 
die Menschen in Kuba, auch die Men¬ 
schen in anderen Kontinenten sind da¬ 
von betroffen. 

Die Blockade behindert die wirt¬ 
schaftliche Entwicklung Kubas und 
verursacht Schäden in Milliardenhöhe. 
Sie erschwert nicht nur in Kuba, dass 
Menschen z.B. die benötigten Medika¬ 
mente bekommen. Auch in den USA 
und Europa wird der Bevölkerung me¬ 
dizinische Hilfe aus Kuba - sei es durch 
Spezialpräparate oder medizinische 
Dienstleistungen - vorenthalten. Eben¬ 
so werden humanitäre Hilfsleistungen 
von und nach Kuba behindert. Auch die 
FG BRD-Kuba war davon mehrfach be¬ 
troffen: 

Verweigerung von Überweisungen 
von der oder an die Freundschaftsgesell¬ 
schaft BRD-Kuba e.V. mit dem Betreff 
„Kuba“, Bezahlung von Kugelschreibern 
oder der Zeitschrift „Cuba Libre“ oder 
die Weigerung der Postbank, einen Be¬ 


trag des Verlages 8. Mai für die „Gran- 
ma Internacional“ - eines aus der So¬ 
libewegung entstandenen Projektes - 
nach Kuba zu überweisen. 

All das verstößt gegen die am 
22. November 1996 erlassene Verord¬ 
nung Nr. 2271/96 des Europäischen Ra¬ 
tes. In ihr wird festgestellt: „Ein Dritt¬ 
land hat Gesetze, Verordnungen und 
andere Rechtsakte erlassen, mit denen 
die Tätigkeit von natürlichen und juris¬ 
tischen Personen geregelt werden soll, 
die der Gerichtsbarkeit der Mitglied¬ 
staaten der Europäischen Gemeinschaft 
unterstehen. Diese Gesetze, Verordnun¬ 
gen und anderen Rechtsakte verletzen 
durch ihre extraterritoriale Anwendung 
das Völkerrecht (...).“ Es wird zweierlei 
Maß angewandt, wenn die EU ihre eige¬ 
ne Verordnung aktuell im Falle des Iran 
beachten will und im Falle Kubas nicht. 

Dies alles zeigt, dass die Blockade 
immer noch trauriger Alltag ist und ge¬ 
gen das Völkerrecht verstößt. Daran 
wurde weder unter der Präsidentschaft 
Obamas noch unter der von Trump et¬ 


was zum Positiven geändert. Wir for¬ 
dern - zusammen mit 191 Staaten der 
Generalversammlung der Vereinten 
Nationen - die USA auf, die Blockade 
zu beenden. Von der EU und der deut¬ 
schen Bundesregierung verlangen wir, 
der herrschenden Rechtslage Geltung 
zu verschaffen und die Anwendung der 
Blockade in der EU und in Deutschland 
zu unterbinden. Das entspräche dem 
„Abkommen über politischen Dialog 
und Zusammenarbeit zwischen der Eu¬ 
ropäischen Union und ihren Mitglied¬ 
staaten einerseits und der Republik 
Cuba andererseits“, welches im Novem¬ 
ber 2016 beschlossen wurde. 

Für die Kuba-Solidaritätsbewegung 
bleibt die Forderung nach Aufhebung 
der Blockade ein Schwerpunkt. 

Alle humanitär gesinnten Menschen 
fordern wir auf, den Kampf gegen die 
Blockade aktiv zu unterstützen!! 

43. Bundesdelegiertenkonferenz der 
Freundschaftsgesellschaft BRD-Kuba 
Göttingen, 1. 7.2018 


Recklinghausen: „Lesen gegen das Ver¬ 
gessen“, Veranstaltung der gleichnamigen 
Initiative aus Anlass der Bücherverbren¬ 
nung in Recklinghausen am 14. Juli 1933. 
Neumarkt in Recklinghausen-Süd, 16 Uhr 


I DO ★ 19. JUL 


Nürnberg: Friedens 
Zentrum, Reichstraß 

Politik der DKP. Rotes 
ie 8,19 Uhr 

Dl ★ 24. JUL 

Recklinghausen: „Wir werben für das 


UZ-Pressefest“, Gruppenabend der DKP 
Ladenlokal Kellerstraße 7, Recklinghau¬ 
sen-Innenstadt, 19.30 Uhr 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte spätestens am Freitag eine Wo¬ 
che vor dem Erscheinungstermin der ent¬ 
sprechenden Ausgabe der UZ mit Angabe 
des Themas, des Ortes, des Datums und 
der Uhrzeit der Veranstaltung an termine@ 
unsere-zeit.de oder UZ-Redaktion, Hoff¬ 
nungstraße 18,45127 Essen. Die Termine 
erscheinen online auch auf news.dkp.de. 


Liebe Leserinnen und Leser, 

bucht jetzt das KOMBI-ABO und lest die UZ als Zeitung und auch Online 

★ Die uz immer und überall lesen 

★ Für nur 1 ,- bis 3 ,- Euro monatlich zusätzlich! 

★ Mit Möglichkeit der Bild- und Schriftvergrößerung 

★ Alle aktuellen Texte, das gesamte Archiv und die Dossierfunktion nutzen 



□ Ich beziehe bereits die gedruckte UZ im Abo und möch¬ 
te die Zeitung ab sofort auch online lesen - daher bestelle 
ich die Online-Ausgabe zum zusätzlichen Preis von 


□ Ich habe noch kein UZ-Abo und möchte die UZ 
ab sofort als Wochenzeitung und online lesen - 
daher bestelle ich das Kombi-Abo zum Preis von 


□ 

Ermäßigtes Abo 

1,00 € pro Monat 

□ 

Ermäßigtes Abo 

7,00 € pro Monat 

□ 

Normalabo 

2,00 € pro Monat 

□ 

Normalabo 

14,00 € pro Monat 

□ 

Förderabo 

3,00 € pro Monat 

□ 

Förderabo 

21,00 € pro Monat 


Ich zahle mein UZ-Abonneroenl □ monatlich* □ vierteljährlich* □ halbjährlich □jährlich *Nur bet SERA Einzug möglich 
- O Einzugsanriächligung / SEPA-Lasüschriftmandat 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Ich komme zum UZ-Pressefest... 


„ Unsere Zeit braucht dieses Fest, 
weil wir mit ihm beweisen, dass 
der Kampf für eine bessere Welt 
auch unterhaltsam und vergnüg¬ 
lich geführt werden kann.“ 

Dietmar Koschmieder 
Geschäftsführer Verlag 8. Mai 


UZ-Pressefest ★ Dortmund vom 7. bis 9. September 



Schon erstaunlich 


Die Fußball-WM bis hierhin 


Schon erstaunlich, wie man es schafft, 
die beiden bisher besten WM-Spiele 
zu verpassen: Auf die Partie Portugal 

- Spanien (3:3) hatten wir den mo¬ 
natlichen Doppelkopfabend gelegt. 
Und während der Partie Argentinien 

- Frankreich (3:4) schlenderte ich mit 
der Tochter durch Hamburg, wir hatten 
gerade ihren Umzug in die Hansestadt 
geschafft und uns war mehr nach Piz¬ 
za und Weißweinschorle als nach Män¬ 
nerschweiß und Bier. 

Immerhin: Japan gegen 
Belgien (2:3) sah ich 
mal live und das war j 
ein echter Kracher, 
weil die Japaner 
den Belgiern der¬ 
maßen auf die 
Nerven gingen, 
dass es keine/r ^ 
so recht glauben 
wollte. Von un¬ 
serer Truppe wohl 
auch nicht, ich saß 
mutterseelenallein in 
der Kneipe, keine schöne 
M., keine A., kein U. ohne Zäh¬ 
ne und auch sonst war niemand gekom¬ 
men. Aber auch solo war es ein echter 
Krimi und natürlich hätte ich es den Ja¬ 
panern gegönnt, den Favoriten Belgien 
ins Nirwana zu befördern. Alleine die 
Nachspielzeit war einmal mehr dagegen. 

Dort, also im Nirwana, hätten die 
Belgier illustre Bekannte getroffen: 
Deutschland natürlich. Argentinien (s. 
o.), Portugal (1:2 gegen Uruguay) und 
vor allem Spanien (3:4 nach Elfmeter¬ 





schießen gegen Russland!), welches U. 
ohne Zähne zu einem „Cheiche!“ ver- 
anlasste. Und auch die hoch gehandel¬ 
ten Kroaten standen eigentlich schon 
mit einem Bein draußen (3:2 im Elfme¬ 
terschießen gegen Dänemark). Schon 
erstaunlich. 

Erstaunlich auch die schöne M., die 
mir auf meine Erzählung hin, ich hätte 
ein Haus in Holland an der Hand, das 
pro Nase nur 10 Euro die Nacht kostet, 
erwiderte: „Super, da können 
wir ja mal ein langes Wo¬ 
chenende hin!“ Jetzt 
hab ich natürlich die 
Arschkarte, un¬ 
möglich, noch in 
i diesem Sommer 
I zehn Kilo ab¬ 
zunehmen, um 
peinlichkeitsfrei 
mein Hemd am 
Strand zu lüften. 
Werde ihr wohl 
einen Herbsturlaub 
vorschlagen. Mit nas¬ 
sen Spaziergängen und 
romantischem Kaminfeuer 

und so. 

Vorschlägen für das Endspiel der 
WM würde ich mal Frankreich gegen 
Kroatien. Aber - und das sollte man 
mal positiv erwähnen - bei dieser WM 
scheint alles möglich und jeder kann 
jeden schlagen. Oder wie einst Paul 
Breitner sagte „Dann kam das Elfme¬ 
terschießen. Wir hatten alle die Hosen 
voll, aber bei mir lief s ganz flüssig.“ 
Schon erstaunlich. Karl Rehnagel 
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Sommer, Sonne - DKP 

Berliner DKP feiert Sommerfest 
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Sommer, Sonne, Sozialismus gab es einen Tag lang in Berlin. 


U lli - ein Lehrer, der gerade miter¬ 
leben musste, wie eine gut funk¬ 
tionierende Integration von Mi¬ 
granten an seiner Schule politisch zer¬ 
schlagen wurde - brachte es auf den 
Punkt: Es sind traurige Zeiten, in de¬ 
nen wir leben, aber auf dem Sommer¬ 
fest der DKP und SDAJ Berlin schöpft 
er Mut und Zuversicht. Ungefähr 500 
Gäste tummelten sich am vergangenen 
Samstag auf der Straße im Stadtteil 
Pankow, die nach dem Friedensakti¬ 
visten und Antifaschisten Carl von Os- 
sietzky benannt ist - und auf der mit 
der Bundesakademie für Sicherheitspo¬ 
litik ausgerechnet eine Strategiefabrik 
des deutschen Militarismus ihren Sitz 
gewählt hat. 

Deren Betreibern hat das Fest hof¬ 
fentlich keine Freude bereitet, das im 
Zeichen von Frieden und Sozialismus 
stand und seine Besucher begrüßte. 
Das waren die „junge Welt“ die VVN- 
BdA Berlin, die Antifa Nordost, die 
Freundschaftsgesellschaften Berlin- 
Kuba und BRD-Kuba, Cuba Si, KPD, 


die Gesellschaft zur Rechtlichen und 
Humanitären Unterstützung (GRH), 
das Bündnis für Soziale Gerechtigkeit 
und Menschenwürde (BüSGM), die 
Kommunistische Plattform der Partei 
„Die Linke“, der Rotfuchs-Förderver¬ 
ein, die Rote Hilfe und die Föderati¬ 
on demokratischer Arbeitervereine 
(DIDF). 

An ausländischen Organisationen 
haben sich mit Vertretern beteiligt die 
Kommunistischen Parteien Griechen¬ 
lands (KKE), der Türkei (TKP), des Li¬ 
banon (KP Libanon) und die Demo¬ 
kratische Front zur Befreiung Palästi¬ 
nas (DFLP). 

Während von der Hauptbühne Mu¬ 
sik und Lieder von The Balkonians, Isa¬ 
bel Neuenfeldt, OktoberRot, Lautaro 
Valdes und Pichy Proyecto son Batey 
zu hören waren und auf der Lesebühne 
Bücher von Volker Hermsdorf, Peter 
Michel, Eberhardt Schultz und Lena 
Kreymann vorgestellt wurden, konnten 
die Teilnehmer miteinander diskutie¬ 
ren, Bücher und Lose kaufen, auf dem 


Kinderfest Bilder gegen den Krieg ma¬ 
len oder sich über die Verhältnisse im 
Donbass informieren. 

Politische Standpunkte kamen da¬ 
bei nicht zu kurz: Da sich die DKP Ber¬ 
lin zurzeit stark in der Initiative Ge¬ 
meingut in Bürgerhand, die sich gegen 
die Privatisierung von Schulen richtet, 
und in der Friedensinitiative „abrüsten 
statt aufrüsten“ engagiert, bildeten bei¬ 
de Themen Schwerpunkte des Festes. 
Zu Letzteren konnten die Genossen 
sogar den Erfolg vermelden, bereits 
weit mehr Unterschriften gesammelt 
zu haben, als sie sich zum Fest vorge¬ 
nommen hatten. 

Dabei ging es, wie der eingangs zi¬ 
tierte Genosse feststellte, nicht nur ums 
Kämpfen. „Fröhlich sein und singen“ 
hieß nicht umsonst die Hymne der 
Thälmann-Pioniere in der DDR. Man 
kann sich über die Zeiten ärgern, für 
den Sozialismus streitet man besser mit 
einem Lächeln. Ein schönes Fest - das 
war‘s. 

DKP Berlin 





Neue Werbematerialien für unser Pressefest 


- Jetzt bestellen! 


20. UZ-PRESSEFEST 

DAS FEST DES FRIEDENS UND DER SOLIDARITÄT 


7.-9. 

SEPTEMBER 

2018 

DORTMUND 




Luftballons "20. UZ-Pressefest 1 

Rot, Durchmesser 30 cm, 

Vorderseite "20. UZ-Pressefest" 

Rückseite "Gespenst des Kommunismus" 

10 stück 2,- Euro /100 stück 15,- Euro 


Bierdeckel "20. UZ-Pressefest 1 

Rot, rund, Durchmesser 10,7cm, 

Vorderseite "20. UZ-Pressefest" 

Rückseite "UZ Probelesen mit Adressfeld" 

20 stück 1,- Euro /100 stück 4,- Euro 


Warnweste "UZ - unsere zeit' 

Rot, Einheitsgröße (groß!) 

Rückseite "UZ - unsere zeit" 

1 stück 7,- Euro / 5 stück 30,- Euro 


UZSHOP.de 


info@unsere-zeit.de 
Tel. 0201 17788923 


Spendenkonto DKP-Parteivorstand, GLS-Bank 

BIC: GENODEM1GLS, IBAN: DE36 4306 0967 4002 4875 02 

Verwendungszweck: UZ-Pressefest 









